
Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-

schutz über die Gewährung von Zuwendungen für Nachhaltige Waldwirtschaft  

(VwV NWW) 

 

Vom 13. Juli 2020 – Az.: 52-8678.01 – 

 

INHALTSÜBERSICHT 

 

Allgemeiner Teil 

 

1 Zuwendungsziel und Rechtsgrundlagen 

1.1 Zuwendungsziel 

1.2 Rechtsgrundlagen 

2 Zuwendungsempfangende 

3 Allgemeine Bestimmungen für die Teile A bis G 

3.1 Verwendung von Kostenpauschalen 

3.2 Sachleistungen, Eigenleistungen und Arbeitskräfte der Zuwendungsempfangen-

den 

3.3 Kosten des Revierdienstes und der Betriebsleitung 

3.4 Zweckbindungen 

3.4.1 Zweckbindungsfristen 

3.4.2 Fälle höherer Gewalt 

3.5 Bagatellgrenzen 

3.6 Mindestflächen 

3.7 Walddefinition 

3.8 Zuwendungsfähige Flächen 

3.9 Schutz gegen Wildschäden 

3.10 Auflagen 

3.11 Rabatte, Skonti, Umsatzsteuer 

3.12 Förderfähigkeit von forstlichen Ausgleichsleistungen 

3.13 Förderausschluss bei fehlendem Anreizeffekt für große Unternehmen 

3.14 Prüf- und Betretungsrecht von Kontrollpersonen  

3.15 Vorgaben einzelner Förderverfahren zu Transparenz, Evaluierung und Publizität 

3.15.1 MEPL III-Verfahren 

3.15.1.1 Transparenz 

3.15.1.2 Evaluierung 

3.15.1.3 Publizität 

3.15.2 Verfahren innerhalb der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk-

tur und des Küstenschutzes“ 



3.16 Schwellen für Einzelbeihilfen gemäß Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 

3.17 Beachtung des Umweltrechts 

 

Teil A - Förderung der Erstaufforstung 

 

4 Förderung der Erstaufforstung 

4.1 Zuwendungszweck - Teil A 

4.2 Einschränkung der Zuwendungsempfangenden - Teil A 

4.3 Erstaufforstung 

4.3.1 Gegenstand der Förderung 

4.3.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

4.3.2.1 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

4.3.2.2 Spezielle Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

4.3.3 Art der Zuwendung 

4.3.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

4.3.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Teil B - Förderung einer naturnahen Waldbewirtschaftung 

 

5 Förderung einer naturnahen Waldbewirtschaftung 

5.1 Zuwendungszweck - Teil B 

5.2 Einschränkung der Zuwendungsempfangenden - Teil B 

5.3 Periodische Betriebspläne und Vorarbeiten zur Umstellung auf eine naturnahe 

Waldwirtschaft und zur Entwicklung gemeinschaftlicher Bewirtschaftungs- und 

Eigentumsmodelle 

5.3.1 Gegenstand der Förderung 

5.3.1.1 Periodische Betriebspläne 

5.3.1.2 Sonstige Vorarbeiten 

5.3.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen  

5.3.3 Art der Zuwendung 

5.3.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen  

5.3.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

5.3.5.1 Periodische Betriebspläne 

5.3.5.2 Sonstige Vorarbeiten 

5.4 Umbau, Wiederherstellung und Weiterentwicklung von stabilen naturnahen 

standortsgerechten Laub- und Mischwäldern 

5.4.1 Gegenstand der Förderung 

5.4.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

5.4.2.1 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 



5.4.2.2 Spezielle Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

5.4.2.2.1 Naturverjüngung 

5.4.3 Art der Zuwendung 

5.4.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

5.4.5 Umfang und Höhe der Zuwendungen 

5.5 Jungbestandspflege 

5.5.1 Gegenstand der Förderung 

5.5.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

5.5.3 Art der Zuwendung 

5.5.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

5.5.5 Umfang und Höhe der Zuwendungen 

5.6 Bodenschutzkalkung 

5.6.1 Gegenstand der Förderung 

5.6.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

5.6.3 Art der Zuwendung 

5.6.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

5.6.5 Umfang und Höhe der Zuwendungen 

 

Teil C - Förderung von Gemeinschaftswäldern und  

forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen 

 

6 Förderung von Gemeinschaftswäldern und forstwirtschaftlichen Zusammen-

schlüssen 

6.1 Zuwendungszweck - Teil C 

6.2 Einschränkung der Zuwendungsempfangenden - Teil C 

6.2.1 Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

6.2.2 Gemeinschaftswald 

6.3 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen - Teil C 

6.3.1 Zeitliche Befristungen 

6.3.2 Kombinierbarkeit der Maßnahmen 

6.4 Professionalisierung von forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen 

6.4.1 Gegenstand der Förderung 

6.4.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

6.4.3 Art der Zuwendung 

6.4.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

6.4.5 Umfang und Höhe der Zuwendungen 

6.5 Koordinierung von Waldpflegeverträgen 

6.5.1 Gegenstand der Förderung 

6.5.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 



6.5.3 Art der Zuwendung 

6.5.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

6.5.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

6.6 Mitgliederinformation und -aktivierung 

6.6.1 Gegenstand der Förderung 

6.6.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

6.6.3 Art der Zuwendung 

6.6.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

6.6.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

6.7 Zusammenfassung des Holzangebotes 

6.7.1 Gegenstand der Förderung 

6.7.1.1 Überbetriebliche Zusammenfassung 

6.7.1.2 Überbetriebliche Koordination 

6.7.1.3 Überbetriebliche Zusammenfassung in Mitgliedsbetrieben bis 30 Hektar 

6.7.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

6.7.3 Art der Zuwendung 

6.7.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

6.7.4.1 Zuwendungsfähige Aufwendungen für Nummer 6.7.1.1 

6.7.4.2 Zuwendungsfähige Aufwendungen für Nummer 6.7.1.2 

6.7.4.3 Zuwendungsfähige Aufwendungen für Nummer 6.7.1.3 

6.7.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

6.7.5.1 Umfang und Höhe der Zuwendung für Nummer 6.7.1.1 

6.7.5.2 Umfang und Höhe der Zuwendung für Nummer 6.7.1.2 

6.7.5.3 Umfang und Höhe der Zuwendung für Nummer 6.7.1.3 

6.8 Antragsmanagement durch forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

6.8.1 Gegenstand der Förderung 

6.8.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

6.8.3 Art der Zuwendung 

6.8.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

6.8.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

6.9 Neugründung und Erweiterung von Gemeinschaftswäldern 

6.9.1 Gegenstand der Förderung 

6.9.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

6.9.3 Art der Zuwendung 

6.9.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

6.9.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Teil D - Förderung der forstwirtschaftlichen Infrastruktur 

 



7 Förderung der forstwirtschaftlichen Infrastruktur 

7.1 Zuwendungszweck - Teil D 

7.2 Einschränkung der Zuwendungsempfangenden - Teil D 

7.3 Wegeneu-, Wegeaus- und Wegeumbau 

7.3.1 Gegenstand der Förderung 

7.3.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

7.3.3 Art der Zuwendung 

7.3.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

7.3.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

7.4 Wegegrundinstandsetzung nach Schadereignissen und Wegegrundinstandset-

zung im Erholungswald 

7.4.1 Gegenstand der Förderung 

7.4.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

7.4.3 Art der Zuwendung 

7.4.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

7.4.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

7.5 Grundinstandsetzung von Kunstbauten und Wasserableitungssystemen von 

forstwirtschaftlichen Wegen 

7.5.1 Gegenstand der Förderung 

7.5.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

7.5.3 Art der Zuwendung 

7.5.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

7.5.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Teil E - Vertragsnaturschutz im Wald 

 

8 Förderung von Maßnahmen des Vertragsnaturschutzes im Wald 

8.1 Zuwendungszweck - Teil E 

8.2 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen - Teil E 

8.3 Einschränkung der Zuwendungsempfangenden - Teil E 

8.4 Art der Zuwendung - Teil E 

8.5 Förderausschluss - Teil E 

8.6 Geförderte Maßnahmen - Teil E 

8.6.1 Erhalt und Entwicklung von Altbäumen 

8.6.1.1 Gegenstand der Förderung 

8.6.1.2 Zuwendungsvoraussetzungen 

8.6.1.3 Umfang und Höhe der Zuwendung 

8.6.1.3.1 Höhe der Zuwendung für Zweckbindung von zehn Jahren 

8.6.1.3.2 Höhe der Zuwendung für Zweckbindung von 20 Jahren 



8.6.2 Erhaltung von Habitatbaumgruppen 

8.6.2.1 Gegenstand der Förderung 

8.6.2.2 Zuwendungsvoraussetzungen 

8.6.2.3 Umfang und Höhe der Zuwendung 

8.6.3 Erhaltung lichter, trockener und eichenreicher Wälder 

8.6.3.1 Gegenstand der Förderung 

8.6.3.2 Zuwendungsvoraussetzungen 

8.6.3.3 Umfang und Höhe der Zuwendung 

8.6.4 Einführung, Wiederaufnahme, Weiterbetrieb und Erhaltung der Nieder- oder Mit-

telwaldbewirtschaftung 

8.6.4.1 Gegenstand der Förderung 

8.6.4.1.1 Einführung oder Wiederaufnahme der Nieder- oder Mittelwaldbewirtschaftung 

8.6.4.1.2 Weiterbetrieb und Erhalt der Nieder- oder Mittelwaldbewirtschaftung 

8.6.4.2 Zuwendungsvoraussetzungen 

8.6.4.3 Umfang und Höhe der Zuwendung 

8.6.5 Erhaltung und Entwicklung strukturierter Waldinnen und -außenränder 

8.6.5.1 Gegenstand der Förderung 

8.6.5.1.1 Herstellung offener Waldränder 

8.6.5.1.2 Erhaltung offener Waldränder 

8.6.5.2 Zuwendungsvoraussetzungen 

8.6.5.3 Umfang und Höhe der Zuwendung 

8.6.6 Spezieller Artenschutz: Entwicklung und Erhaltung von Auerhuhn-Lebensräu-

men 

8.6.6.1 Gegenstand der Förderung 

8.6.6.1.1 Auerhuhngerechte Habitat-Pflegemaßnahmen 

8.6.6.1.2 Schaffen von Lücken 

8.6.6.1.3 Freiräumen von Schlagabraum 

8.6.6.1.4 Spezielle Pflegemaßnahmen 

8.6.6.2 Zuwendungsvoraussetzungen 

8.6.6.3 Umfang und Höhe der Zuwendung 

8.6.7 Neuanlage, Entwicklung und flächigen Erweiterung von Waldbiotopen und Le-

bensstätten 

8.6.7.1 Gegenstand der Förderung 

8.6.7.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

8.6.7.3 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

8.6.7.4 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Teil F - Förderung der Beseitigung der Folgen von Extremwetterereignissen im Wald 

 



9 Förderung der Beseitigung der Folgen von Extremwetterereignissen im Wald 

9.1 Zuwendungszweck - Teil F 

9.2 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen - Teil F 

9.3 Einschränkung der Zuwendungsempfangenden - Teil F 

9.4 Sammelantragstellung – Teil F 

9.5 Art der Zuwendung - Teil F 

9.6 Förderausschluss – Teil F 

9.7 Aufarbeitung und waldschutzwirksame Bearbeitung von Schadholz 

9.7.1 Gegenstand der Förderung 

9.7.1.1  Aufarbeitung von Schadholz 

9.7.1.2 Transport und Lagerung von Schadholz in Nass- und Trockenlager 

9.7.1.3 Entrindung von Schadholz 

9.7.1.4 Hacken von Schadholz 

9.7.1.5 Lagerung von Schadholz in Nasslagern 

9.7.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

9.7.3 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung  

9.8 Einsatz geschulter Hilfskräfte zur Unterstützung des Borkenkäfer-Monitorings im 

Rahmen des integrierten Waldschutzes 

9.8.1 Gegenstand der Förderung 

9.8.1.1 Suche und Dokumentation von Borkenkäfer-Befallsherden 

9.8.1.2 Befristete Einstellung von Personal zur Schulung und Koordination des Monito-

rings 

9.8.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

9.8.3 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

9.9 Waldschutzmaßnahmen entlang von Siedlungen sowie an Straßen, Wander-, 

Rad- und Schienenwegen 

9.9.1 Gegenstand der Förderung 

9.9.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

9.9.3 Einschränkung der oder des Zuwendungsempfangenden 

9.9.4 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

9.10 Wiederbewaldung nach Extremwetterereignissen 

9.10.1 Gegenstand der Förderung 

9.10.1.1 Naturverjüngung 

9.10.1.2 Wiederbewaldung durch Pflanzung 

9.10.1.3 Kultursicherung 

9.10.1.4 Wuchshüllen 

9.10.1.5 Bewässerung von Kulturen 

9.10.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

9.10.2.1 Weitere Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen für Nummer 9.10.1.1 



9.10.2.2 Weitere Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen für Nummer 9.10.1.2 

9.10.2.3 Weitere Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen für Nummer 9.10.1.5 

9.10.3 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

9.10.3.1 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung für Nummer 9.10.1.1 und 9.10.1.3 

9.10.3.2 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung für Nummer 9.10.1.2 

9.10.3.3 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung für Nummer 9.10.1.4 

9.10.3.4 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung für Nummer 9.10.1.5 

9.11 Holzlagerplätze 

9.11.1 Gegenstand der Förderung 

9.11.2 Zuwendungsempfangende 

9.11.3 Bagatellgrenzen 

9.11.4 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

9.11.5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Teil G - Förderung der Schutz- und Erholungsfunktionen im Wald 

 

10 Förderung der Schutz- und Erholungsfunktionen im Wald 

10.1 Zuwendungszweck - Teil G 

10.2 Einschränkung der Zuwendungsempfangenden - Teil G 

10.3 Verbesserung der Erholungsfunktion der Wälder - Mountainbike Single Trails 

10.3.1 Gegenstand der Förderung 

10.3.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

10.3.3 Art der Zuwendung 

10.3.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

10.3.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

10.4 Bodenschonende Holzernte - Seilkran 

10.4.1 Gegenstand der Förderung 

10.4.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

10.4.3 Art der Zuwendung 

10.4.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

10.4.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

10.5 Bodenschonende Holzernte - Vorrücken mit Rückepferden 

10.5.1 Gegenstand der Förderung 

10.5.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

10.5.3 Art der Zuwendung 

10.5.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

10.5.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

10.5.6 Zuständige Stelle für die Antragstellung 

10.6 Bodenschonende Holzernte - Holzerntetechnik 



10.6.1 Gegenstand der Förderung 

10.6.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

10.6.3 Art der Zuwendung 

10.6.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

10.6.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

10.6.6 Zuständige Stelle für die Antragstellung 

10.7 Schutz und Erhalt der Borkenkäfer-Pufferzonen des Nationalparks 

10.7.1 Gegenstand der Förderung 

10.7.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

10.7.3 Art der Zuwendung 

10.7.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

10.7.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Teil H - Verfahren 

 

11 Verfahren 

11.1 Antragstellung und Bewilligung 

11.2 Finanzierungsarten der einzelnen Maßnahmen 

11.3 Priorisierung der Anträge 

11.4 Vorzeitiger Maßnahmenbeginn 

11.5 Vergabe von Aufträgen 

11.6 Zahlungsantrag und Verwendungsnachweis 

11.7 Kontrollen 

11.8 Beihilferechtliche Grundlagen nach Artikel 107 und 108 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union 

11.9 Abweichungen von der Verwaltungsvorschrift 

11.10 Inkrafttreten, Geltungsdauer und Übergangsbestimmungen 

 

Anlage 1 (zu Nummer 4.3.2.1, 8.6.1.1, 8.6.2.1 und 8.6.2.3) 

Anlage 2 (zu Nummer 8.6.1.3 und 8.6.2.3) 

Anlage 3 (zu Nummer 8.6.1.1 und 8.6.2.1) 

Anlage 4 (zu Nummer 8.2, 8.6.1.1 und 8.6.2.1) 

Anlage 5 (zu Nummer 8.6.3.2) 

 

Allgemeiner Teil 

 

1 Zuwendungsziel und Rechtsgrundlagen 

 

1.1 Zuwendungsziel 



 

Die Zuwendungen nach dieser Verwaltungsvorschrift dienen der nachhaltigen 

Sicherung und Entwicklung der Waldfunktionen im Interesse der Allgemeinheit 

gemäß § 1 des Landeswaldgesetzes (LWaldG). Durch die Förderung sollen pri-

vate und kommunale Waldbesitzerinnen und Waldbesitzer insbesondere bei der 

Umsetzung der 1993 in Helsinki auf der Ministerkonferenz zum Schutz der Wäl-

der in Europa beschlossenen nachfolgend genannten Kriterien unterstützt wer-

den: 

 

- Erhaltung und angemessene Verbesserung der forstlichen Ressourcen und 

ihres Beitrags zum globalen Kohlenstoffkreislauf, 

 

- Erhaltung der Gesundheit und Vitalität von Waldökosystemen, 

 

- Erhaltung und Förderung der Produktionsfunktion der Wälder, 

 

- Bewahrung, Erhaltung und angemessene Verbesserung der biologischen 

Vielfalt in Waldökosystemen, 

 

- Erhaltung und angemessene Verbesserung der Schutzfunktionen der Wäl-

der und 

 

- Erhaltung der sozioökonomischen Funktionen der Wälder. 

 

1.2 Rechtsgrundlagen 

 

Auf die Gewährung von Zuwendungen besteht kein Rechtsanspruch. Die zu-

ständigen Bewilligungsbehörden entscheiden über die Zuwendungsgewährung 

nach pflichtgemäßem Ermessen und im Rahmen der verfügbaren Haushaltser-

mächtigungen. Für die Aufhebung und Erstattung von Zuwendungen sind insbe-

sondere die §§ 48, 49 und 49 a des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes an-

zuwenden. 

 

Die Zuwendungen werden gewährt nach 

 

- § 42a Absatz 1 LWaldG und  

 

- §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) und den Verwaltungsvor-

schriften (VV-LHO) hierzu, in der jeweils geltenden Fassung. 



 

Rechtsgrundlage für Maßnahmen, die mit Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe 

„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ gefördert werden, ist 

das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 

und des Küstenschutzes“. 

 

Rechtsgrundlagen für Maßnahmen, die mit Mitteln der Europäischen Union (EU) 

kofinanziert werden, sind 

 

- die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über den 

Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozial-

fonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 

Entwicklung des ländlichen Raums und den Europäischen Meeres- und Fi-

schereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen 

Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohä-

sionsfonds und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Auf-

hebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 

20.12.2013, S. 320, ber. ABl. 2016 L 200 vom 26.7.2016, S. 140), die zuletzt 

durch Verordnung (EU) 2019/711 (ABl. L 123 vom 17.4.2019, S. 1) geändert 

worden ist, 

 

- die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 480/2014 der Kommission vom 3. März 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen 

Parlaments und des Rates mit gemeinsamen Bestimmungen über den Euro-

päischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, 

den Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Ent-

wicklung des ländlichen Raums und den Europäischen Meeres- und Fische-

reifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen 

Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohä-

sionsfonds und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds (ABl. L 138 

vom 13.5.2014, S. 5), die zuletzt durch Delegierte Verordnung (EU) 

2015/616 (ABl. L 102 vom 21.4.2015, S. 33) geändert worden ist, 

 

- die Verordnung (EU) Nr. 1310/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 17. Dezember 2013 mit bestimmten Übergangsvorschriften be-

treffend die Förderung der ländlichen Entwicklung durch den Europäischen 

Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER), zur 



Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parla-

ments und des Rates betreffend die finanziellen Ressourcen und ihre Vertei-

lung im Jahr 2014 sowie zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 

des Rates und der Verordnungen (EU) Nr. 1307/2013, (EU) Nr. 1306/2013 

und (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates hin-

sichtlich ihrer Anwendung im Jahr 2014 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 865 

ber. ABl. L 61 vom 1.3.2014, S. 11 und ABl. L 130 vom 19.5.2016, S. 20), 

 

- die Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 17. Dezember 2013 über die Förderung der ländlichen Entwick-

lung durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 

ländlichen Raums (ELER) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 

1698/2005 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 487, ber. ABl. 2016 L 130 vom 

19.5.2016, S. 1), die zuletzt durch Verordnung (EU) 2019/288 (ABl. L 53 

vom 22.2.2019, S. 14) geändert worden ist, 

 

- die Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 17. Dezember 2013 über die Finanzierung, die Verwaltung und 

das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der 

Verordnungen (EWG) Nr. 352/78, (EG) Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) 

Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG) Nr. 485/2008 des Rates (ABl. L 

347 vom 20.12.2013, S. 549, ber. ABl. L 130 vom 19.5.2016, S. 9 und ABl. L 

327 vom 9.12.2017, S. 83), die zuletzt durch Verordnung (EU) 2020/127 

(ABl. L 27 vom 31.1.2020, S. 1) geändert worden ist,  

 

- die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 907/2014 der Kommission vom 11. März 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen 

Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Zahlstellen und anderen Ein-

richtungen, die finanzielle Verwaltung, den Rechnungsabschluss, Sicherhei-

ten und die Verwendung des Euro (ABl. L 255 vom 28.8.2014, S. 18), die 

zuletzt durch Delegierte Verordnung (EU) 2018/967 (ABl. L 174 vom 

10.7.2018, S. 2) geändert worden ist, 

 

- die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 808/2014 der Kommission vom 

17. Juli 2014 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EU) Nr. 

1305/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 

2013 über die Förderung der ländlichen Entwicklung durch den Europäi-

schen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 



(ELER) (ABl. L 227 vom 31.7.2014, S. 18), die zuletzt durch Durchführungs-

verordnung (EU) 2018/1077 (ABl. L 194 vom 31.7.2018, S. 44) geändert 

worden ist,  

 

- die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 der Kommission vom 

17. Juli 2014 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 

1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich des in-

tegrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems, der Maßnahmen zur Entwick-

lung des ländlichen Raums und der Cross-Compliance (ABl. L 227 vom 

31.7.2014, S. 69, ber. ABl. L 14 vom 18.1.2017, S. 17), die zuletzt durch 

Durchführungsverordnung (EU) 2018/746 (ABl. L 125 vom 22.5.20108, S. 1) 

geändert worden ist, 

 

- die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 908/2014 der Kommission vom 

6. August 2014 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 

1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der 

Zahlstellen und anderen Einrichtungen, der Mittelverwaltung, des Rech-

nungsabschlusses und der Bestimmungen für Kontrollen, Sicherheiten und 

Transparenz (ABl. L 255 vom 28.8.2014, S. 59, ber. ABl. L 114 vom 

5.5.2015, S. 25), die zuletzt durch die Durchführungsverordnung (EU) 

2019/936 (ABl. L 149 vom 7.6.2019, S. 58) geändert worden ist, 

 

- die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 640/2014 der Kommission vom 11. März 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen 

Parlaments und des Rates in Bezug auf das integrierte Verwaltungs- und 

Kontrollsystem und die Bedingungen für die Ablehnung oder Rücknahme 

von Zahlungen sowie für Verwaltungssanktionen im Rahmen von Direktzah-

lungen, Entwicklungsmaßnahmen für den ländlichen Raum und der Cross-

Compliance (ABl. L 181 vom 20.6.2014, S. 48), die zuletzt durch Delegierte 

Verordnung (EU) 2017/723 (ABl. L 107 vom 25.4.2017, S. 1) geändert wor-

den ist und 

 

- der Maßnahmen- und Entwicklungsplan Ländlicher Raum Baden-Württem-

berg 2014-2020 (MEPL III) 

 

in der jeweils geltenden Fassung. 

 

Rechtsgrundlagen für die beihilferechtlichen Genehmigungen der Maßnahmen 

der vorliegenden Verwaltungsvorschrift sind 



 

- die Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25. Juni 2014 zur 

Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen im Agrar- und 

Forstsektor und in ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung 

der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi-

schen Union (ABl. L 193 vom 1.7.2014, S. 1), die zuletzt durch Verordnung 

(EU) 2019/289 (ABl. L 48 vom 20.2.2019, S. 1) geändert worden ist, 

 

- die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 

2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Ar-

beitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 352 

vom 24.12.2013, S. 1) und 

 

- die Rahmenregelung der Europäischen Union für staatliche Beihilfen im Ag-

rar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten 2014-2020 (ABl. C 204 vom 

1.7.2014, S. 1, ber. ABl. C 265 vom 21.7.2016, S. 5), die zuletzt durch Mit-

teilung 2015/C 390/05 (ABl. C 390 vom 24.11.2015, S. 4) geändert worden 

ist 

 

in der jeweils geltenden Fassung. 

 

2 Zuwendungsempfangende 

 

Zuwendungsempfangende können natürliche Personen sowie juristische Perso-

nen des privaten Rechts und des öffentlichen Rechts sein. Die zusätzlichen Ein-

schränkungen in den jeweiligen Teilen sind zu beachten. Größenbeschränkun-

gen hinsichtlich der Forstbetriebsfläche beziehen sich immer auf die in Baden-

Württemberg gelegene Forstbetriebsfläche. 

 

Als Zuwendungsempfangende ausgeschlossen sind Unternehmen, 

 

- die einer Rückforderungsanordnung aufgrund einer früheren Kommissions-

entscheidung zur Feststellung der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit ei-

ner Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt nicht Folge geleistet haben oder 

 

- die die Voraussetzungen der Definition eines Unternehmens in Schwierig-

keiten nach Teil I Kapitel 2 Nummer 2.4 Randnummer 35 Ziffer 15 der Rah-

menregelung der Europäischen Union für staatliche Beihilfen im Agrar- und 



Forstsektor und in ländlichen Gebieten 2014-2020 oder nach Artikel 2 Num-

mer 14 der Verordnung (EG) Nr. 702/2014 erfüllen. 

 

3 Allgemeine Bestimmungen für die Teile A bis G 

 

3.1 Verwendung von Kostenpauschalen 

 

Das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz (Ministerium) legt 

für standardisierbare Maßnahmen der Teile A und B nach den Nummern 4.3, 

5.4 und 5.5 Kostenpauschalen fest. Die Höhe der Kostenpauschalen ist aus ei-

ner Aufstellung im Förderwegweiser Baden-Württemberg ersichtlich. Zu den an-

deren Nummern wird die Herleitung der Kostensätze jeweils in der Verwaltungs-

vorschrift dargelegt. Die Höhe der Kostenpauschalen der Teile E und F sind In-

halt der Verwaltungsvorschrift. 

 

Grundlage der Berechnung der Kostenpauschalen sind die Ausgaben, die sich 

bei Vergabe der Arbeiten an Unternehmer oder bei der Durchführung der ver-

gleichbaren Arbeiten im Staatswald ergeben würden. Die Kostenpauschalen 

können stück- oder hektarbezogen festgelegt werden. Sie berücksichtigen je-

weils die Fördersätze, die in dieser Verwaltungsvorschrift für die einzelnen Maß-

nahmen vorgegeben werden. Sie werden für Eigenleistungen, Arbeitsleistungen 

der Arbeitskräfte der Maßnahmenträgerinnen und -träger und für Leistungen, die 

an Unternehmer vergeben werden, einheitlich festgesetzt. 

 

Für die Maßnahmen nach Satz 1, für die Kostenpauschalen festgelegt sind, ent-

spricht die Kostenpauschale dem Zuwendungsbetrag. Jedoch sind auch bei den 

Maßnahmen nach Satz 1 bei Anwendung von Kostenpauschalen die Pflanzen-

kosten und gegebenenfalls die Kosten für die Beschaffung von Wuchshüllen mit 

Einzelbelegen für Kontrollzwecke nachzuweisen. 

 

3.2 Sachleistungen, Eigenleistungen und Arbeitskräfte der Zuwendungsempfangen-

den 

 

Für Maßnahmen, für die keine Kostenpauschalen festgelegt sind, können Eigen-

leistungen in Form von Arbeitsleistungen der Betriebsinhaberin oder des Be-

triebsinhabers, deren Ehegatte oder dessen Ehegattin oder mithelfender Fami-

lienangehöriger, Arbeitsleistungen eigener Arbeitskräfte und Sachleistungen der 

Zuwendungsempfangenden wie folgt anerkannt werden: 

 



- Sachleistungen der Zuwendungsempfangenden sind zu 80 vom Hundert 

des Marktwertes zuwendungsfähig, 

 

- Eigenleistungen der Zuwendungsempfangenden sind zu 80 vom Hundert 

der Ausgaben förderfähig, die sich bei Vergabe der Arbeiten an Unterneh-

men oder bei der Durchführung der vergleichbaren Arbeiten im Staatswald 

ergeben würden, 

 

- Arbeitsleistungen der Arbeitskräfte der Zuwendungsempfangenden sind in 

Höhe der Ausgaben förderfähig, die sich bei Vergabe der Arbeiten an Unter-

nehmen oder bei der Durchführung der vergleichbaren Arbeiten im Staats-

wald ergeben würden und 

 

- unbezahlte ehrenamtliche Tätigkeiten können, sofern die aufgewendete Zeit 

entsprechend dokumentiert ist, zum Beispiel durch Rapportzettel, bis zu ei-

nem Stundensatz von 6 Euro anerkannt werden.  

 

Bei den ELER-kofinanzierten investiven Maßnahmen können Sachleistungen, 

für die keine durch Rechnungen oder gleichwertige Belege nachgewiesene Bar-

zahlung erfolgt ist sowie ehrenamtliche Tätigkeiten und Eigenleistungen unter 

den Voraussetzungen des Artikels 69 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 geför-

dert werden. 

 

Die Förderung von Arbeitsleistungen der Arbeitskräfte der Zuwendungsempfan-

genden kann nicht mit ELER-Mitteln kofinanziert werden. 

 

3.3 Kosten des Revierdienstes und der Betriebsleitung 

 

Projektbezogene Kosten des Revierdienstes und der Betriebsleitung sind nicht 

zuwendungsfähig. 

 

3.4 Zweckbindungen 

 

3.4.1 Zweckbindungsfristen 

 

Die Zweckbindungsfristen werden bei den jeweiligen Maßnahmen geregelt. 

 

3.4.2 Fälle höherer Gewalt 

 



Die Bewilligungsbehörden können auf die Rückforderung verzichten, wenn ein 

Fall höherer Gewalt, also ein schädliches Ereignis von außen, das auch durch 

die äußerst zumutbare Sorgfalt weder abgewendet noch unschädlich gemacht 

werden kann oder außergewöhnliche Umstände anerkannt werden. Fälle höhe-

rer Gewalt oder außergewöhnlicher Umstände sind von der oder dem Zuwen-

dungsempfangenden fristgerecht der Bewilligungsbehörde anzuzeigen. 

 

Im Falle von ELER-kofinanzierten Maßnahmen ist gemäß Artikel 4 Absatz 2 der 

Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 zu beachten, dass die Anzeige mit 

den von der Bewilligungsbehörde anerkannten Nachweisen innerhalb von 15 Ar-

beitstagen ab dem Zeitpunkt, ab dem der Zuwendungsempfangende hierzu in 

der Lage ist, schriftlich zu erfolgen hat. 

 

3.5 Bagatellgrenzen 

 

Zuwendungen werden nur bewilligt und ausgezahlt, wenn in den jeweiligen Be-

triebsgrößen folgende Schwellenwerte pro Antrag erreicht werden: 

 

- private Forstbetriebe bis 200 Hektar: 250 Euro, 

 

- private und körperschaftliche Forstbetriebe bis 500 Hektar: 1 000 Euro, 

 

- Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse: 1 000 Euro und 

 

- private und körperschaftliche Forstbetriebe über 500 Hektar: 2 500 Euro. 

 

Für die Einstufung der Forstbetriebsgröße ist die im Eigentum oder in Pacht be-

findliche Forstbetriebsfläche in Baden-Württemberg maßgebend. 

 

Ausgenommen von der Schwellenwertregelung nach Satz 1 sind Zuwendungen 

der Nummer 10.5 und Nummer 10.6. Diese werden nur bewilligt und ausgezahlt, 

wenn pro Antrag ein Schwellenwert von 1 000 Euro erreicht wird. Ausgenom-

men ist außerdem Nummer 9.11. Diese wird bei einem Schwellenwert von 1 000 

Euro im Privatwald und 2 500 Euro im Kommunalwald bewilligt und ausgezahlt. 

 

Eine Unterschreitung dieser Schwellenwerte ist zulässig, wenn der Antrag auf-

grund der Zuständigkeit mehrerer unterer Forstbehörden aufgeteilt werden 

muss, in der Summe aber die Bagatellgrenze erreicht wird. 

 



Für Anträge, die in der Abrechnung günstiger ausgefallen sind als bewilligt, kann 

die Bewilligungsbehörde auch bei Nichterreichen der Bagatellgrenze im Einzel-

fall eine Auszahlung zulassen. Die Maßnahmen müssen aber dem Grunde nach 

wie bewilligt durchgeführt worden sein. 

 

3.6 Mindestflächen 

 

Maßnahmen nach den Teilen A, B und F müssen, sofern sie flächenbasiert sind, 

um für eine Förderung in Frage zu kommen, eine zusammenhängende Mindest-

fläche von 0,1 Hektar aufweisen. Dies gilt auch bei einem Aufeinandertreffen 

von Naturverjüngung und Wiederaufforstung auf einer Fläche, bei einem dyna-

mischen Verjüngungsfortschritt über mehrere Jahre und bei Erstaufforstungen 

mit nur teilweiser Aufforstung insbesondere aufgrund einer amtlichen Auflage. 

 

3.7 Walddefinition 

 

Als Wald gelten die in § 2 LWaldG definierten Flächen. 

 

3.8 Zuwendungsfähige Flächen 

 

Von einer Zuwendung ausgeschlossen sind Maßnahmen auf Flächen, die den 

Zuwendungsempfangenden zum Zweck des Naturschutzes unentgeltlich über-

tragen worden sind. 

 

3.9 Schutz gegen Wildschäden 

 

Die Schaffung oder Beibehaltung tragbarer Schalenwildbestände ist Aufgabe 

der Jagdausübungsberechtigten und Jagdpächterinnen oder Jagdpächter. Wild-

schadensverhütungsmaßnahmen sind daher nicht zuwendungsfähig. Wuchshül-

len gelten im Sinne dieser Verwaltungsvorschrift vorrangig als Schutzmaßnah-

men gegen Wildschäden und sind daher in der Regel nicht zuwendungsfähig. 

Einzige Ausnahme bildet die Wuchshülle bei der Begründung von Eichenkultu-

ren und Kulturen mit seltenen klimaangepassten Baumarten. 

 

Sofern es die Forstbehörde aufgrund der örtlichen Gegebenheiten für erforder-

lich hält, kann die Bewilligung einer Zuwendung unter der Auflage erfolgen, dass 

angemessene Wildschadensverhütungsmaßnahmen von der oder dem Zuwen-

dungsempfangenden vorgenommen werden. 

 



3.10 Auflagen 

 

Die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 

(ANBest-P oder ANBest-K) sind Bestandteil des Zuwendungsbescheides. Wenn 

es für die Umsetzung der geförderten Projekte notwendig ist, kann die Bewilli-

gungsbehörde weitere Auflagen formulieren, insbesondere im Zusammenhang 

mit Wildschadensverhütungsmaßnahmen nach Nummer 3.9. 

 

3.11 Rabatte, Skonti, Umsatzsteuer 

 

Rabatte und eingeräumte Skonti sind nicht zuwendungsfähig. Die Umsatzsteuer 

ist nicht förderfähig. Dies gilt auch für Forstbetriebe, die vom Vorsteuerabzug 

nicht Gebrauch machen. 

 

3.12 Förderfähigkeit von forstlichen Ausgleichsleistungen 

 

Maßnahmen, zu denen die oder der Zahlungsempfangende insbesondere auf-

grund öffentlicher Auflagen verpflichtet ist, zum Beispiel im Rahmen einer Um-

wandlungsgenehmigung nach §§ 9 bis 11 LWaldG, sind nicht zuwendungsfähig. 

Ausgenommen sind Auflagen, die in direktem Zusammenhang mit Maßnahmen 

des Teil D verordnet werden. 

 

3.13 Förderausschluss bei fehlendem Anreizeffekt für große Unternehmen 

 

Große Unternehmen gemäß Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 kön-

nen gemäß Teil I Kapitel 2 Nummer 2.2 Randnummer 25 der Rahmenregelung 

der Europäischen Union für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in 

ländlichen Gebieten 2014-2020 nur dann eine Beihilfe erhalten, wenn die Bei-

hilfe nachweislich einen Anreizeffekt besitzt. Sie beschreiben hierzu im Beihilfe-

antrag die Situation, die ohne Beihilfe bestehen würde und belegen durch die 

Darstellung der kontrafaktischen Fallkonstellation, dass die Maßnahme ohne 

eine Förderung nicht durchgeführt werden würde. Diese Vorgabe gilt nur für die 

Maßnahmen nach Nummer 4.3, 5.3 bis 5.5, deren beihilferechtliche Genehmi-

gung ausschließlich gemäß Teil II Kapitel 2 Nummer 2.1.1, 2.1.4, 2.6 und 2.8.1 

der Rahmenregelung der Europäischen Union für staatliche Beihilfen im Agrar- 

und Forstsektor und in ländlichen Gebieten 2014-2020 gestützt sind. 

 

3.14 Prüf- und Betretungsrecht von Kontrollpersonen 

 



Den zuständigen Behörden der Europäischen Union, des Bundes und des Lan-

des Baden-Württemberg, ihren Beauftragten sowie ihren Prüforganen und den 

entsprechenden Rechnungshöfen ist im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkei-

ten und Befugnisse das Betreten von Geschäfts-, Betriebs- und Lagerräumen 

sowie von Betriebs- oder Vertragsflächen gestattet. Auf Verlangen sind von der 

oder dem Zuwendungsempfangenden die zu Kontrollzwecken notwendigen Bü-

cher, Aufzeichnungen, Belege, Rechnungen, Schriftstücke, Datenträger, Karten 

und sonstige Unterlagen zur Einsicht zur Verfügung zu stellen sowie Auskünfte 

zu erteilen und die erforderliche Unterstützung zu gewähren. Bei automatisiert 

geführten Aufzeichnungen ist die oder der Zuwendungsempfangende verpflich-

tet, auf eigene Kosten die erforderlichen Ausdrucke zu erstellen, soweit die 

Prüforgane dies verlangen. Ein Antrag wird abgelehnt oder die Förderung wider-

rufen, wenn die Zuwendungsempfangenden oder eine von diesen beauftragte 

oder bevollmächtigte Person die Kontrolle verhindert. 

 

3.15 Vorgaben einzelner Förderverfahren zu Transparenz, Evaluierung und Publizität 

 

3.15.1 MEPL III-Verfahren 

 

3.15.1.1 Transparenz 

 

Angaben über die Empfängerinnen und Empfänger von Mitteln aus dem Euro-

päischen Garantiefonds für die Landwirtschaft und dem Europäischen Landwirt-

schaftsfonds für die Entwicklung des Ländlichen Raumes und die Beträge, die 

jede Empfängerin und jeder Empfänger erhalten hat, werden gemäß Titel VII 

Kapitel IV der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 (Transparenz) und den Erwä-

gungsgründen 34 bis 37 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 908/2014 im 

Internet unter „www.agrar-fischerei-zahlungen.de“ veröffentlicht. Sie bleiben 

vom Zeitpunkt der ersten Veröffentlichung an zwei Jahre lang zugänglich. Diese 

Daten können zum Zweck des Schutzes der finanziellen Interessen der Europäi-

schen Union von Rechnungsprüfungs- und Untersuchungseinrichtungen der Eu-

ropäischen Union, des Bundes, der Länder, der Kreise und der Gemeinden ver-

arbeitet werden.  

 

Im Falle von Einzelbeihilfen über 500 000 Euro erfolgt ab dem 1. Juli 2016 die 

Veröffentlichung der Informationen nach Teil I Kapitel 3 Nummer 3.7 Randnum-

mer 128 der Rahmenregelung der Europäischen Union für staatliche Beihilfen 

im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten 2014-2020 ebenfalls unter 

der in Satz 1 genannten Internetseite. 



 

Die Zuwendungsempfangenden erhalten hierzu eine Datenschutzerklärung 

nach Artikel 13 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver-

arbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhe-

bung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 

4.5.2016, S. 1, zuletzt ber. ABl. L 127 vom 23.5.2018, S. 2). 

 

3.15.1.2 Evaluierung 

 

Die vorliegende Verwaltungsvorschrift wird gemäß Artikel 110 der Verordnung 

(EU) Nr. 1306/2013 evaluiert. Das Ministerium kann hierzu Dienstleister mit der 

Evaluierung beauftragen und diesen die hierfür notwendigen antragstellerbezo-

genen Daten zur Verfügung stellen. Diese dürfen aber nur im Rahmen und zum 

Zweck der Evaluierung gemäß Artikel 117 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 

verwendet werden. Die oder der Zuwendungsempfangende sind verpflichtet, 

sämtliche Auskünfte zu erteilen, die im Rahmen der durchzuführenden Evaluie-

rung angefordert werden. Die erforderlichen Daten können den Zeitraum vor, 

während und nach dem Förderzeitraum umfassen. Eine fehlende Mitwirkung an 

der Evaluierung kann zum Förderausschluss führen. 

 

Das Ministerium prüft zudem drei Jahre nach Inkrafttreten der Verwaltungsvor-

schrift ob und inwieweit die praktischen und finanziellen Auswirkungen eine An-

passung erfordern. 

 

3.15.1.3 Publizität 

 

Bei Investitionen ab einer Fördersumme von 50 000 Euro besteht gemäß Ver-

ordnung (EU) Nr. 808/2014 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung 

(EU) Nr. 1305/2013 die Publizitätsverpflichtung zur Anbringung eines Posters 

mit Informationen über die Förderung der ländlichen Entwicklung durch den Eu-

ropäischen Landwirtschaftsfond für die Entwicklung des ländlichen Raums 

(ELER). Bei Vorhaben über 500 000 Euro Fördersumme ist während des Durch-

führungszeitraums und nach Abschluss des Vorhabens eine Erläuterungstafel 

anzubringen.  

 

Bei allen Informations- und Kommunikationsmaßnahmen eines vom ELER-

kofinanzierten Vorhabens, wie Broschüren, Faltblätter, Flyer, Mitteilungsblätter, 



Plakate oder Werbeartikel haben die Zuwendungsempfangenden auf der Titel-

seite auf die Unterstützung des Vorhabens aus dem Europäischen Landwirt-

schaftsfonds für die Entwicklung des Ländlichen Raumes hinzuweisen. Wenn 

eine für gewerbliche Zwecke genutzte Internetseite vorhanden ist, haben die Zu-

wendungsempfangenden während des Durchführungszeitraums des Vorhabens 

die Öffentlichkeit über die Unterstützung aus dem Europäischen Landwirt-

schaftsfonds für die Entwicklung des Ländlichen Raumes auf der Internetseite 

zu informieren, soweit eine Verbindung zwischen dem Zweck der Internetseite 

und der Unterstützung des Vorhabens besteht. Nähere Informationen hierzu 

sind dem Infoblatt „PR-Verpflichtungen MEPL III“ auf der Internetseite 

„www.mepl.landwirtschaft-bw.de“ zu entnehmen. 

 

3.15.2 Verfahren innerhalb der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 

struktur und des Küstenschutzes“ 

 

Für Investitionsmaßnahmen nach dem Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe 

„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" gelten folgende Vor-

gaben: 

 

Bei Investitionsmaßnahmen mit einem Investitionsvolumen von über 50 000 

Euro ist per Poster oder Erläuterungstafel gegenüber der Öffentlichkeit auf die 

Tatsache hinzuweisen, dass diese Maßnahmen im Rahmen der Gemeinschafts-

aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" vom Bund 

und dem Land Baden-Württemberg mitfinanziert werden. Die Erläuterungstafel 

muss das Logo des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft in 

gleicher Größe wie das Landeslogo tragen und den Hinweis enthalten, dass das 

geförderte Projekt im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 

Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ vom Bund und dem Land Baden-Würt-

temberg mitfinanziert wurde. 

 

Im Zuwendungsbescheid ist auf die Beteiligung des Bundes im Rahmen der Ge-

meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 

hinzuweisen. 

 

3.16 Schwellen für Einzelbeihilfen gemäß Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 

 

Das Bruttosubventionsäquivalent von Einzelbeihilfen für Maßnahmen nach 

Nummer 5.6, des Teils D, Nummer 8.6.7, Nummer 9.11, Nummer 10.3 und 



Nummer 10.6, die auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 beihil-

ferechtlich freigestellt sind, darf eine Schwelle von 7,5 Millionen Euro pro Investi-

tionsvorhaben nicht überschreiten. 

 

3.17 Beachtung des Umweltrechts 

 

Es können nur Maßnahmen gefördert werden, die im Einklang mit den zum Zeit-

punkt der Bewilligung geltenden umweltrechtlichen Vorschriften inklusive den 

Vorschriften zur Umweltverträglichkeitsprüfung stehen. 

 

Teil A - Förderung der Erstaufforstung 

 

4 Förderung der Erstaufforstung 

 

4.1 Zuwendungszweck - Teil A 

 

Ziel ist die Begründung standortsgerechter Laub- und Mischwälder auf Flächen, 

die bislang nicht forstwirtschaftlich genutzt wurden und auf Grundlage einer Ge-

nehmigung nach § 25 des Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes (LLG) 

erstmals aufgeforstet werden. 

 

4.2 Einschränkung der Zuwendungsempfangenden - Teil A 

 

Zuwendungsempfangende müssen Besitzerinnen oder Besitzer der jeweiligen in 

Baden-Württemberg gelegenen Waldflächen oder anerkannte forstwirtschaftli-

che Zusammenschlüsse und ihnen gleichgestellte Zusammenschlüsse im Sinne 

der §§ 15 und 39 des Bundeswaldgesetzes (BWaldG) sein. Die Zuwendungs-

empfangenden müssen, sofern es sich nicht um forstwirtschaftliche Zusammen-

schlüsse im Sinne des Bundeswaldgesetzes handelt, Eigentümerin oder Eigen-

tümer der begünstigten Flächen sein oder eine schriftliche Einverständniserklä-

rung der Eigentümerin oder des Eigentümers vorlegen. 

 

Die Förderung der mechanischen Kultursicherung ist auf Privatwaldbesitzende 

mit einer Forstbetriebsfläche bis 200 Hektar beschränkt. Darüber hinaus werden 

Maßnahmen der Kultursicherung in Kulturen des Waldentwicklungstyps (WET) 

Eiche im Privatwald mit mehr als 200 Hektar und Körperschaftswald gefördert. 

 

Als Zuwendungsempfangende ausgeschlossen sind Bund und Länder sowie ju-

ristische Personen, deren Kapitalvermögen sich zu mindestens 25 vom Hundert 



in den Händen der vorgenannten Körperschaften befindet. Maßnahmen auf 

Grundstücken der im vorhergehenden Satz aufgeführten Rechtspersonen sind 

nicht zuwendungsfähig.  

 

4.3 Erstaufforstung 

 

4.3.1 Gegenstand der Förderung 

 

Gefördert wird die Neuanlage, einschließlich der Kultursicherung und der Nach-

besserung, von Wald auf bislang nicht forstwirtschaftlich genutzten Flächen. 

Hierunter fallen auch Erhebungen, wie beispielsweise Standortgutachten, die 

der Vorbereitung der Maßnahme dienen. 

 

4.3.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

4.3.2.1 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Der neu angelegte Wald muss den Waldentwicklungstypen gemäß der Richtlinie 

Landesweiter Waldentwicklungstypen entsprechen. Diese ist im Förderwegwei-

ser Baden-Württembergs einsehbar. Abweichende Regelungen bedürfen einer 

Aufforstungskonzeption, die im Vorfeld forstfachlich zu genehmigen ist. 

 

Es sind alle Waldentwicklungstypen, mit Ausnahme des Waldentwicklungstyps 

„Fichten-Mischwald risikogemindert“ förderfähig. Der Laubbaumanteil muss je-

doch immer mindestens 40 vom Hundert der Gesamtfläche betragen. Ausge-

nommen hiervon ist der Waldentwicklungstyp „Tannen-Mischwald“. Hier kann 

der Laubbaumanteil 30 vom Hundert der Gesamtfläche betragen, wenn der Tan-

nenanteil ebenfalls mindestens 30 vom Hundert der Gesamtfläche beträgt. 

 

Die Aufforstung ist nur bei Verwendung standortsgerechter Baumarten förderfä-

hig. Beimischungsform sowie Anteil und Arten der beizumischenden Baumarten 

richten sich nach dem jeweiligen Waldentwicklungstyp. 

 

Es sind nur solche Mischungsformen förderfähig, bei denen die Beimischung auf 

Dauer gesichert ist. Grundsätzlich muss die Beimischung mindestens gruppen-

weise mit einem Durchmesser über 15 Meter oder mindestens 0,02 Hektar oder 

mindestens 15 Meter Streifenbreite bei Reihenpflanzung erfolgen. Kleinbe-

standsweise Mischungen mit einem Durchmesser über 70 Meter oder über 0,5 



Hektar sind nicht zuwendungsfähig. Einzel- und Reihenbeimischungen, mit Aus-

nahme von dienenden und seltenen Baumarten, insbesondere der Baumarten-

gruppe Weichlaubholz nach Anlage 1, sind ebenfalls nicht zuwendungsfähig. 

 

Baumarten, die in Baden-Württemberg nicht heimisch sind, dürfen keinen höhe-

ren Anteil als 50 vom Hundert der Erstaufforstungsfläche einnehmen. Zu den 

nicht heimischen Baumarten zählen Baumarten, die nach der Eiszeit nicht mehr 

heimisch waren, wie beispielsweise Roteiche und Douglasie. 

 

Für den Anbau der Baumarten Küstentanne, Weymouths-Kiefer, Spätblühende 

Traubenkirsche, Robinie, Essigbaum, Paulownie (Blauglockenbaum), Götter-

baum und Rotesche wird aufgrund negativer Anbauerfahrungen hinsichtlich ih-

rer Invasivität oder ihres hohen Ausfall- oder Schadrisikos keine Förderung ge-

währt. 

 

Naturschutzfachliche Vorgaben, insbesondere in Natura 2000-Gebieten und Bio-

topen hinsichtlich der Einbringung lebensraumtypischer oder gesellschaftstypi-

scher Baumarten, sind zu beachten. Bei Maßnahmen in Lebensraumtypen und 

Lebensstätten von geschützten Arten in Natura 2000-Gebieten sind die Maßnah-

menempfehlungen des Managementplans und die Pflegehinweise der Waldbio-

topkartierung zu beachten. Es gelten insbesondere die Vorschriften für beson-

ders und streng geschützte Arten nach § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes 

(BNatSchG). Es ist Aufgabe der zuständigen unteren Forstbehörde mit entspre-

chenden Maßnahmenvorschlägen auf die Umsetzung der Managementpläne hin-

zuwirken. 

 

Die Maßnahmen müssen nach anerkannten forstlichen Grundsätzen ausgeführt 

werden. Einen Überblick hierüber geben die Merkblätter, die zu den einzelnen 

Förderbereichen dieser Verwaltungsvorschrift im Förderwegweiser Baden-Würt-

temberg vorliegen. Die oder der Zuwendungsempfangende muss eine ordnungs-

gemäße Pflege und Bewirtschaftung nach § 12 LWaldG der geförderten Flächen 

gewährleisten.  

 

Die Zweckbindungsfrist beträgt zehn Jahre. 

 

Zuwendungsfähig sind nur die Flächen, auf denen ein konkreter Maßnahmen-

vollzug stattfindet, wie beispielsweise eine Pflanzung oder Kultursicherung. Wirt-

schaftswege, Freiflächen infolge Nachbarrecht, Wasserflächen, Hütten und der-

gleichen sind in Abzug zu bringen. 



 

Zuwendungen für Saaten und Pflanzungen dürfen nur bei Verwendung von her-

kunftsgesichertem, sowie für den Standort geeignetem Vermehrungsgut bewil-

ligt werden. Die Verwendung von Wildlingen ist zulässig, sofern Herkunft und 

Qualität zum Erreichen des waldbaulichen Ziels geeignet sind. 

 

Nachbesserungen aus Saat oder Pflanzung sind nur förderfähig, wenn Ausfälle 

in Höhe von mehr als 30 vom Hundert der Fläche oder ein Hektar zusammen-

hängende Fläche aufgetreten sind und die oder der Waldbesitzende den Ausfall 

nicht zu vertreten hat, zum Beispiel aufgrund natürlicher Ereignisse, nicht jedoch 

durch Wildschäden. 

 

Eine Förderung der Nachbesserung ist nur bei solchen Kulturen möglich, deren 

Erstausführung bereits gefördert wurde. Die Förderung einer Nachbesserung 

kann einmalig innerhalb der Zweckbindungsfrist erfolgen. Hierbei ist nur der tat-

sächliche Nachbesserungsanteil förderfähig. Nachbesserungen müssen dem 

ursprünglich geförderten Kulturtyp entsprechen. 

 

Sofern die Förderung der Maßnahme nicht als De-minimis Beihilfe erfolgt, sind 

die in der Entscheidung der Europäischen Kommission zur Staatlichen Beihilfe 

in der jeweils anzuwendenden Fassung enthaltenen Vorgaben verbindlich. Eine 

Kumulierung mit Mitteln anderer öffentlicher Förderprogramme ist möglich, so-

fern die jeweiligen beihilferechtlichen Obergrenzen eingehalten werden. 

 

4.3.2.2 Spezielle Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Eine Aufforstungsgenehmigung nach § 25 LLG muss vorliegen, sofern es sich 

nicht um ein Aufforstungsgebiet nach § 25 b LLG handelt. Zuwendungsfähig 

sind Saat und Pflanzung. 

 

Nicht förderfähig sind 

 

- Maßnahmen, für die keine Aufforstungsgenehmigung nach dem Landwirt-

schafts- und Landeskulturgesetz vorliegen, 

 

- Zeitbeimischungen zur Christbaum- und Schmuckreisig-Gewinnung und 

 

- Christbaumkulturen, Schmuckreisig-Kulturen und Kurzumtriebsflächen. 

 



4.3.3 Art der Zuwendung 

 

Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zuschüs-

sen als Anteilsfinanzierung gewährt. 

 

4.3.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Folgende Aufwendungen sind zuwendungsfähig: 

 

- die Arbeitskosten bei der Durchführung von Saat, Pflanzung sowie die Mate-

rialkosten, 

 

- die Arbeitskosten und Materialkosten für die Durchführung einer einmaligen 

Nachbesserung innerhalb der Zweckbindungsfrist und  

 

- notwendige Vorarbeiten, wie Standortgutachten, die der Vorbereitung der 

Maßnahme dienen. 

 

In Privatwaldbetrieben bis 200 Hektar Forstbetriebsfläche sind zusätzlich die Ar-

beitskosten für die zweimalige Durchführung der mechanischen Kultursicherung 

bei geförderten Erstaufforstungen innerhalb der ersten fünf Jahre zuwendungs-

fähig. 

 

Bei Neuanlagen von Eichenwäldern sind zusätzlich folgende Aufwendungen zu-

wendungsfähig: 

 

- die Materialkosten für Wuchshüllen und die Arbeitskosten für die Ausbrin-

gung der Wuchshüllen bei Trauben- und Stieleichenkulturen und 

 

- die Arbeitskosten für die zweimalige Durchführung der mechanischen Kul-

tursicherung während der ersten fünf Jahre für alle Privat- und Kommunal-

waldbesitzenden unabhängig von der Betriebsgröße. 

 

4.3.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Für die unter Nummer 4.3.4 genannten zuwendungsfähigen Aufwendungen wer-

den unter Beachtung der in Satz 4 genannten Anteilsfinanzierungssätze Kosten-

pauschalen gemäß Nummer 3.1 festgesetzt. Die Kostenpauschalen sind auf 



Saaten und Großpflanzen nicht anwendbar. Hier ist stets ein Einzelnachweis er-

forderlich. 

 

Bei Saat und Großpflanzen beträgt die Höhe der Anteilsfinanzierungen 

 

- 70 vom Hundert bei Mischkulturen mit mindestens 40 vom Hundert an Laub-

bäumen, Ausnahme Waldentwicklungstyp „Tanne-Mischwald“ bei dem 30 

vom Hundert an Laubbäumen genügen und 

 

- 85 vom Hundert bei Laubbaumkulturen mit mindestens 80 vom Hundert 

Laubbäumen. 

 

Teil B - Förderung einer naturnahen Waldbewirtschaftung 

 

5 Förderung einer naturnahen Waldbewirtschaftung 

 

5.1 Zuwendungszweck - Teil B 

 

Ziel der Förderung von Maßnahmen im Rahmen einer naturnahen Waldbewirt-

schaftung ist die Erhöhung der Stabilität und der ökologischen sowie ökonomi-

schen Leistungsfähigkeit des Waldes. 

 

5.2 Einschränkung der Zuwendungsempfangenden - Teil B 

 

Die Einschränkung und der Ausschluss von Zuwendungsempfangenden nach 

Nummer 4.2 gelten entsprechend. 

 

Darüber hinaus ist die Förderung zur Entwicklung stabiler Bodenschutzwälder 

und die Förderung der Jungbestandspflege auf Privatwaldbesitzende mit einer 

Forstbetriebsfläche bis 200 Hektar beschränkt. 

 

Die Förderung von periodischen Betriebsplänen und Betriebsinventuren ist auf 

Privatwaldbesitzende mit einer Forstbetriebsfläche bis 500 Hektar beschränkt. 

 

Trägerin oder Träger einer gemeinschaftlichen Bodenschutzkalkung im Körper-

schafts- oder Privatwald können sein: 

 

- private Waldbesitzerinnen oder Waldbesitzer, 

 



- kommunale Körperschaften des öffentlichen Rechts und 

 

- anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse und ihnen gleichge-

stellte Zusammenschlüsse im Sinne der §§ 15 und 39 BWaldG, wenn sie 

satzungsgemäß dazu geeignet sind. 

 

5.3 Periodische Betriebspläne und Vorarbeiten zur Umstellung auf eine naturnahe 

Waldwirtschaft und zur Entwicklung gemeinschaftlicher Bewirtschaftungs- und 

Eigentumsmodelle 

 

5.3.1 Gegenstand der Förderung 

 

5.3.1.1 Periodische Betriebspläne 

 

Förderfähig ist die Erstellung und Erneuerung periodischer Betriebspläne. Die 

Aufstellung oder Erneuerung der periodischen Betriebspläne hat gemäß § 50 

LWaldG in Verbindung mit § 53 LWaldG nach den Vorschriften über die perio-

dische Betriebsplanung für den Staatswald und den Körperschaftswald zu er-

folgen. Der periodische Betriebsplan soll den Erfordernissen und Inhalten der 

periodischen Betriebsplanung gemäß der Forsteinrichtungsverordnung ent-

sprechen.  

 

In Natura 2000-Gebieten muss die periodische Betriebsplanung auf der Grund-

lage der Natura 2000-Managementpläne und der Verordnung des Ministeriums 

für Ernährung und Ländlichen Raum zur Festlegung von Europäischen Vogel-

schutzgebieten sowie der jeweiligen Verordnungen der Regierungspräsidien zur 

Festlegung der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung erfolgen. Die geplan-

ten Bewirtschaftungsmaßnahmen müssen auf der Grundlage der Erhaltungs-

ziele des jeweiligen Natura 2000-Gebietes erfolgen.  

 

5.3.1.2 Sonstige Vorarbeiten 

 

Förderfähig sind Vorarbeiten wie Untersuchungen, Analysen, Standortgutach-

ten, fachliche Stellungnahmen und Erhebungen, die der Vorbereitung der Um-

stellung auf eine naturnahe Waldwirtschaft, der Beurteilung einer Bodenschutz-

kalkung oder der Vorbereitung und Entwicklung gemeinschaftlicher Eigentums- 

und Bewirtschaftungsmodelle, wie beispielweise der Gründung von Waldgenos-

senschaften oder forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen, dienen. 

 



5.3.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Die Auftragnehmenden müssen die entsprechende fachliche Eignung und Quali-

fikation nach § 21 Absatz 3 LWaldG besitzen. 

 

Die periodische Betriebsplanung muss mindestens eine neue waldbauliche Pla-

nung, eine neue Hiebsatzermittlung sowie eine Wirtschaftskarte gemäß den 

Vorgaben nach Nummer 5.3.1.1 Satz 2 und 3 aufweisen. 

 

Sofern die Förderung der Maßnahme nicht als De-minimis Beihilfe erfolgt, sind 

die in der Entscheidung der Europäischen Kommission zur Staatlichen Beihilfe 

in der jeweils anzuwendenden Fassung enthaltenen Vorgaben verbindlich. Eine 

Kumulierung mit Mitteln anderer öffentlicher Förderprogramme ist möglich, so-

fern die jeweiligen beihilferechtlichen Obergrenzen eingehalten werden. 

 

5.3.3 Art der Zuwendung 

 

Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zuschüs-

sen als Anteilsfinanzierung gewährt. 

 

5.3.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Gefördert werden die unmittelbar über Rechnung nachgewiesenen Nettoausga-

ben, welche im Zusammenhang mit der Erstellung der periodischen Betriebs-

pläne, den Vorarbeiten, Gutachten oder Erhebungen entstehen, soweit diese 

durch Dritte durchgeführt werden. 

 

5.3.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

5.3.5.1 Periodische Betriebspläne 

 

Die Höhe der Zuwendung beträgt 50 vom Hundert der über Rechnung nachge-

wiesenen Ausgaben, erfolgt jedoch maximal in Höhe der vom Ministerium fest-

gelegten Höchstbeträge, die im Förderwegweiser Baden-Württemberg ersicht-

lich sind.  

 

5.3.5.2 Sonstige Vorarbeiten 

 



Die Höhe der Zuwendung beträgt 80 vom Hundert der über Rechnung nachge-

wiesenen Ausgaben. 

 

5.4 Umbau, Wiederherstellung und Weiterentwicklung von stabilen naturnahen 

standortsgerechten Laub- und Mischwäldern 

 

5.4.1 Gegenstand der Förderung 

 

Gefördert werden: 

 

- der Umbau von Nadelreinbeständen oder von nicht standortsgerechten oder 

nicht klimatoleranten Beständen in stabile naturnahe Laub- und Mischwälder 

durch Saat, Pflanzung oder Naturverjüngung sowie Kultursicherung und 

Nachbesserung, 

 

- die Wiederherstellung von stabilen naturnahen Laub- und Mischbeständen 

nach Schadereignissen durch Saat, Pflanzung oder Naturverjüngung sowie 

Kultursicherung und Nachbesserung, 

 

- die Entwicklung stabiler naturnaher Bodenschutzwälder durch Saat, Pflan-

zung oder Naturverjüngung sowie Kultursicherung und Nachbesserung und  

 

- die Weiterentwicklung naturnaher Bestände zu naturnahen stabilen und 

strukturreichen Laub- und Mischbeständen durch Saat, Pflanzung oder Na-

turverjüngung sowie Kultursicherung und Nachbesserung, unter der Maß-

gabe, dass eine Anreicherung mit klimatoleranten Mischbaumarten gemäß 

Anlage 1 des Praxisleitfadens des Ministeriums für die Wiederbewaldung 

von Kalamitätsflächen im Klimawandel vom 27. Januar 2020 oder mit alter-

nativen Herkünften gemäß den aktuell gültigen Herkunftsempfehlungen des 

Landes, eingestellt im Förderwegweiser Baden-Württemberg, erfolgt. 

 

Die Maßnahmen sollen auf der Grundlage von Planungen nach Nummer 5.3, 

von vorliegenden Erkenntnissen der Standortkartierung oder Forsteinrichtung 

oder von forstfachlichen Stellungnahmen durchgeführt werden. Sofern es die 

waldbauliche Situation zulässt, ist der Naturverjüngung Vorrang einzuräumen. 

 

5.4.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

5.4.2.1 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 



 

Die allgemeinen Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen nach Nummer 

4.3.2.1 gelten entsprechend. 

 

5.4.2.2 Spezielle Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Schäden am Waldboden sind zu vermeiden oder zu minimieren. 

 

Die Entwicklung stabiler naturnaher Bodenschutzwälder ist auf Waldflächen be-

schränkt, die sich in der Bodenschutzwaldkulisse gemäß Waldfunktionenkartie-

rung befinden. Die Beschränkung des Begünstigtenkreises nach Nummer 5.2 ist 

bei der Kultursicherung und der Entwicklung stabiler naturnaher Bodenschutz-

wälder zu beachten. 

 

Bei Weißtannenvorbauten (Abies alba) ist kein Laubbaumanteil erforderlich. 

 

Die Wiederherstellung von stabilen Laub- und Mischbeständen ist ausschließlich 

als Folgemaßnahme im Zusammenhang mit Wurf, Bruch oder sonstigen Natur-

ereignissen sowie Waldbrand zuwendungsfähig. 

 

5.4.2.2.1 Naturverjüngung 

 

Eine Sicherung der Naturverjüngung, analog zur Kultursicherung, ist nur bei der 

Begründung von Eichenwäldern förderfähig und erst nach erfolgtem Verjün-

gungshieb. 

 

Die Mischwuchsregulierung, das Auskesseln und die Ausbesserung von Fehl-

stellen ist förderfähig, wenn die Verjüngung gesichert ist. Nach Abschluss der 

Maßnahme muss die Kultur die in Nummer 4.3.2.1 Satz 5 bis 7 genannten 

Baumartenverhältnisse aufweisen. 

 

Als gesichert gelten Naturverjüngungen mit einer durchschnittlichen Oberhöhe 

von 1,3 bis 4 Meter. Dabei wird die Oberhöhe vereinfacht hergeleitet aus der 

Höhe der 100 stärksten Stämme pro Hektar. Bei noch vorhandener Überschir-

mung ist durch entsprechende Feinerschließung des Bestandes und Einhaltung 

der räumlichen Ordnung sicherzustellen, dass bei nachfolgenden Hiebsmaßnah-

men keine Schäden an der Verjüngung entstehen. 

 



Treten Naturverjüngung und Pflanzung in Gemengelage auf, kann die Bewilli-

gungsbehörde von den in Satz 4 genannten Oberhöhen abweichen. Die Natur-

verjüngung muss der Höhe der gepflanzten Bäume entsprechen, um gleichzeitig 

gefördert werden zu können. Die Baumartenverhältnisse sind bei diesen Ge-

mengelagen anhand der waldbaulichen Gesamtsituation, wie beispielsweise 

Laubbaumpflanzung auf 60 vom Hundert der Fläche, Nadelbaumverjüngung auf 

40 vom Hundert der Fläche oder Förderung der beiden Teilmaßnahmen als 

Mischkultur, zu beurteilen. 

 

Die Naturverjüngung im Plenterwald kann auf ideellen Verjüngungsflächen ge-

fördert werden. Diese Flächenanteile können jedoch nicht gleichzeitig in die För-

derung der Jungbestandspflege nach Nummer 5.5 einbezogen werden. 

 

Ein Baumartenverhältnis gemäß Nummer 4.3.2.1 Satz 5 bis 7 muss gegebenen-

falls durch das Einbringen des erforderlichen Laubbaumanteils auf Blößen, also 

auf kahlgeschlagenen oder verlichteten Waldflächen, erfüllt sein. 

 

Naturverjüngungsvorräte werden nicht gefördert. 

 

Nicht zuwendungsfähig ist die Schlagpflege, da sie Teil der Holzernte ist. 

 

5.4.3 Art der Zuwendung 

 

Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zuschüs-

sen als Anteilsfinanzierung gewährt. 

 

5.4.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Folgende Aufwendungen sind zuwendungsfähig: 

 

- Anbau (Wiederaufforstung): bei der Durchführung von Saat und Pflanzung 

sowohl die Arbeitskosten wie die Materialkosten, 

 

- Vorbau: bei der Durchführung von Saat und Pflanzung sowohl die Arbeits-

kosten wie die Materialkosten, 

 

- Naturverjüngung: bei der Durchführung von Mischwuchsregulierung, Aus-

kesseln und Ausbesserung von Fehlstellen die Arbeitskosten sowie die Ma-

terialkosten für Saat- und Pflanzgut für die Ausbesserung von Fehlstellen; je 



Fläche ist ein Pflegedurchgang, in Eichenbeständen zwei Pflegedurchgänge 

zuwendungsfähig, 

 

- Nachbesserung: bei der Durchführung einer einmaligen Nachbesserung in-

nerhalb der Zweckbindungsfrist sowohl die Arbeitskosten wie die Material-

kosten für eine Saat oder Pflanzung. 

 

In Privatwaldbetrieben bis 200 Hektar Forstbetriebsfläche sind zusätzlich die Ar-

beitskosten für die zweimalige Durchführung der mechanischen Kultursicherung 

bei geförderten Pflanzungen innerhalb der ersten fünf Jahre zuwendungsfähig 

sowie die Aufwendungen für die Entfernung der Konkurrenzflora. 

 

Bei der Begründung von Eichenwäldern sind zusätzlich folgende Aufwendungen 

zuwendungsfähig: 

 

- die Materialkosten für Wuchshüllen und die Arbeitskosten für die Ausbrin-

gung der Wuchshüllen bei Trauben- und Stieleichenkulturen, 

 

- die Arbeitskosten für die zweimalige Durchführung der mechanischen Kul-

tursicherung bei geförderten Pflanzungen oder Sicherung der Naturverjün-

gung während der ersten fünf Jahre ab dem Zeitpunkt der Pflanzung oder 

der Durchführung des Verjüngungshiebs für alle Privat- und Kommunalwald-

besitzenden und 

 

- die Aufwendungen für die Entfernung der Konkurrenzflora. 

 

5.4.5 Umfang und Höhe der Zuwendungen 

 

Für die unter Nummer 5.4.4 genannten zuwendungsfähigen Aufwendungen wer-

den unter Beachtung der in Satz 4 genannten Anteilsfinanzierungssätze Kosten-

pauschalen gemäß Nummer 3.1 festgesetzt. Die Kostenpauschalen sind auf 

Saaten und Großpflanzen nicht anwendbar. Hier ist stets ein Einzelnachweis er-

forderlich. 

 

Bei Saat und Großpflanzen beträgt die Höhe der Anteilsfinanzierungen: 

 

- 70 vom Hundert bei Mischkulturen mit mindestens 40 vom Hundert Laub-

bäume, Ausnahme Waldentwicklungstyp „Tanne-Mischwald“ bei dem 30 

vom Hundert Laubbäume genügen, 



 

- 85 vom Hundert bei Laubbaumkulturen mit mindestens 80 vom Hundert 

Laubbäume und 

 

- 85 vom Hundert für Naturverjüngungsverfahren mit mindestens 40 vom 

Hundert Laubbaumanteil oder Laubbaum- und Tannenanteil (Abies alba) mit 

jeweils mindestens 30 vom Hundert der Gesamtfläche. 

 

5.5 Jungbestandspflege 

 

5.5.1 Gegenstand der Förderung 

 

Ziel der Jungbestandspflege ist die Herstellung einer standortgemäßen, klima-

angepassten Baumartenmischung und die Sicherung der Stabilität und Vitalität 

der Bestände. 

 

Gefördert wird die Mischungs- und Standraumregulierung in jungen Beständen 

einschließlich der Anlage von Pflegepfaden. Die Förderung ist auf Privatwaldbe-

triebe mit einer Forstbetriebsfläche bis 200 Hektar beschränkt. 

 

5.5.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Die für eine Förderung zulässige maximale Oberhöhe beträgt bei Nadelbäumen 

zehn Meter und bei Laubbäumen 13 Meter. Bei der Pflege von Mischbeständen 

richtet sich die Oberhöhe nach der Hauptbaumart. 

 

Die Jungbestandspflege hat grundsätzlich in Anlehnung an die WET-Richtlinie 

zu erfolgen. In Beständen mit einem Laubholzflächenanteil unter 40 vom Hun-

dert, ist der vorhandene Laubholzanteil zu erhalten und durch entsprechende 

Bestandesausformungen zu sichern. Hierbei ist es zulässig, auch beim Laub-

holz im Herrschenden, eine negative Auslese, zum Beispiel von Protzen, Zwie-

seln, steilastigen und krummen Bäumen, vorzunehmen. 

 

In natürlich verjüngten Laubbaum- und Mischbeständen sind Maßnahmen bis zu 

einer Oberhöhe von vier Metern mit der Förderung nach Nummer 5.4.5 abgegol-

ten. In sonstigen Fällen ist eine Förderung ab einer Oberhöhe von zwei Metern 

zulässig. 

 



Die Maßnahmen müssen nach anerkannten forstlichen Grundsätzen ausgeführt 

werden. Einen Überblick hierüber geben die Merkblätter, die zu den einzelnen 

Förderbereichen dieser Verwaltungsvorschrift im Förderwegweiser Baden-Würt-

temberg vorliegen. Die oder der Zuwendungsempfangende muss eine ord-

nungsgemäße Pflege und Bewirtschaftung der geförderten Flächen gewährleis-

ten. 

 

Die Zweckbindungsfrist beträgt zehn Jahre. 

 

Zuwendungsfähig sind nur die Flächen, auf denen ein konkreter Maßnahmen-

vollzug stattfindet. Wirtschaftswege, Freiflächen infolge Nachbarrecht, Wasser-

flächen, Hütten und dergleichen sind in Abzug zu bringen. Bei nur punktuellen 

Eingriffen ist im Verwendungsnachweis die tatsächliche Arbeitsfläche anzuge-

ben. 

 

Die beihilferechtlichen Regelungen nach Nummer 5.3.2 Satz 3 und 4 gelten ent-

sprechend. 

 

5.5.3 Art der Zuwendung 

 

Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zuschüs-

sen als Anteilsfinanzierung gewährt. 

 

5.5.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Aufwendungen für folgende Maßnahmen sind zuwendungsfähig: 

 

- Standraumregulierung, 

 

- Mischwuchsregulierung und 

 

- die Anlage von Pflegepfaden. 

 

Je Fläche sind maximal zwei Pflegedurchgänge zuwendungsfähig. 

 

5.5.5 Umfang und Höhe der Zuwendungen 

 



Für die unter Nummer 5.5.4 genannten zuwendungsfähigen Aufwendungen wer-

den unter Beachtung der in Satz 2 genannten Anteilsfinanzierungssätze Kosten-

pauschalen gemäß Nummer 3.1 festgesetzt. 

 

Die Höhe der Anteilsfinanzierung beträgt 

 

- in Beständen bis zu einer Oberhöhe von zehn Metern bei Nadelbäumen und 

13 Metern bei Laubbäumen, in denen nach der Pflege der Laubbaum-Flä-

chenanteil weniger als 40 vom Hundert beträgt: 30 vom Hundert der Auf-

wendungen und 

 

- in Beständen bis zu einer Oberhöhe von zehn Metern bei Nadelbäumen und 

13 Metern bei Laubbäumen, in denen nach der Pflege der Laubbaumflä-

chenanteil mehr als 40 vom Hundert beträgt: 50 vom Hundert der Aufwen-

dungen. 

 

Die Aufwendungen sind jedoch höchstens bis zur Höhe der vom Ministerium für 

diese Maßnahmen festgelegten Kostenpauschalen gemäß Nummer 3.1 berück-

sichtigungsfähig. 

 

5.6 Bodenschutzkalkung 

 

5.6.1 Gegenstand der Förderung 

 

Gefördert wird die Bodenschutzkalkung im Wald, wenn dadurch eine strukturelle 

Verbesserung der Bodenstreu, des Bodens oder des Nährstoffhaushalts erzielt 

wird und damit eine Verbesserung der Widerstandskraft der Bestände erwartet 

werden kann. 

 

5.6.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Voraussetzung für die Förderung ist, dass eine gutachterliche Stellungnahme 

die Notwendigkeit und Unbedenklichkeit der geplanten Kalkungsmaßnahme be-

stätigt. Gegebenenfalls ist eine Boden- oder eine Blatt- beziehungsweise Na-

delanalyse durchzuführen. 

 

Als gutachterliche Stellungnahme für die Notwendigkeit der geplanten Kalkungs-

maßnahme gelten auch von der Forstlichen Versuchs- und Forschungsanstalt 



Baden-Württemberg bestätigte kartographische Darstellungen der kalkungswür-

digen Flächen. 

 

Die Bestätigung der Unbedenklichkeit der jeweiligen Kalkungsmaßnahme erfolgt 

im Rahmen der Fachplanung unter Einbeziehung der für Naturschutz und Was-

serwirtschaft zuständigen Fachbehörden. 

 

Die Kalkungsplanung ersetzt den in Artikel 24 der Verordnung (EU) Nr. 

1305/2013 vorgeschriebenen Waldschutzplan. 

 

ELER-kofinanzierte Maßnahmen müssen gemäß Artikel 49 der Verordnung 

(EU) Nr. 1305/2013 anhand von festgelegten Auswahlkriterien priorisiert wer-

den. Es können nur solche Projekte gemäß Nummer 11.3 gefördert werden, 

welche die für eine Förderung notwendige Mindestpunktzahl erreichen. 

 

Die zuwendungsfähige Fläche ist die Holzbodenfläche, abzüglich der Flächen, 

die nicht gekalkt werden dürfen. 

 

Eigenleistungen und Arbeiten, die von Arbeitskräften der oder des Zuwendungs-

empfangenden gemäß Nummer 3.2 ausgeführt werden, sind nicht zuwendungs-

fähig. 

 

5.6.3 Art der Zuwendung 

 

Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zuschüs-

sen als Anteilsfinanzierung gewährt. 

 

5.6.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Zuwendungsfähig sind die über Rechnung nachgewiesenen Nettoausgaben für 

Material, Ausbringung, Analyse der Bodenproben sowie die über Rechnung 

nachgewiesenen Ausgaben für administrative und logistische Arbeiten im direk-

ten Zusammenhang mit der Kalkungsmaßnahme. Kosten für die Durchführung 

der Trägerschaft einer Bodenschutzkalkung sind nicht förderfähig. 

 

5.6.5 Umfang und Höhe der Zuwendungen 

 



Die Höhe der Zuwendung beträgt für Forstbetriebsflächen, deren private Besit-

zer eine Forstbetriebsfläche bis 30 Hektar besitzen, 100 vom Hundert der über 

Rechnung nachgewiesenen Nettoausgaben. 

 

In Gemarkungen mit intensiver Gemengelage, insbesondere in Realteilungsge-

bieten, können auch Forstbetriebsflächen, die die Voraussetzungen einer Zu-

wendung von 100 vom Hundert nicht erfüllen, wie Kommunen oder größere pri-

vate Waldbesitzer, im Interesse einer Erleichterung der gemeinsamen Abwick-

lung berücksichtigt werden, soweit deren Anteil in Summe nicht mehr als 20 

vom Hundert der gesamten Waldkalkungsfläche beträgt. 

 

Für die übrigen Flächen beträgt die Höhe der Zuwendung 90 vom Hundert der 

über Rechnung nachgewiesenen Nettokosten. 

 

Teil C - Förderung von Gemeinschaftswäldern und  

forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen 

 

6 Förderung von Gemeinschaftswäldern und forstwirtschaftlichen Zusammen-

schlüssen 

 

6.1 Zuwendungszweck - Teil C 

 

Ziel ist die Überwindung struktureller Nachteile, insbesondere aus Kleinflächig-

keit und Besitzzersplitterung, durch überbetriebliche Zusammenarbeit im Rah-

men forstwirtschaftlicher Zusammenschlüsse und durch die Neugründung und 

Erweiterung von Gemeinschaftswäldern. 

 

Die Förderung dient dazu, ein eigenständiges und professionelles Tätigwerden 

der Zusammenschlüsse besonders unter Einbindung des Kleinprivatwaldes zu 

entwickeln. Darüber hinaus sollen die Produktions- und Absatzbedingungen in 

der Forstwirtschaft fortlaufend modernisiert werden.  

 

Die Förderung bezweckt des Weiteren, forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

darin zu unterstützen, gemeinschaftliche Anträge oder Sammelanträge für meh-

rere Waldbesitzende stellen zu können. Dies dient der vermehrten Durchführung 

von Maßnahmen, die eine ordnungsgemäße und nachhaltige Bewirtschaftung, 

insbesondere im Kleinprivatwald sichern. Der Fokus beim Antragsmanagement 

durch forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse liegt auf Maßnahmen zur Stabili-



sierung der Wälder gegen die fortschreitenden Klimaänderungen sowie Maß-

nahmen zur Beseitigung oder Verhinderung von Katastrophen- und Folgeschä-

den. 

 

Die Förderung dient außerdem dazu, Kleinprivatwaldbesitzerinnen und -besitzer 

darin zu unterstützen, Gemeinschaftswälder zu gründen oder sich bestehenden 

Gemeinschaftswäldern anzuschließen. 

 

6.2 Einschränkung der Zuwendungsempfangenden - Teil C 

 

6.2.1 Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

 

Zuwendungsempfangende für Maßnahmen nach Nummer 6.4, 6.7 und 6.8 kön-

nen anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse im Sinne von § 15 

BWaldG sein. 

 

Zuwendungsempfangende für Maßnahmen nach Nummer 6.5 und 6.6 können 

anerkannte Forstbetriebsgemeinschaften im Sinne von § 18 BWaldG sein. 

 

Die anteiligen Verwaltungskosten beziehungsweise Vermarktungsmengen an-

gegliederter Forstbetriebe 

 

- des Bundes, 

 

- des Landes sowie 

 

- von Kommunen mit Betriebsgrößen über 500 Hektar 

 

bleiben unberücksichtigt. Als Maßstab für den nicht zuwendungsfähigen Ausga-

benanteil gilt die Mitgliedsfläche. 

 

6.2.2 Gemeinschaftswald 

 

Zuwendungsempfangende für Maßnahmen nach Nummer 6.9 müssen Eigentü-

merinnen oder Eigentümer der jeweiligen in Baden-Württemberg gelegenen 

Waldflächen oder anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse und ihnen 

gleichgestellte Zusammenschlüsse im Sinne der §§ 15 und 39 BWaldG sein. 

Trägerinnen und Träger der gemeinschaftlichen Maßnahmen nach Nummer 6.9 



können forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse oder kommunale Körperschaf-

ten des öffentlichen Rechts sein. 

 

Als Zuwendungsempfangende ausgeschlossen sind Bund und Länder sowie ju-

ristische Personen, deren Kapitalvermögen sich zu mindestens 25 vom Hundert 

in den Händen der vorgenannten Körperschaften befindet. Maßnahmen auf 

Grundstücken der im vorhergehenden Satz aufgeführten Rechtspersonen sind 

nicht zuwendungsfähig. 

 

6.3 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen - Teil C 

 

Es wird auf die beihilferechtlichen Bestimmungen und Förderhöchstsätze für die 

Förderung von forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen nach Nummer 11.8 

verwiesen. 

 

Bei der erstmaligen Beantragung einer der Maßnahmen nach Nummer 6.4, 6.5 

oder 6.7 muss ein Geschäftsplan vorliegen, der erkennen lässt, 

 

- dass der forstwirtschaftliche Zusammenschluss die wirtschaftliche, selbst-

ständige Existenzfähigkeit erreicht oder erreichen wird und 

 

- dass der Körperschafts- und Privatwaldanteil des forstwirtschaftlichen Zu-

sammenschlusses so strukturiert ist, dass hierdurch die Möglichkeit besteht, 

in der Besitzgröße liegende Strukturmängel nach § 16 BWaldG zu überwin-

den. 

 

Gutachtliche Beurteilungskriterien sind dabei Mindestfläche in Abhängigkeit von 

Ertragsniveau, Baumarten- und Altersklassenausstattung, Nutzungspotential 

und Nutzungsgrad, Eigentümerstruktur und Organisationsgrad. 

 

Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse, die bereits eine Bewilligung einer För-

dermaßnahme gemäß Nummer 13.3 der Verwaltungsvorschrift über die Gewäh-

rung von Zuwendungen für Nachhaltige Waldwirtschaft vom 1. Januar 2012 

(GABl. S. 962) erhalten haben, müssen bei Fortführung der Maßnahme gemäß 

Nummer 6.7 keinen Geschäftsplan vorlegen. 

 

6.3.1 Zeitliche Befristungen 

 



Die Förderung der Maßnahmen Nummer 6.5, 6.6 und 6.7.1.2 kann jeweils für 

einen Zeitraum von bis zu zehn Jahren in Anspruch genommen werden. 

 

Die Förderung der Maßnahme Nummer 6.7.1.1 kann von forstwirtschaftlichen 

Zusammenschlüssen mit einer durchschnittlichen Betriebsgröße der Mitglieds-

betriebe bis 20 Hektar für einen Zeitraum von 20 Jahren in Anspruch genommen 

werden. Für forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse mit einer durchschnittlichen 

Betriebsgröße der Mitgliedsbetriebe über 20 Hektar gilt die zeitliche Befristung 

von zehn Jahren. 

 

Die Förderung der Maßnahme nach Nummer 6.4 kann für einen Zeitraum von 

bis zu fünf Jahren in Anspruch genommen werden. 

 

Ausgenommen von der zeitlichen Begrenzung ist die Maßnahme Nummer 

6.7.1.3 und 6.8. 

 

Maßnahmen zur Förderung der Geschäftsführungskosten, welche in der Förder-

periode 2007 bis 2013 bewilligt wurden und gemäß Nummer 11.10 fortgeführt 

werden, sind auf die zeitliche Befristung der Maßnahme Nummer 6.7.1.1 und 

6.7.1.2 anzurechnen. 

 

6.3.2 Kombinierbarkeit der Maßnahmen 

 

Die Fördermaßnahmen Nummer 6.4 bis 6.8 sind kombinierbar. 

 

Maßnahmen zur Förderung der Geschäftsführungskosten, welche in der Förder-

periode 2007 bis 2013 bewilligt wurden und gemäß Nummer 11.10 fortgeführt 

werden, sind nicht mit den Maßnahmen dieser Richtlinie kombinierbar. 

 

Werden bestehende, optimierte Strukturen rückgängig gemacht, zum Beispiel 

durch Teilung bestehender Zusammenschlüsse, können diese Zusammen-

schlüsse wegen Zweckverfehlung nicht mehr gefördert werden. 

 

Von der Förderung ausgeschlossen ist die Aufgabenerfüllung durch Dritte. Aus-

genommen hiervon ist die Erstellung eines Geschäftsplanes zur Professionali-

sierung von forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen. Von der Förderung aus-

geschlossen ist weiterhin die Aufgabenerfüllung durch öffentliche Verwaltungen 

oder Betreuungsorganisationen. 

 



6.4 Professionalisierung von forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen 

 

6.4.1 Gegenstand der Förderung 

 

Diese Fördermaßnahme stellt eine Anschubfinanzierung dar, um forstwirtschaft-

liche Zusammenschlüsse darin zu unterstützen, sich zu professionalisieren und 

Eigenständigkeit zu erlangen. 

 

6.4.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Voraussetzung für die Förderung ist die Anstellung von forstfachlich ausgebilde-

tem Personal. Als forstfachlich ausgebildetes Personal gelten grundsätzlich 

Forsttechnikerinnen und Forsttechniker, Absolventinnen und Absolventen der 

forstwirtschaftlichen und forstwissenschaftlichen Ausbildungsstätten sowie 

gleichwertige fachliche Qualifikationen. Hierbei kann im Einzelfall auch eine 

mehrjährige Berufserfahrung im Forstbereich berücksichtigt werden. Der Nach-

weis für die Anstellung von forstfachlich ausgebildetem Personal erfolgt insbe-

sondere durch Vorlage folgender Unterlagen: 

 

- Kopie der Urkunde der beruflichen Qualifikation oder 

 

- einem Arbeitsvertrag. 

 

Förderfähig sind nur Zusammenschlüsse, die bislang die Voraussetzungen für 

eine eigenständige Nutzung und Vermarktung forstwirtschaftlicher Erzeugnisse 

oder der Übernahme der Bewirtschaftung der Mitgliedsflächen nicht erfüllen. 

 

Von der Förderung ausgeschlossen sind Zusammenschlüsse, die bereits eine 

Förderung der Geschäftsführung oder der Zusammenfassung des Holzangebots 

(Holzmobilisierungsprämie) erhalten haben, es sei denn, es handelt sich um 

eine Neugründung, Fusion oder wesentliche Erweiterung. Als wesentliche Er-

weiterung gilt die Zunahme der Mitgliederzahl des anerkannten forstwirtschaftli-

chen Zusammenschlusses um mindestens 30 vom Hundert. 

 

6.4.3 Art der Zuwendung 

 

Die Förderung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zuschüssen 

als Anteilsfinanzierung gewährt. 

 



6.4.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Zuwendungsfähig sind 

 

- die Kosten für die Erstellung eines Geschäftsplans zur Professionalisierung 

und 

 

- die Aufwendungen für forstfachlich ausgebildetes Personal gemäß Nummer 

6.4.2 Satz 2 bis 4 des forstwirtschaftlichen Zusammenschlusses. 

 

6.4.5 Umfang und Höhe der Zuwendungen 

 

Die Anteilsfinanzierung der nachgewiesenen Lohnkosten für sozialversiche-

rungspflichtig forstfachlich ausgebildetes Personal gemäß Nummer 6.4.2 Satz 2 

bis 4 beträgt  

 

- im ersten Jahr: 90 vom Hundert, 

 

- im zweiten Jahr: 80 vom Hundert, 

 

- im dritten Jahr: 70 vom Hundert, 

 

- im vierten Jahr: 60 vom Hundert und  

 

- im fünften Jahr: 50 vom Hundert. 

 

Die Anteilsfinanzierung der nachgewiesenen Aufwendungen für die Erstellung 

des Geschäftsplans beträgt 90 vom Hundert. 

 

6.5 Koordinierung von Waldpflegeverträgen 

 

6.5.1 Gegenstand der Förderung 

 

Wichtige Voraussetzung für eine effiziente Waldpflege sind Bewirtschaftungsein-

heiten mit einer ausreichenden Größe. Mit dieser Fördermaßnahme werden 

Forstbetriebsgemeinschaften darin unterstützt, die Waldpflege von Mitgliedern 

über Waldpflegeverträge zu bündeln. Die Forstbetriebsgemeinschaft übernimmt 

die Verantwortung für die ordnungsgemäße Bewirtschaftung der Waldpflegeflä-



chen inklusive der Verkehrssicherungspflicht und des Waldschutzes. Förderge-

genstand ist die Bündelung der Flächen für eine effiziente Bewirtschaftung der 

unter Vertrag stehenden Flächen. Die Betreuungsleistungen selbst, wie sie bei-

spielsweise in der Privatwaldverordnung genannt sind, sind nicht Gegenstand 

der Förderung und können deswegen von Dritten erbracht werden. 

 

6.5.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Die Bündelung und Verwaltung der Waldpflegevertragsflächen erfolgt durch die 

Forstbetriebsgemeinschaft mit eigenem forstfachlich ausgebildetem Personal 

gemäß Nummer 6.4.2 Satz 2 bis 4. 

 

Je Mitglied ist nur ein Vertrag förderfähig. Die Förderung wird nur für Mitglieds-

betriebe bis 100 Hektar Betriebsgröße gewährt. Es sind nur Flächen von priva-

ten Forstbetrieben förderfähig. 

 

Eine Förderung wird nur gewährt, wenn der Waldpflegevertrag im Kalenderjahr 

besteht und die Forstbetriebsgemeinschaft die Bewirtschaftung der Vertragsflä-

chen inklusive der Verkehrssicherungspflicht sowie des Waldschutzes über-

nimmt. Die Waldpflegeverträge sind in schriftlicher Form für eine Laufzeit von 

zehn Jahren zu schließen. 

 

6.5.3 Art der Zuwendung 

 

Die Förderung wird zur Projektförderung in Form von Zuschüssen als Festbe-

tragsfinanzierung gewährt. 

 

6.5.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Gefördert werden die Aufwendungen für die Bündelung und Verwaltung der Flä-

chen, für welche die Forstbetriebsgemeinschaft die Waldpflege vertraglich über-

nommen hat. 

 

Gefördert werden außerdem die Aufwendungen für Maßnahmen der Verkehrssi-

cherungspflicht sowie des Waldschutzes. 

 

6.5.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Die Höhe der Zuwendung beträgt: 



 

- 100 Euro pro Jahr und Pflegevertrag für die Bündelung und Verwaltung der 

Vertragsflächen und 

 

- 10 Euro pro Jahr und Hektar Pflegevertragsfläche für Maßnahmen der Ver-

kehrssicherungspflicht sowie des Waldschutzes. 

 

6.6 Mitgliederinformation und -aktivierung 

 

6.6.1 Gegenstand der Förderung 

 

Die fachliche Information der Mitglieder zu aktuellen forstlichen Themen und 

zum Holzmarkt sowie die Aktivierung oder die Neuwerbung von Mitgliedern, sind 

wichtige Aufgaben von Forstbetriebsgemeinschaften. 

 

6.6.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Grundlage für die Abrechnung sind die jährlich aktualisierten Mitgliederverzeich-

nisse zur Erstellung der Forstbetriebsgemeinschafts-Statistik. Förderfähig sind 

ausschließlich waldbesitzende ordentliche Mitglieder, deren Mitgliedschaft im 

Kalenderjahr besteht. 

 

6.6.3 Art der Zuwendung 

 

Die Förderung wird zur Projektförderung in Form von Zuschüssen als Festbe-

tragsfinanzierung gewährt. 

 

6.6.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Gefördert werden die Aufwendungen für die Erstellung und Pflege einer Home-

page sowie die Organisation und Durchführung fachlicher Fortbildungen. Geför-

dert wird zusätzlich die Werbung von Neumitgliedern durch Druckerzeugnisse, 

über digitale Medien und Informationsveranstaltungen. 

 

6.6.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Die Höhe der Zuwendung beträgt: 

 



- 5 Euro pro Mitglied und Jahr, maximal jedoch 1 000 Euro pro Forstbetriebs-

gemeinschaft und Jahr für die Erstellung und Pflege einer Homepage, 

 

- 5 Euro pro Mitglied und Jahr, maximal jedoch 1 000 Euro pro Forstbetriebs-

gemeinschaft und Jahr für die Organisation und Durchführung einer fachli-

chen Fortbildung und 

 

- 50 Euro einmalig pro neugeworbenem Mitglied für die Werbung von Neumit-

gliedern durch Druckerzeugnisse, über digitale Medien und Informationsver-

anstaltungen. 

 

6.7 Zusammenfassung des Holzangebotes 

 

6.7.1 Gegenstand der Förderung 

 

Die Maßnahme untergliedert sich in mehrere förderfähige Untermaßnahmen. 

 

6.7.1.1 Überbetriebliche Zusammenfassung 

 

Gefördert wird die eigenständige und überbetriebliche Zusammenfassung des 

Holzangebots durch forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse. 

 

6.7.1.2 Überbetriebliche Koordination 

 

Gefördert wird die eigenständige und überbetriebliche Koordinierung des Holz-

absatzes durch forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse. 

 

6.7.1.3 Überbetriebliche Zusammenfassung in Mitgliedsbetrieben bis 30 Hektar 

 

Gefördert wird die eigenständige und überbetriebliche Zusammenfassung des 

Holzangebots für Mitgliedsbetriebe mit einer Forstbetriebsfläche bis 30 Hektar 

im satzungsgemäßen Zuständigkeitsbereich des forstwirtschaftlichen Zusam-

menschlusses. Durch diese Maßnahme sollen spezielle Leistungen der forstwirt-

schaftlichen Zusammenschlüsse im kleinststrukturierten Privatwald im An-

schluss an die Maßnahme Nummer 6.7.1.1 gefördert werden. 

 

6.7.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 



Die Zusammenfassung des Holzangebots muss durch den forstwirtschaftlichen 

Zusammenschluss mit eigenem forstfachlich ausgebildetem Personal gemäß 

Nummer 6.4.2 Satz 2 bis 4 erfolgen. 

 

Folgende Effizienzkriterien sind einzuhalten: 

 

- der Anteil der privaten Forstbetriebsfläche, bezogen auf die Betriebsgrößen 

bis 200 Hektar, muss mindestens 25 vom Hundert der Mitgliedsfläche betra-

gen, 

 

- die Mitgliedsfläche des forstwirtschaftlichen Zusammenschlusses muss min-

destens 1 500 Hektar betragen und 

 

- bei erstmaliger Antragstellung ist ein aktuelles Mitglieder- und Flächenver-

zeichnis vorzulegen. 

 

Bei der Prüfung des Mindestanteils der privaten Forstbetriebsfläche können 

eventuelle Staatswaldanteile und Flächen von Kommunen mit Betriebsgrößen 

über 500 Hektar in der Gesamtfläche unberücksichtigt bleiben. 

 

Für die Maßnahmen Nummer 6.7.1.1 und 6.7.1.2 gelten folgende Schwellen-

werte als Zuwendungsvoraussetzung, die als Effizienzgruppen kategorisiert wer-

den: 

 

- für die Effizienzgruppe 1, mit einer durchschnittlichen Betriebsgröße bis 

zehn Hektar, ist eine Mindestvermarktungsmenge der Forstbetriebsgemein-

schaft von einem Festmeter pro Hektar Zuwendungsvoraussetzung, 

 

- für die Effizienzgruppe 2, mit einer durchschnittlichen Betriebsgröße über 

zehn bis 20 Hektar, ist eine Mindestvermarktungsmenge der Forstbetriebs-

gemeinschaft von drei Festmetern pro Hektar Zuwendungsvoraussetzung 

und 

 

- für die Effizienzgruppe 3, mit einer durchschnittlichen Betriebsgröße über 20 

Hektar, ist eine Mindestvermarktungsmenge der Forstbetriebsgemeinschaft 

von fünf Festmetern pro Hektar Zuwendungsvoraussetzung. 

 



Berücksichtigungs- und förderfähig ist ausschließlich die Holzmenge, die für die 

Mitglieder des forstwirtschaftlichen Zusammenschlusses vermarktet wird. Ange-

gliederte Forstbetriebe des Bundes, des Landes sowie der Kommunen mit Be-

triebsgrößen über 500 Hektar bleiben unberücksichtigt. Als Maßstab für den 

nicht zuwendungsfähigen Ausgabenanteil gilt die Mitgliedsfläche. 

 

Der jeweilige Fördersatz für die überbetriebliche Zusammenfassung bezie-

hungsweise für die Koordinierung des Holzabsatzes kann für die jeweilige Holz-

menge durch eine Forstbetriebsgemeinschaft beziehungsweise forstwirtschaftli-

che Vereinigung nur einmal beantragt werden. 

 

Forstwirtschaftliche Vereinigungen können nur für Holzmengen eine Förderung 

der überbetrieblichen Holzzusammenfassung gemäß Nummer 6.7.1.1 oder 

6.7.1.3 erhalten, wenn diese nicht bereits durch die Forstbetriebsgemeinschaf-

ten des Verbandes selbst eine Förderung erhalten haben. Wenn Forstbetriebs-

gemeinschaften Förderungen nach Nummer 6.7.1.1 oder 6.7.1.3 erhalten, wer-

den die Holzmengen bei der Berechnung der Effizienzkriterien der forstwirt-

schaftlichen Vereinigung in Abzug gebracht. 

 

Die Förderung der Koordinierung des Holzabsatzes nach Nummer 6.7.1.2 durch 

forstwirtschaftliche Vereinigungen kann auch für Holz gewährt werden, für wel-

ches Forstbetriebsgemeinschaften, die Mitglied der forstlichen Vereinigung sind, 

bereits eine Förderung für die überbetriebliche Holzzusammenfassung erhalten 

haben. 

 

Die Maßnahmen Nummer 6.7.1.1 und 6.7.1.3 schließen sich gegenseitig aus. 

Nicht in Festmeter verkaufte Hölzer werden in Festmeter umgerechnet. Für 

nach Raummeter vermarktetes Holz gilt der Faktor 0,65, für Schüttraummeter 

Waldhackgut der Faktor 0,4 und für nach Gewicht vermarktetes Holz der Faktor 

1,5 je Tonne absolut trockenen Holzes. Weitere Sortimente, zum Beispiel Stan-

gen, werden nicht mitgerechnet. 

 

Der Umfang der zur Förderung beantragten Holzmengen und der Umfang der 

Arbeitskapazität von eigenem Personal des forstwirtschaftlichen Zusammen-

schlusses müssen fachlich nachvollziehbar sein und in einem den üblichen Leis-

tungswerten entsprechenden Verhältnis stehen. 

 

6.7.3 Art der Zuwendung 

 



Die Förderung wird zur Projektförderung in Form von Zuschüssen als Festbe-

tragsfinanzierung gewährt. 

 

6.7.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

6.7.4.1 Zuwendungsfähige Aufwendungen für Nummer 6.7.1.1 

 

Gefördert werden Aufwendungen für die eigenständige und überbetriebliche Zu-

sammenfassung des Holzangebots für einen Zeitraum von maximal zehn Jah-

ren und für die überbetriebliche Holzvermarktung mit einem Festbetrag je Fest-

meter vermarkteter Holzmenge im jeweiligen Geschäftsjahr. 

 

6.7.4.2 Zuwendungsfähige Aufwendungen für Nummer 6.7.1.2  

 

Gefördert werden Aufwendungen für die eigenständige und überbetriebliche Ko-

ordinierung des Holzabsatzes für einen Zeitraum von maximal zehn Jahren. Zu-

wendungsfähig sind alle Maßnahmen, die der Vorbereitung, dem Abschluss und 

der Erfüllung von Rahmenverträgen im Auftrag der Mitglieder dienen. 

 

6.7.4.3 Zuwendungsfähige Aufwendungen für Nummer 6.7.1.3  

 

Gefördert werden Aufwendungen für die eigenständige und überbetriebliche Zu-

sammenfassung des Holzangebots von Mitgliedsbetrieben bis 30 Hektar Forst-

betriebsfläche. Gefördert werden die Aufwendungen für die überbetriebliche 

Holzvermarktung mit einem Festbetrag je Festmeter vermarkteter Holzmenge im 

jeweiligen Geschäftsjahr. Die Förderung wird nur für die Holzmengen gewährt, 

welche aus den Mitgliedsbetrieben bis 30 Hektar stammen. 

 

6.7.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

6.7.5.1 Umfang und Höhe der Zuwendung für Nummer 6.7.1.1 

 

Der Umfang und die Höhe der Zuwendung beträgt für 

 

- die Effizienzgruppe 1, mit einer durchschnittlichen Betriebsgröße bis zehn 

Hektar, 2 Euro pro verkauftem Festmeter, 

 

- die Effizienzgruppe 2, mit einer durchschnittlichen Betriebsgröße über zehn 

bis 20 Hektar, 1,50 Euro pro verkauftem Festmeter und 



 

- die Effizienzgruppe 3, mit einer durchschnittlichen Betriebsgröße über 20 

Hektar, 1 Euro pro verkauftem Festmeter. 

 

6.7.5.2 Umfang und Höhe der Zuwendung für Nummer 6.7.1.2  

 

Die Zuwendung für die eigenständige und überbetriebliche Koordinierung des 

Holzabsatzes durch forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse beträgt 0,20 Euro 

pro Festmeter. 

 

6.7.5.3 Umfang und Höhe der Zuwendung für Nummer 6.7.1.3 

 

Die Zuwendung für die eigenständige und überbetriebliche Zusammenfassung 

des Holzangebots für Mitgliedsbetriebe mit einer Forstbetriebsfläche bis 30 Hek-

tar im satzungsgemäßen Zuständigkeitsbereich des forstwirtschaftlichen Zusam-

menschlusses beträgt 1 Euro pro verkauftem Festmeter Holz aus diesen Betrie-

ben. 

 

6.8 Antragsmanagement durch forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

 

6.8.1 Gegenstand der Förderung 

 

Zuwendungsfähig ist das Stellen gemeinschaftlicher Anträge oder eines Sam-

melantrags für mehrere Waldbesitzende durch forstwirtschaftliche Zusammen-

schlüsse für Maßnahmen, die eine ordnungsgemäße und nachhaltige Bewirt-

schaftung ihrer Wälder sichern. 

 

Unter einem gemeinschaftlichen Antrag wird die Übernahme der Trägerschaft 

für eine gemeinschaftliche Maßnahme verstanden. Das Vorliegen der Fördervo-

raussetzungen ist durch die Trägerin oder den Träger zu erklären. Der Begriff 

Sammelantrag bezeichnet die Zusammenfassung mehrerer Anträge antragsbe-

rechtigter Endbegünstigter durch die gesammelte Übersendung an die Forstbe-

hörde in einem Antrag ohne Übernahme der Trägerschaft. 

 

Zuwendungsfähig sind die Aufwendungen für die Information über Fördermög-

lichkeiten, die Vorbereitung, den Abschluss, die Organisation und die Verwal-

tung von gemeinschaftlichen Anträgen oder Sammelanträgen mit einem Pau-

schalsatz je koordiniertem Mitglied, je Antrag. 

 



6.8.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Die Zuwendung wird ausschließlich für private Mitglieder, auf deren in Baden-

Württemberg gelegenen Mitgliedsflächen im satzungsgemäß definierten Ver-

eins- oder Geschäftsgebiet des forstwirtschaftlichen Zusammenschlusses ge-

währt. Der Nachweis über die Anzahl der in gemeinschaftlichen Anträgen oder 

Sammelanträgen koordinierten Mitglieder ist auf der Grundlage eines aktuellen 

Mitgliederverzeichnisses zu erbringen. Das Mitgliederverzeichnis muss die ein-

deutige Identifikation jeden Mitgliedes gewährleisten. Es muss mindestens fol-

gende Informationen enthalten: 

 

- den Namen des Mitglieds,  

 

- die Mitgliedsnummer, 

 

- die Besitzart nach § 3 LWaldG, 

 

- die Anzahl der bewilligten gemeinschaftlichen Anträge oder Sammelanträge, 

von denen das Mitglied profitiert, 

 

- die jeweiligen Antragsnummern der gemeinsamen Anträge oder Sammelan-

träge und 

 

- die summarische Darstellung über die Anzahl aller vom forstwirtschaftlichen 

Zusammenschluss beantragten und bereits bewilligten gemeinschaftlichen 

Anträge oder Sammelanträge für die Mitglieder. 

 

6.8.3 Art der Zuwendung 

 

Die Förderung wird zur Projektförderung in Form von Zuschüssen als Festbe-

tragsfinanzierung gewährt. 

 

6.8.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Zuwendungsfähig sind gemeinschaftliche Anträge oder Sammelanträge zu den 

Teilen oder Nummern der vorliegenden Verwaltungsvorschrift:  

 

- Teil B - Förderung einer naturnahen Waldbewirtschaftung, 

 



- Teil E - Vertragsnaturschutz im Wald, 

 

- Teil F - Förderung der Beseitigung der Folgen von Extremwetterereignissen 

im Wald und 

 

- Nummer 10.4 bis 10.6 zur bodenschonenden Holzernte in Teil G. 

 

Zuwendungsfähig sind auch Sammelanträge zur Verwaltungsvorschrift des Mi-

nisteriums für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz über die Gewährung 

von Zuwendungen für Holzaufarbeitung im Jahr 2019 infolge der durch Extrem-

wetterereignisse verursachten Schäden im Privatwald vom 5. Dezember 2019 

(GABl. S. 498). 

 

6.8.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Die Zuwendung beträgt 10 Euro für jedes Mitglied eines forstwirtschaftlichen Zu-

sammenschlusses, welchem eine Zuwendung aufgrund eines gemeinschaftli-

chen Antrags oder Sammelantrags bewilligt wurde. Pro Mitglied kann die Zu-

wendung nur einmalig je Antrag gewährt werden. 

 

6.9 Neugründung und Erweiterung von Gemeinschaftswäldern 

 

6.9.1 Gegenstand der Förderung 

 

Gefördert wird die Erstellung und Umsetzung von Plänen zur Neugründung oder 

Erweiterung von Gemeinschaftswäldern im Sinne von Waldbewirtschaftungsplä-

nen gemäß Artikel 35 Absatz 2 Buchstabe j der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013. 

 

6.9.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Es können nur Projekte gefördert werden, an denen mindestens zwei Waldbesit-

zende oder forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse beteiligt sind. 

 

ELER-kofinanzierte Maßnahmen müssen gemäß Artikel 49 der Verordnung 

(EU) Nr. 1305/2013 anhand von festgelegten Auswahlkriterien priorisiert wer-

den. Es können nur solche Projekte gemäß Nummer 11.3 gefördert werden, 

welche die für eine Förderung notwendige Mindestpunktzahl erreichen. 

 



Personal, Dienstleisterinnen und Dienstleister müssen eine Qualifikation nach 

§ 21 Absatz 3 LWaldG besitzen. 

 

6.9.3 Art der Zuwendung 

 

Die Förderung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zuschüssen 

als Anteilsfinanzierung gewährt. 

 

6.9.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Zuwendungsfähig sind 

 

- die laufenden Kosten der Zusammenarbeit wie die Lohnkosten für eine Ko-

ordinatorin oder Koordinator inklusive der Geschäftsführungskosten und 

 

- die nachgewiesenen Ausgaben für die Planerstellung des Geschäftsplans 

oder des Waldbewirtschaftungsplans inklusive des Kartenmaterials sowie im 

Verfahren anfallende Gebühren und Notarkosten. 

 

6.9.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Die Höhe der Zuwendung beträgt 90 vom Hundert der nachgewiesenen Aufwen-

dungen. 

 

Teil D - Förderung der forstwirtschaftlichen Infrastruktur 

 

7 Förderung der forstwirtschaftlichen Infrastruktur 

 

7.1 Zuwendungszweck - Teil D 

 

Ziel ist die Verbesserung der forstwirtschaftlichen Infrastruktur, um unzureichend 

erschlossene Waldgebiete für eine nachhaltige Bewirtschaftung, zur Prävention 

sowie Bewältigung von Schadereignissen und für die Erholung suchende Bevöl-

kerung zugänglich zu machen. 

 

7.2 Einschränkung der Zuwendungsempfangenden - Teil D 

 



Zuwendungsempfangende müssen Besitzerinnen oder Besitzer der jeweiligen 

in Baden-Württemberg gelegenen Waldflächen oder anerkannte forstwirtschaft-

liche Zusammenschlüsse und ihnen gleichgestellte Zusammenschlüsse im 

Sinne der §§ 15 und 39 BWaldG sein. Die Zuwendungsempfangenden müssen, 

sofern es sich nicht um forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse im Sinne des 

Bundeswaldgesetzes handelt, Eigentümerinnen oder Eigentümer der begüns-

tigten Flächen sein oder eine schriftliche Einverständniserklärung der Eigentü-

merin oder des Eigentümers vorlegen. 

 

Trägerin oder Träger einer gemeinschaftlichen Maßnahme im Körperschafts- 

oder Privatwald können sein: 

 

- private Waldbesitzerinnen oder Waldbesitzer, 

 

- kommunale Körperschaften des öffentlichen Rechts, 

 

- anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse, wenn sie satzungsge-

mäß dazu geeignet sind. 

 

Als Zuwendungsempfangende ausgeschlossen sind Bund und Länder sowie ju-

ristische Personen, deren Kapitalvermögen sich zu mindestens 25 vom Hundert 

in den Händen der vorgenannten Körperschaften befindet. Maßnahmen auf 

Grundstücken dieser Rechtspersonen sind nicht zuwendungsfähig. 

 

7.3 Wegeneu-, Wegeaus- und Wegeumbau 

 

7.3.1 Gegenstand der Förderung 

 

Neubau forstwirtschaftlicher Wege, die mit Lastkraftwagen und Personenkraft-

wagen befahren werden können sowie die Befestigung und der Aus- oder Um-

bau von Wegen, die bisher nicht den Standards des forstlichen Wegebaus ge-

mäß dem Merkblatt im Förderwegweiser Baden-Württemberg entsprechen. 

 

7.3.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Die geförderten Wege müssen kostenlos öffentlich zugänglich sein. 

 



Bei der Planung und Durchführung sind die behördenverbindlichen Fachplanun-

gen zu berücksichtigen und die anerkannten Regeln des forstlichen Wegebaus, 

gemäß dem Merkblatt im Förderwegweiser Baden-Württemberg, zu beachten. 

 

Wege, die aus- oder umgebaut werden, weil sie bisher nicht den Standards des 

forstlichen Wegebaus entsprechen, müssen im Ergebnis die Anforderungen ei-

nes Wegeneubaus erfüllen. 

 

Die Zweckbindung beträgt zehn Jahre. 

 

Förderfähig sind nur Kosten für Wege, deren Neu-, Aus- oder Umbau aus-

schließlich mit natürlichem Material aus Steinbrüchen und Kiesgruben erfolgt. 

 

Kosten für Abbruch und Entsorgung von Abbruch und kontaminiertem Aushub-

material werden nicht gefördert. Einen Sonderfall stellt hierbei der Umbau von 

Forstwegen mit Schwarz- oder Betondecken hin zu Forstwegen mit sand-was-

sergebundenen Decken dar. 

 

Forstwege mit Schwarz- oder Betondecke, die umgebaut werden sollen, müs-

sen auf ihren Gehalt an polyzyklisch aromatischen Kohlenwasserstoffen beprobt 

werden. Ergibt das Ergebnis der Beprobung einen Gehalt an polyzyklisch aro-

matischen Kohlenwasserstoffen ab 25 Milligramm pro Kilogramm an Trocken-

masse, ist das Material zu entsorgen. Zur Förderung eines Neuaufbaus des We-

ges ist der Entsorgungsnachweis vorzulegen. Abbruch und Entsorgung werden 

nicht gefördert. Ergibt das Ergebnis der Beprobung einen Gehalt an polyzyklisch 

aromatischen Kohlenwasserstoffen von bis zu 25 Milligramm pro Kilogramm-

Trockenmasse, kann das Material nach dem Fräßen in den neuen Weg einge-

baut werden. Das Abfräsen und der Einbau des gefrästen Recyclingbaustoffs 

werden nicht gefördert. 

 

ELER-kofinanzierte Maßnahmen müssen gemäß Artikel 49 der Verordnung 

(EU) Nr. 1305/2013 anhand von festgelegten Auswahlkriterien priorisiert wer-

den. Es können nur solche Projekte gemäß Nummer 11.3 gefördert werden, 

welche die für eine Förderung notwendige Mindestpunktzahl erreichen. 

 

Nicht zuwendungsfähig sind: 

 



- Wege mit überörtlicher Verkehrsbedeutung sowie Wege innerhalb vorhan-

dener oder geplanter Siedlungs- und Industriegebiete, Fuß-, Rad- und Reit-

wege, 

 

- grundsätzlich Wege mit Schwarz- oder Betondecken; über notwendige Aus-

nahmen, beispielsweise beim Anschluss an öffentliche Straßen entscheidet 

die Bewilligungsbehörde nach Prüfung der fachlichen Notwendigkeit, 

 

- Unterhaltung von forstwirtschaftlichen Wegen und der dazugehörigen not-

wendigen Anlagen sowie das hierfür benötigte Material, 

 

- grundsätzlich Vorhaben, die zu einer Wegedichte über 45 Laufmeter je Hek-

tar Erschließungsfläche führen; Ausnahmen sind beispielsweise bei schwie-

rigen Geländeverhältnissen, im Kleinprivatwald oder ähnlich speziellen Um-

ständen möglich; dies ist im Rahmen einer fachtechnischen Stellungnahme 

zu begründen; zur Ermittlung der Wegedichte ist die Weglänge des betroffe-

nen Weges zur Erschließungsfläche ins Verhältnis zu setzen, 

 

- Eigenleistungen und Arbeiten, die von Arbeitskräften der Maßnahmenträge-

rin oder des Maßnahmenträgers ausgeführt werden, 

 

- Kosten für die Durchführung der Trägerschaft und 

 

- Aufwendungen für Maßnahmen, für deren Durchführung eine Rechtspflicht 

besteht. 

 

Es sind nur die Ausgaben für jene Wegeabschnitte zuwendungsfähig, bei denen 

tatsächlich eine Grundinstandsetzung erforderlich ist. Teilstücke, bei denen eine 

Unterhaltungsmaßnahme ausreichend ist, sind in Abzug zu bringen. 

 

7.3.3 Art der Zuwendung 

 

Die Förderung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zuschüssen 

als Anteilsfinanzierung gewährt. 

 

7.3.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 



Zuwendungsfähig sind die über Rechnungen nachgewiesenen Nettoausgaben 

für Arbeitslohn und Material für die Maßnahmenplanung, die Maßnahmenaus-

führung, die Bauleitung sowie für die Durchführung von freiwilligen Maßnahmen 

der Landschaftspflege, des vorbeugenden Hochwasserschutzes und des Natur-

schutzes. Dazu gehören nach dem Veranlassungsprinzip auch Zweckforschun-

gen und Erhebungen im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Wegebaupro-

jekt. 

 

Zum Wegebau zugehörige notwendige Anlagen wie Durchlässe, Brücken oder 

Ausweichstellen gelten als Bestandteil der Wegebaumaßnahme. Werden durch 

eine forstwirtschaftliche Wegebaumaßnahme andere Baumaßnahmen zwingend 

notwendig, so können diese im zwingend erforderlichen Umfang ebenfalls geför-

dert werden. Vorteile Dritter aus Folgemaßnahmen sind durch Beiträge ange-

messen zu berücksichtigen. 

 

7.3.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Die Höhe der Zuwendung beträgt  

 

- für Betriebe mit einer Forstbetriebsfläche bis 1 000 Hektar: 70 vom Hundert 

der nachgewiesenen Nettoausgaben und 

 

- für Betriebe mit einer Forstbetriebsfläche über 1 000 Hektar: 40 vom Hun-

dert der nachgewiesenen Nettoausgaben. 

 

Die Höhe der Zuwendung beträgt im Erholungswald für Privatwaldbetriebe mit 

einer Forstbetriebsfläche bis 200 Hektar 70 vom Hundert der nachgewiesenen 

Ausgaben. 

 

7.4 Wegegrundinstandsetzung nach Schadereignissen und Wegegrundinstandset-

zung im Erholungswald 

 

7.4.1 Gegenstand der Förderung 

 

Gefördert wird die Grundinstandsetzung forstwirtschaftlicher Wege nach Scha-

dereignissen sowie im Erholungswald aus den in Nummer 7.1 genannten Grün-

den. 

 

7.4.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 



 

Die Grundinstandsetzung forstwirtschaftlicher Wege ist in folgenden Fällen för-

derfähig: 

 

- wenn sich der Weg im Eigentum von Privatwaldbesitzenden mit einer Forst-

betriebsfläche bis 200 Hektar befindet und innerhalb der Erholungswaldku-

lisse gelegen ist oder 

 

- wenn die Grundinstandsetzung ursächlich durch ein Schadereignis notwen-

dig geworden ist. 

 

Von einer Grundinstandsetzung kann ausgegangen werden, wenn ein Weg eine 

schadhafte Tragschicht aufweist, wie zum Beispiel Verdrückungen oder Ausspü-

lungen, und wenn durch die Instandsetzung die Wiederherstellung der Trag-

schicht durch die Ergänzung oder den Einbau einer neuen Schottertragschicht 

erfolgt. Reine Unterhaltungsmaßnahmen forstwirtschaftlicher Wege, wie zum 

Beispiel das Abziehen der Wege mit dem Grader oder das Einbringen einer 

neuen Deckschicht, sind nicht zuwendungsfähig. 

 

Die geförderten Wege müssen kostenlos öffentlich zugänglich sein. 

 

Bei Planung und Ausführung der Vorhaben sind die anerkannten Regeln des 

forstlichen Wegebaus zu beachten. 

 

Weitergehende Zuwendungsvoraussetzungen, welche sich aus dem Merkblatt 

zur Förderung der forstlichen Infrastruktur im Förderwegweiser Baden-Württem-

berg ergeben, bleiben unberührt und sind zu beachten. 

 

Wege, die eine Grundinstandsetzung erhalten und bisher nicht den Standards 

des forstlichen Wegebaus entsprechen, müssen im Ergebnis die Anforderungen 

eines Wegeneubaus erfüllen. 

 

Die Zweckbindung beträgt zehn Jahre. 

 

Förderfähig sind nur Kosten für Wege, deren Grundinstandsetzung ausschließ-

lich mit natürlichem Material aus Steinbrüchen und Kiesgruben erfolgt. 

 

Kosten für Abbruch und Entsorgung von Abbruch und kontaminiertem Aushub-

material werden nicht gefördert. 



 

ELER-kofinanzierte Maßnahmen müssen gemäß Artikel 49 der Verordnung 

(EU) Nr. 1305/2013 anhand von festgelegten Auswahlkriterien priorisiert wer-

den. Es können nur solche Projekte gemäß Nummer 11.3 gefördert werden, 

welche die für eine Förderung notwendige Mindestpunktzahl erreichen. 

 

Nicht zuwendungsfähig sind: 

 

- Wege mit überörtlicher Verkehrsbedeutung sowie Wege innerhalb vorhan-

dener oder geplanter Siedlungs- und Industriegebiete, Fuß-, Rad- oder Reit-

wege, 

 

- Wege mit Schwarz- oder Betondecken, 

 

- Eigenleistungen und Arbeiten, die von Arbeitskräften des Maßnahmenträ-

gers oder der Maßnahmenträgerin ausgeführt werden und 

 

- Aufwendungen für Maßnahmen, für deren Durchführung eine Rechtspflicht 

besteht. 

 

7.4.3 Art der Zuwendung 

 

Die Förderung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zuschüssen 

als Anteilsfinanzierung gewährt. 

 

7.4.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Gefördert werden alle notwendigen Maßnahmen zur Wiederherstellung des Re-

gelquerschnitts sowie die Wiederherstellung oder Ergänzung der Wasserablei-

tung. 

 

Zuwendungsfähig sind die nachgewiesenen Ausgaben für Arbeitslohn und Ma-

terial für die Maßnahmenplanung, die Maßnahmenausführung, die Bauleitung 

sowie für die Durchführung von freiwilligen Maßnahmen der Landschaftspflege, 

des vorbeugenden Hochwasserschutzes und des Naturschutzes. Dazu gehören 

auch Zweckforschungen und Erhebungen im unmittelbaren Zusammenhang mit 

dem Wegebauprojekt. 

 



Zur Wegegrundinstandsetzung zugehörige notwendige Arbeiten an oder die An-

lage von Durchlässen, Brücken oder Ausweichstellen gelten als Bestandteil der 

Maßnahme. Werden durch die Wegegrundinstandsetzung andere Baumaßnah-

men zwingend notwendig, so können diese nach dem Veranlassungsprinzip ge-

fördert werden. Vorteile Dritter sind durch Beiträge angemessen zu berücksichti-

gen. Diese Beteiligung ist bei der Herleitung der förderfähigen Gesamtkosten in 

Abzug zu bringen. 

 

7.4.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Die Höhe der Zuwendung beträgt:  

 

- für Betriebe mit einer Forstbetriebsfläche bis 1 000 Hektar: 50 vom Hundert 

der nachgewiesenen Ausgaben, 

 

- für Betriebe mit einer Forstbetriebsfläche über 1 000 Hektar: 30 vom Hun-

dert der nachgewiesenen Ausgaben und 

 

- im Erholungswald für Privatwaldbetriebe mit einer Forstbetriebsfläche bis 

200 Hektar: 70 vom Hundert der nachgewiesenen Ausgaben. 

 

7.5 Grundinstandsetzung von Kunstbauten und Wasserableitungssystemen von 

forstwirtschaftlichen Wegen 

 

7.5.1 Gegenstand der Förderung 

 

Gefördert wird die Sanierung oder die Grundinstandsetzung, insbesondere von 

Anlagen zur Erschließung des Waldes und dessen Anschluss an das öffentliche 

Verkehrswegenetz. Darunter fallen auch Kunstbauten wie beispielsweise Brü-

cken, Durchlässe und Furten sowie die Sanierung oder die Grundinstandset-

zung der Wasserableitung von forstwirtschaftlichen Wegen, insbesondere durch 

den Einbau zusätzlich notwendiger Dolen oder den Ersatz von beschädigten 

Dolen in bestehenden Wegen. 

 

Wenn eine Grundinstandsetzung eines Kunstbaus einem Neubau gleichkommt 

oder ein Neubau kostengünstiger ist als eine Grundinstandsetzung, ist eine För-

derung über Nummer 7.3 möglich. Die Abriss- und Entsorgungskosten sind je-

doch nicht förderfähig. 

 



7.5.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Die geförderten Wege müssen kostenlos öffentlich zugänglich sein. 

 

Bei der Planung und Durchführung sind die behördenverbindlichen Fachplanun-

gen sowie die in diesem Zusammenhang getroffenen Abstimmungen mit der 

Naturschutzverwaltung zu berücksichtigen sowie die anerkannten Regeln des 

forstlichen Wegebaus nach dem Merkblatt zur Förderung der forstlichen Infra-

struktur im Förderwegweiser Baden-Württemberg zu beachten. Weitergehende 

Zuwendungsvoraussetzungen, welche sich aus diesem Merkblatt ergeben, sind 

zu beachten. 

 

Die Zweckbindung beträgt zehn Jahre. 

 

Wenn für die Grundinstandsetzung die Verwendung von Kies oder Schotter not-

wendig ist, ist das Projekt nur förderfähig, wenn ausschließlich natürliches Mate-

rial aus Steinbrüchen und Kiesgruben Verwendung findet, welches möglichst 

standortstypisch ist. 

 

Schwarz- oder Betondecken stellen bei der Grundinstandsetzung von Kunstbau-

ten keinen Förderausschluss dar. 

 

Kunstbauten, die der Erschließung des Waldes dienen, können außerhalb des 

Waldes liegen und unmittelbar an Straßen mit überörtlicher Verkehrsbedeutung 

sowie an Straßen und Wegen innerhalb vorhandener oder geplanter Siedlungs- 

und Industriegebieten anschließen. 

 

Kosten für Abbruch und Entsorgung von Abbruch und kontaminiertem Aushub-

material werden nicht gefördert. 

 

ELER-kofinanzierte Maßnahmen müssen gemäß Artikel 49 der Verordnung 

(EU) Nr. 1305/2013 anhand von festgelegten Auswahlkriterien priorisiert wer-

den. Es können nur gemäß Nummer 11.3 solche Projekte gefördert werden, 

welche die für eine Förderung notwendige Mindestpunktzahl erreichen. 

 

Nicht zuwendungsfähig sind: 

 



- Wege mit überörtlicher Verkehrsbedeutung sowie Wege innerhalb vorhan-

dener oder geplanter Siedlungs- und Industriegebiete, Fuß-, Rad- und Reit-

wege, 

 

- grundsätzlich Wege mit Schwarz- oder Betondecken, 

 

- Eigenleistungen und Arbeiten, die von Arbeitskräften der Maßnahmenträge-

rin oder des Maßnahmenträgers ausgeführt werden und 

 

- Aufwendungen für Maßnahmen, für deren Durchführung eine Rechtspflicht 

besteht. 

 

7.5.3 Art der Zuwendung 

 

Die Förderung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zuschüssen 

als Anteilsfinanzierung gewährt. 

 

7.5.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Für die Grundinstandsetzung oder Sanierung von Kunstbauten sind die nachge-

wiesenen Ausgaben für Arbeitslohn und Material für die Maßnahmenplanung, 

die Maßnahmenausführung, die Bauleitung sowie für die Durchführung von frei-

willigen Maßnahmen der Landschaftspflege, des vorbeugenden Hochwasser-

schutzes und des Naturschutzes zuwendungsfähig. Dazu gehören auch Zweck-

forschungen und Erhebungen im unmittelbaren Zusammenhang mit der Sanie-

rungsmaßnahme. 

 

Werden durch eine Sanierungsmaßnahme andere Baumaßnahmen zwingend 

notwendig, so können diese nach dem Veranlassungsprinzip gefördert werden. 

 

Für die Grundinstandsetzung von Wasserableitungssystemen sind alle vom Be-

trieb nachgewiesenen Ausgaben für das Verlegen der Dolen, die Wiederherstel-

lung der Tragschicht über den verlegten Dolen sowie die Herstellung oder Wie-

derherstellung des Entwässerungsgrabens und gegebenenfalls das Herstellen 

eines ausreichenden Lichtraumprofils im Baubereich zwischen Bauanfang und 

Bauende der jeweiligen Maßnahme zuwendungsfähig. 

 

7.5.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 



Die Höhe der Zuwendung beträgt: 

 

- für Betriebe mit einer Forstbetriebsfläche bis 1 000 Hektar: 50 vom Hundert 

der nachgewiesenen Ausgaben, 

 

- für Betriebe mit einer Forstbetriebsfläche über 1 000 Hektar: 30 vom Hun-

dert der nachgewiesenen Ausgaben und 

 

- im Erholungswald für Privatwaldbetriebe mit einer Forstbetriebsfläche bis 

200 Hektar: 70 vom Hundert der nachgewiesenen Ausgaben. 

 

Teil E - Vertragsnaturschutz im Wald 

 

8 Förderung von Maßnahmen des Vertragsnaturschutzes im Wald 

 

8.1 Zuwendungszweck-Teil E 

 

Ziel der Zuwendung ist es, Maßnahmen des Vertragsnaturschutzes im Wald 

oder den freiwilligen Nutzungsverzicht zu fördern. Dies soll beitragen  

 

- zum Schutz, der Erhaltung, der Entwicklung oder der Wiederherstellung von 

geschützten Lebensräumen und Lebensstätten wildlebender Tier- und 

Pflanzenarten im Wald, für die Baden-Württemberg eine besondere Verant-

wortung nach § 1 Nummer 1 LWaldG und Anhang II und IV der Richtlinie 

92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Le-

bensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (Fauna-Flora-Habi-

tat-Richtlinie) (ABl. L 206 vom 22. 7. 1992, S. 7, ber. ABl. L 095 vom 

29.3.2014, S. 70), die zuletzt durch Richtlinie 2013/17/EU (ABl. L 158 vom 

10.6.2013, S. 193) geändert worden ist, sowie Anhang I der Richtlinie 

2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Novem-

ber 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (Vogelschutzricht-

linie) (ABl. L 020 vom 26.1.2010, S. 7), die zuletzt durch Verordnung (EU) 

2019/1010 (ABl. L 170 vom 25.6.2019, S. 115) geändert worden ist, trägt, 

 

- zur Erhaltung und Entwicklung geschützter Waldlebensräume oder Waldar-

ten, für die Baden-Württemberg eine besondere Verantwortung trägt,  

 

- zur Verbesserung der lebensraumtypischen biologischen Vielfalt der 

Waldökosysteme und  



 

- zum Biotopverbund. 

 

8.2 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen - Teil E 

 

Zuwendungsfähige Maßnahmen im Körperschafts- und Privatwald müssen nach 

naturschutzfachlichen Vorgaben erfolgen und deshalb aus zwischen Forst- und 

Naturschutzverwaltung abgestimmten fachlichen Konzepten oder behördlichen 

Fachplanungen abgeleitet sein, insbesondere: 

 

- der Gesamtkonzeption Waldnaturschutz, 

 

- dem Alt- und Totholzkonzept, 

 

- den Natura 2000-Managementplänen, 

 

- den Pflege- und Entwicklungsplänen, 

 

- der Waldbiotopkartierung, 

 

- dem Generalwildwegeplan, 

 

- dem Aktionsplan Auerhuhn, 

 

- dem Behandlungstyp Eichen-Mischwald oder 

 

- den Waldzielarten nach Anlage 4. 

 

Die Konzepte sind im Förderwegweiser Baden-Württemberg hinterlegt. 

 

Die Maßnahmen müssen auf Grundlage dieser Konzepte oder von Fachplänen 

umgesetzt werden, welche der Integration von Naturschutzzielen bei der Wald-

bewirtschaftung auf Betriebsebene dienen. Grundlage können außerdem die 

von der Gesamtkonzeption Waldnaturschutz abgeleiteten Maßnahmen des Pro-

jekts Vertragsnaturschutz im Kommunal- und Privatwald Baden-Württembergs 

aus dem Sonderprogramm des Landes zur Stärkung der biologischen Vielfalt 

sein, welches im Förderwegweiser Baden-Württemberg eingestellt ist. Sofern 

vorgenannte Pläne und Konzepte nicht Grundlage des Antrages sind, müssen 



mindestens folgende Informationen für eine fachliche Bewertung der zuständi-

gen unteren Forst- und Naturschutzbehörde beigebracht werden: 

 

- eine Abgrenzung und Kurzbeschreibung der in die Planung einbezogenen 

Waldflächen, 

 

- eine Kurzbeschreibung zur ökologischen Bewertung der in die Planung ein-

bezogenen Waldökosysteme, zum Beispiel Naturnähe der Baumartenzu-

sammensetzung oder andere Elemente mit besonderer waldökologischer 

Bedeutung unter Berücksichtigung der entsprechenden Bestandsdaten so-

wie Informationen zum Standort, 

 

- eine Auflistung der naturschutzfachlichen Ziele und Benennung geeigneter 

Indikatoren für die Zielerreichung und 

 

- eine Beschreibung der hieraus abgeleiteten Maßnahmenplanung. 

 

Sofern die Zuwendungsvoraussetzungen nach Ablauf der Zweckbindungsfrist 

fortbestehen, ist eine Anschlussvereinbarung möglich. 

 

Die gleichzeitige Inanspruchnahme von Zuwendungen aus verschiedenen För-

dermaßnahmen auf Flächen mit Vertragsnaturschutz im Wald ist nur zulässig, 

wenn mit den Maßnahmen unterschiedliche Zwecke verfolgt werden und diese 

sich nicht widersprechen oder die Erfüllung nicht beeinträchtigen. 

 

8.3 Einschränkung der Zuwendungsempfangenden - Teil E 

 

Die Zuwendungsempfangenden müssen, sofern es sich nicht um anerkannte 

forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse und ihnen gleichgestellte Zusammen-

schlüsse gemäß §§ 15 und 39 BWaldG handelt, Eigentümerinnen oder Eigentü-

mer der begünstigten, in Baden-Württemberg gelegenen Flächen oder Inhabe-

rinnen oder Inhaber von Forstbetrieben sein. 

 

Als Zuwendungsempfangende ausgeschlossen sind Bund und Länder sowie ju-

ristische Personen, deren Kapitalvermögen sich zu mindestens 25 vom Hundert 

in den Händen dieser Institutionen befindet. 

 

Antragstellende von Sammelanträgen im Körperschafts- oder Privatwald können 

sein: 



 

- private Waldbesitzerinnen oder Waldbesitzer, sofern sie selbst zuwendungs-

berechtigt sind, 

 

- kommunale Körperschaften des öffentlichen Rechts und 

 

- anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse, Vereine oder Verbände, 

wenn sie satzungsgemäß dazu geeignet sind. 

 

Sind Zuwendungsempfangende nicht Eigentümerinnen oder Eigentümer der be-

günstigten Flächen oder besitzen Zuwendungsempfangende keine eigentums-

gleichen Rechte wie zum Beispiel Nießbrauch, muss eine schriftliche Einver-

ständniserklärung der Eigentümerin oder des Eigentümers vorgelegt werden. 

 

8.4 Art der Zuwendung - Teil E 

 

Im Falle einer Zuwendung durch Pauschalen, bemisst sich die Höhe der Zuwen-

dung nach den zu erwartenden Einkommensverlusten und zusätzlichen Kosten 

im Vergleich zur bisherigen Bewirtschaftung während der Zweckbindungsfrist. 

 

Maßnahmen nach Nummer 8.6.1 bis 8.6.6 sollen vorrangig zur Umsetzung der 

Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie sowie der Vogelschutzrichtlinie dienen. Die Zu-

wendungen für diese Maßnahmen werden im Rahmen einer Projektförderung in 

Form von Zuschüssen als Anteilsfinanzierung gewährt. Mit Ausnahme der Maß-

nahme 8.6.6.1.4 sind Pauschalen festgesetzt. 

 

Maßnahmen nach Nummer 8.6.7 müssen nach Artikel 49 der Verordnung (EU) 

Nr. 1305/2013 gemäß festgelegter Auswahlkriterien priorisiert werden. Es kön-

nen nur solche Projekte gemäß Nummer 11.3 gefördert werden, welche die für 

eine Förderung notwendige Mindestpunktzahl erreichen. Die Zuwendungen für 

diese Mahnahmen werden im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zu-

schüssen als Anteilsfinanzierung gewährt. 

 

8.5 Förderausschluss - Teil E  

 

Nicht förderfähig sind: 

 

- Planungsarbeiten, die gesetzlich vorgeschrieben sind,  

 



- Leistungen der öffentlichen Verwaltung,  

 

- der Kauf von Maschinen, Geräten und Tieren, 

 

- Maßnahmen, zu deren Durchführung eine Rechtspflicht besteht, wie Aus-

gleichs- und Ersatzmaßnahmen für Eingriffe in Natur und Landschaft im 

Sinne von § 14 BNatSchG, 
 

- Maßnahmen zur Vermeidung des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbots-

tatbestände, insbesondere im Sinne von § 44 Absatz 5 BNatSchG für Ein-

griffe und vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen,  

 

- Maßnahmen, die im Rahmen der Eingriffsregelungen nach § 16 BNatSchG, 

§ 16 des Naturschutzgesetzes (NatSchG) in Verbindung mit der Ökokonto-

Verordnung vom 19. Dezember 2010 (GBl. S. 1089) oder § 135a Absatz 2 

des Baugesetzbuches (BauGB) umgesetzt werden, 

 

- Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für Waldumwandlungen im Sinne der 

§§ 9 und 11 LWaldG, 

 

- Maßnahmen auf Flächen, auf denen die Bewirtschaftung aufgrund rechtli-

cher Vorschriften dauerhaft untersagt ist, zum Beispiel Bannwälder, Kernzo-

nen von Nationalparken oder Biosphärenreservaten, 

 

- Maßnahmen auf Flächen, die der Antragstellerin oder dem Antragsteller 

zum Zwecke des Naturschutzes unentgeltlich übertragen worden sind,  

 

- Maßnahmen nach den Buchstaben A bis D des Förderbereiches 5 des Rah-

menplans der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 

des Küstenschutzes“, 

 

- Maßnahmen, die bereits durch andere Förderprogramme gefördert werden, 

 

- Maßnahmen, die nach Bundeswaldgesetz und Landeswaldgesetz zu den 

gesetzlichen Pflichten der Waldeigentümerin oder des Waldeigentümers ge-

hören und 

 

- Maßnahmen außerhalb des Waldes im Sinne von § 2 LWaldG. 

 



8.6 Geförderte Maßnahmen - Teil E 

 

8.6.1 Erhalt und Entwicklung von Altbäumen 

 

8.6.1.1 Gegenstand der Förderung 

 

Gefördert werden die Erhaltung und die Entwicklung von 

 

- einzelnen, besonders starken, hochwertigen und noch lebenden Altbäumen 

mit einem artspezifischen Mindestdurchmesser, gemessen in Brusthöhe, bei 

circa 1,30 Meter, nach Anlage 1,  

 

- lebenden Einzelbäumen mit Sonderstrukturen nach Anlage 3 und  

 

- Einzelbäumen mit einer naturschutzfachlich hochwertigen Besiedelung 

durch Zielarten nach Anlage 4. 

 

8.6.1.2 Zuwendungsvoraussetzungen 

 

Es können nur Einzelbäume gefördert werden, für die keine erhöhte Verkehrs-

sicherungspflicht vorliegt und die für den Zeitraum der Zweckbindung von 

zehn oder 20 Jahren markiert und kartografisch erfasst werden. Die zustän-

dige untere Forstbehörde berät, sofern dies erforderlich scheint unter Hinzu-

nahme weiterer Experten, die Waldbesitzenden bei der Ausweisung. Die Aus-

wahl der Bäume erfolgt mit dem Ziel der Optimierung ihrer naturschutzfachli-

chen Wirkungen. 

 

Stirbt ein Einzelbaum während der Zweckbindungsfrist ab oder wird er geschä-

digt, muss der Baum in der Regel als Totholz im Wald verbleiben. Abweichend 

hiervon sind Baumfällungen aus Gründen der Verkehrssicherheit, im Falle der 

Gefährdung für den benachbarten Waldbesitz nach § 27 Absatz 1 LWaldG oder 

aus zwingenden Gründen des Waldschutzes möglich. Baumfällungen sind im 

Vorfeld mit der Forstbehörde abzustimmen. Im Falle von unaufschiebbaren 

Baumfällungen wegen Gefahr im Verzug sind diese mindestens im Nachgang 

der Forstbehörde mitzuteilen. 

 

8.6.1.3 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 



Gefördert werden maximal fünf Einzelbäume pro Hektar. Bezugsgröße ist die 

jeweilige Bewirtschaftungseinheit, zum Beispiel die Bestandesfläche. Liegt keine 

periodische Betriebsplanung vor, ist es die zusammenhängende Waldbesitzflä-

che der antragstellenden Person. Die Fördersumme beinhaltet die Kosten für 

die Auswahl, die Markierung, die Bewirtschaftungserschwernis, die Verwal-

tungskosten und eine Risikopauschale. 

 

Die Zuwendung wird als Pauschale gewährt. Diese ist in ihrer Höhe nach einzel-

nen Baumartengruppen nach Anlage 2 gestaffelt. 

 

8.6.1.3.1 Höhe der Zuwendung für Zweckbindung von zehn Jahren 

 

Die Höhe der Zuwendung beträgt für einen Zweckbindungszeitraum von zehn 

Jahren: 

 

- für die Baumartengruppe Eiche: 200 Euro pro Baum, 

 

- für die Baumartengruppe Rotbuche, sonstiges Hartlaubholz und Weißtanne: 

130 Euro pro Baum, 

 

- für die Baumartengruppe heimische Nadelbäume außer Weißtanne: 140 

Euro pro Baum und 

 

- für die Baumartengruppe Weichlaubholz, Wildobst, Eibe, Flaumeiche, Feld-

ahorn und Ulme: 70 Euro pro Baum. 

 

Die Zahlung erfolgt einmalig nach Erteilung des Zuwendungsbescheides. 

 

8.6.1.3.2 Höhe der Zuwendung für Zweckbindung von 20 Jahren 

 

Die Höhe der Zuwendung beträgt für einen Zweckbindungszeitraum von 20 Jah-

ren: 

 

- für die Baumartengruppe Eiche: 550 Euro pro Baum, 

 

- für die Baumartengruppe Rotbuche, sonstiges Hartlaubholz und Weißtanne: 

360 Euro pro Baum, 

 



- für die Baumartengruppe heimische Nadelbäume außer Weißtanne: 330 

Euro pro Baum und 

 

- für die Baumartengruppe Weichlaubholz, Wildobst, Eibe, Flaumeiche, Feld-

ahorn und Ulmen: 200 Euro pro Baum. 

 

Auszahlungen erfolgen nach Erteilung des Zuwendungsbescheides und im ers-

ten Jahr der zweiten Hälfte des Förderzeitraumes, jeweils zur Hälfte. 

 

8.6.2 Erhaltung von Habitatbaumgruppen  

 

8.6.2.1 Gegenstand der Förderung 

 

Gefördert wird die Erhaltung von Habitatbaumgruppen. Diese bestehen aus ei-

nem oder mehreren Bäumen mit einem Mindestdurchmesser nach Anlage 1 und 

mit besonderen Habitatstrukturen nach Anlage 3 oder einer Waldzielartenbesie-

delung nach Anlage 4 und mindestens sechs den Habitatbaum umgebenden 

Bäumen mit einem Mindestdurchmesser von 30 Zentimetern. 

 

8.6.2.2 Zuwendungsvoraussetzungen 

 

Eine Habitatbaumgruppe kann nur gefördert werden, wenn für sie keine erhöhte 

Verkehrssicherungspflicht vorliegt und sie für den Zeitraum der Zweckbindung 

von 20 Jahren markiert und kartografisch erfasst wird. Die zuständige untere 

Forstbehörde berät, sofern dies erforderlich scheint unter Hinzunahme weiterer 

Experten, die Waldbesitzenden bei der Ausweisung. Die Auswahl der Gruppen 

erfolgt mit dem Ziel der Optimierung ihrer naturschutzfachlichen Wirkungen. 

 

Sterben ein oder mehrere Bäume während der Zweckbindungsfrist ab oder wer-

den diese geschädigt, müssen solche Bäume in der Regel als Totholz im Wald 

verbleiben. Eingriffe sind aus Gründen der Verkehrssicherheit, im Falle der Ge-

fährdung für den benachbarten Waldbesitz nach § 27 Absatz 1 LWaldG oder 

aus Waldschutzgründen, im Ausnahmefall möglich. Derartige Eingriffe sind der 

Forstbehörde mitzuteilen. Die Förderung bleibt hiervon unberührt. Im Falle von 

Baumfällungen bei Gefahr im Verzug sind sie im Nachgang der Forstbehörde 

mitzuteilen. 

 

Pflanzungen auf der Fläche der Habitatbaumgruppe sind innerhalb der Zweck-

bindungsfrist nicht zulässig. 



 

Sofern auf der zur Förderung vorgesehenen Fläche im Rahmen der Eingriffsre-

gelungen nach § 16 BNatSchG, § 16 NatSchG in Verbindung mit der Ökokonto-

Verordnung oder § 135a Absatz 2 BauGB Ökopunkte durch die Schaffung von 

Waldrefugien generiert werden, sind dabei die Bedingungen des Alt- und Tot-

holzkonzeptes von Forst Baden-Württemberg vollumfänglich anzuwenden. Da-

her können Habitatbaumgruppen nur dann gefördert werden, wenn sie zusätz-

lich zu einer parallel bestehenden Verpflichtung aus einer Ökokontomaßnahme 

ausgewiesen werden. Der Alt- und Totholzkonzept ist im Förderwegweiser Ba-

den-Württemberg hinterlegt. 

 

8.6.2.3 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Es werden maximal 15 Bäume je Hektar Bestandesfläche gefördert. 

 

Die Fördersumme beinhaltet die Kosten für die Auswahl, die Markierung, die Be-

wirtschaftungserschwernis, die Verwaltungskosten und eine Risikopauschale. 

 

Die Zuwendung wird als Pauschale gewährt. Sie bemisst sich nach der Baumar-

tenzusammensetzung der Gruppe und wird nach den in Anlage 2 näher be-

schriebenen vier Habitatbaumgruppentypen gewährt. Sie beträgt für eine 

Gruppe mit sieben Bäumen 

 

- im Eichen-Typ: 3 700 Euro, für jeden weiteren Baum 518 Euro, 

 

- im Buchen-Typ: 2 650 Euro, für jeden weiteren Baum 371 Euro, 

 

- im Typ sonstiges Laubholz: 2 150 Euro für jeden weiteren Baum 301 Euro 

und 

 

- im Nadelholz-Typ: 2 500 Euro, für jeden weiteren Baum 350 Euro. 

 

Auszahlungen erfolgen nach Erteilung des Zuwendungsbescheides und im 

ersten Jahr der zweiten Hälfte des Förderzeitraumes, jeweils zur Hälfte. 

 

Die Zweckbindung erstreckt sich über 20 Jahre. 

 

8.6.3 Erhaltung lichter, trockener und eichenreicher Wälder 

 



8.6.3.1 Gegenstand der Förderung 

 

Gefördert werden Maßnahmen zur Aufwertung von lichten Eichenwäldern, Seg-

gen-Buchenwäldern und edellaubdominierten Wäldern auf häufig oligotrophen 

oder trockenen Standorten, die nicht nieder- oder mittelwaldartig bewirtschaftet 

werden. 

 

Die Maßnahme umfasst für die Zeit der Zweckbindung von 20 Jahren  

 

- eine Absenkung des Bestockungsgrades von 1,0 auf 0,6 auf zwei Dritteln 

der Maßnahmenfläche und auf einem Drittel der Maßnahmenfläche auf un-

ter 0,3, 

 

- eine vollständige Entfernung nicht standortstypischer Baumartenverjüngung, 

mindestens einmal in zehn Jahren und 

 

- ein am Pflegeziel ausgerichteter Anteil von Alt- und Totholz. 

 

8.6.3.2 Zuwendungsvoraussetzungen 

 

Die Flächenkulisse sind die Biotoptypen nach Anlage 5. 

 

Die Mindestflächengröße beträgt einen Hektar. Im Kiefern-Steppenheidewald 

nach Anlage 5 kann wegen der besonderen Seltenheit des Biotoptyps davon ab-

gewichen werden. 

 

Bei FSC-zertifizierten Betrieben bedarf der Austrag von Holz unterhalb der 

Derbholzgrenze der Rücksprache mit dem Zertifizierer beziehungsweise der für 

die Zertifizierung beauftragten Organisation. 

 

8.6.3.3 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Die Herstellung des in Nummer 8.6.3.1 beschriebenen Zustandes wird mit ei-

nem Betrag von 2 700 Euro pro Hektar gefördert. Darin enthalten ist eine Ent-

schädigung für die Entnahme der hiebsunreifen Bäume sowie für die entstande-

nen Mehrkosten. Auszahlungen hierfür erfolgen nach Erteilung des Zuwen-

dungsbescheides zu Beginn des Förderzeitraumes. 

 



Die Erhaltung des nach Nummer 8.6.3.1 beschriebenen Zustandes wird mit ei-

ner Pauschale in Höhe von 1 000 Euro pro Hektar für den Zeitraum der Zweck-

bindungsfrist von 20 Jahren gefördert. Die Auszahlung hierfür erfolgt als einma-

lige Zahlung im elften Jahr des Förderzeitraums. 

 

8.6.4 Einführung, Wiederaufnahme, Weiterbetrieb und Erhaltung der Nieder- oder Mit-

telwaldbewirtschaftung 

 

8.6.4.1 Gegenstand der Förderung 

 

8.6.4.1.1 Einführung oder Wiederaufnahme der Nieder- oder Mittelwaldbewirtschaftung 

 

Gefördert wird die Überführung von Hochwäldern in Nieder- oder Mittelwälder 

durch die Einführung des schlagweisen Umtriebs im maximal dreijährigen Tur-

nus und die Herstellung der für die Waldtypen charakteristischen Bestandsstruk-

turen. Die Förderung beinhaltet auch die Nachpflanzung geeigneter, stockaus-

schlagfähiger Baumarten wie der Eiche an den Stellen, an denen nicht ausrei-

chend Stockausschläge vorhanden sind und die dafür notwendigen Schutzmaß-

nahmen gegen Wildverbiss. 

 

Der Zweckbindungszeitraum beträgt 20 Jahre. 

 

8.6.4.1.2 Weiterbetrieb und Erhalt der Nieder- oder Mittelwaldbewirtschaftung 

 

Gefördert wird der Weiterbetrieb und Erhalt noch bewirtschafteter Nieder- oder 

Mittelwälder und deren langfristige Erhaltung, insbesondere auf Flächen mit 

Waldzielartenvorkommen nach Anlage 4. Die Förderung beinhaltet auch die 

Nachpflanzung geeigneter, stockausschlagfähiger Baumarten wie der Eiche an 

den Stellen, an denen nicht ausreichend Stockausschläge vorhanden sind und 

die dafür notwendigen Schutzmaßnahmen gegen Wildverbiss. 

 

Der Zweckbindungszeitraum beträgt 20 Jahre. 

 

8.6.4.2 Zuwendungsvoraussetzungen 

 

Voraussetzung für die Förderung der Maßnahmen nach Nummer 8.6.4.1 ist ein 

forstfachliches Gutachten oder eine periodische Betriebsplanung nach § 50 Ab-

satz 1 LWaldG. 

 



Für die Einführung oder Wiederaufnahme der Nieder- oder Mittelwaldbewirt-

schaftung nach Nummer 8.6.4.1.1 weist die Waldfläche aufgrund der Baumar-

tenzusammensetzung eine besondere Eignung für die Bewirtschaftungsform auf 

oder wurde früher als Nieder- oder Mittelwald bewirtschaftet. 

 

Die Mindestgesamtfläche für Niederwälder beträgt fünf Hektar in räumlicher 

Nähe. Der Abstand der Teilflächen muss hierbei den gewünschten Artenaus-

tausch zulassen. Die Mindesthiebsgröße für Stockhiebe beträgt ein Hektar. Der 

Turnus beträgt bis zu drei Jahre. Bis zum Ende der Zweckbindung von 20 Jah-

ren, muss die Stockhiebsfläche erreicht werden. 

 

Die Mindestgesamtfläche für Mittelwälder beträgt zehn Hektar in räumlicher 

Nähe. Der Abstand der Teilflächen muss hierbei den gewünschten Artenaus-

tausch zulassen. 

 

Bei gemeinschaftlicher Bewirtschaftung der Fläche durch mehrere Waldbesit-

zende, muss ein mindestens für die Zweckbindungsfrist gültiges Wirtschaftskon-

zept vorliegen. 

 

Eine zur Erreichung des Pflegeziels notwendige natürliche Verjüngung der Be-

stände oder Stockausschläge werden notfalls durch den Schutz vor Wildschä-

den gewährleistet. Der Förderbetrag erhöht sich hierdurch nicht. 

 

Jede Art von Umwandlung in Nichtholzboden oder Überführung in Hochwald un-

terbleibt auf der gesamten Förderfläche. 

 

8.6.4.3 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Für Maßnahmen nach Nummer 8.6.4.1.1 wird eine Pauschale in Höhe von 

1 280 Euro pro Hektar gewährt. Die Auszahlung erfolgt auf Vorlage eines Ver-

wendungsnachweises nach Maßnahmenvollzug in der Regel im ersten, vierten, 

siebten und zehnten Jahr der Förderung. 

 

Der Weiterbetrieb und Erhalt nach Nummer 8.6.4.1.2 wird mit einer Pauschale in 

Höhe von 1 200 Euro pro Hektar bearbeiteter Fläche für den Zeitraum der 

Zweckbindungsfrist von 20 Jahren gefördert. Die Auszahlung hierfür erfolgt als 

einmalige Zahlung im elften Jahr des Förderzeitraumes. 

 

8.6.5 Erhaltung und Entwicklung strukturierter Waldinnen und -außenränder 



 

8.6.5.1 Gegenstand der Förderung 

 

Gegenstand der Förderung ist die Erhaltung und Entwicklung funktionsgerech-

ter, kleinräumig strukturierter Waldränder mit regionaler Eigenart und land-

schaftstypischer Gehölzartenzusammensetzung. Förderfähig sind die unter 

Nummer 8.6.5.1.1 und 8.6.5.1.2 genannten Maßnahmen. Hinweise für die Be-

wirtschaftung enthält das im Förderwegweiser Baden-Württembergs hinterlegte 

Merkblatt zur Waldrandgestaltung. 

 

8.6.5.1.1 Herstellung offener Waldränder 

 

Gefördert werden Maßnahmen zur Herstellung offener Waldränder, diese um-

fassen insbesondere  

 

- die Auflichtung durch Entnahme von einzelnen Randbäumen und deren 

Räumung, 

 

- die Förderung einzelner standortsheimischer Strauch- und seltener wuchs-

schwacher Baumarten, 

 

- die Pflanzung einzelner standortsheimischer Strauch- und seltener wuchs-

schwacher Baumarten und 

 

- die Mahd einschließlich der Entnahme des Mähgutes und nicht erwünschter 

Gehölzsukzession. 

 

8.6.5.1.2 Erhaltung offener Waldränder 

 

Gefördert werden Maßnahmen zur Erhaltung offener Waldränder. Dies umfasst 

insbesondere 

 

- die Waldrandpflege mit geeignetem, dem jeweiligen Standort angepasstem 

Turnus, die den Charakter des Waldrandes nach Nummer 8.6.5.1 erhält und 

 

- innerhalb der Zweckbindungsfrist ist eine jährliche oder mindestens dreijäh-

rige Mahd einschließlich der Entnahme des Mähgutes und nicht erwünsch-

ter Gehölzsukzession auf einem durchschnittlich zwei Meter breiten Streifen 



im Anschluss an das Bankett zu gewährleisten; die Mahd soll bei beidseiti-

gen Waldinnenrändern in einem Jahr nur einseitig, bei einseitigen Waldrän-

dern abschnittsweise erfolgen; alternativ kann im Herbst nach der Blütezeit 

gemäht werden. 

 

8.6.5.2 Zuwendungsvoraussetzungen 

 

Die Waldränder müssen eine Mindestlänge von 150 Metern aufweisen und parti-

ell eine Strauchzone enthalten. 

 

Zusätzlich müssen Waldaußenränder eine durchschnittliche Mindesttiefe von 15 

Metern, Waldinnenränder eine Mindesttiefe von zehn Metern aufweisen. 

 

Pflegeeingriffe bedürfen der Zustimmung der zuständigen Forstbehörde. Ein-

griffe sind insbesondere aus Gründen der Verkehrssicherheit, im Falle der Ge-

fährdung für den benachbarten Waldbesitz nach § 27 Absatz 1 LWaldG oder 

aus Waldschutzgründen möglich. Im Falle von Baumfällungen bei Gefahr im 

Verzug sind sie im Nachgang der Forstbehörde mitzuteilen. 

 

8.6.5.3 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Für die Herstellung und die Erhaltung von Waldrändern nach den Nummern 

8.6.5.1.1 und 8.6.5.1.2 sowie den daraus entstehenden Ertragsverlust wird  

 

- bei Waldinnenrändern eine Pauschale von 800 Euro pro 100 Meter Länge 

für einen Zeitraum von zehn Jahren gewährt; die Zahlung erfolgt einmalig 

nach Bewilligung der Zuwendung und 

 

- bei Waldaußenrändern eine Pauschale von 2 600 Euro pro 100 Meter 

Länge für einen Zeitraum von 20 Jahren gewährt; die Auszahlungen erfol-

gen zu je 50 von Hundert nach Bewilligung der Zuwendung und im elften 

Jahr des Förderzeitraums. 

 

8.6.6 Spezieller Artenschutz: Entwicklung und Erhaltung von Auerhuhn-Lebensräu-

men 

 

8.6.6.1 Gegenstand der Förderung 

 



Ziel der Förderung ist die Erhaltung des Auerhuhns durch die Entwicklung und 

Pflege von geeigneten Auerhuhn-Lebensräumen. In Auerhuhn-Lebensräumen 

sollen entstehen: 

 

- mindestens zehn vom Hundert Freiflächen mit einer Zielgröße von circa 0,1 

bis 0,5 Hektar und 

 

- mindestens 20 vom Hundert Auflichtungen mit einem Überschirmungsgrad 

von maximal 70 vom Hundert. 

 

Zuwendungsfähig sind auerhuhnrelevante Flächen der Prioritätsklassen 1 und 2 

laut dem Aktionsplan Auerhuhn, auf denen eine konkrete Maßnahme stattfindet. 

Der Aktionsplan ist im Förderwegweiser Baden-Württemberg hinterlegt. 

 

8.6.6.1.1  Auerhuhngerechte Habitat-Pflegemaßnahmen 

 

Die Maßnahme beinhaltet: 

 

- die Anlage von Pflegelinien, 

 

- die Ausformung von bestehenden Randlinien wie zum Beispiel Schuss-

schneisen, 

 

- die Förderung tief beasteter Bäume, 

 

- das Entfernen vorhandener Fichten aus bestehenden Lücken und weitere 

Ausformung der Lücken, 

 

- die Förderung von Mischbaumarten und 

 

- das Entfernen von Fichten entlang von Bachläufen. 

 

8.6.6.1.2  Schaffen von Lücken 

 

Die Maßnahme beinhaltet die Schaffung von Freiflächen in Beständen mit einer 

Oberhöhe über 20 Metern auf einer Fläche von 0,1 bis 1,0 Hektar. Dabei ist die 

Oberhöhe definiert als die Höhe des Grundflächenmittelstammes der 100 

stärksten Stämme pro Hektar. Pflanzungen auf diesen Freiflächen sind inner-

halb der Zweckbindungsfrist nicht zulässig. 



 

8.6.6.1.3 Freiräumen von Schlagabraum 

 

Die Maßnahme beinhaltet das Freiräumen der bearbeiteten Flächen. 

 

8.6.6.1.4 Spezielle Pflegemaßnahmen 

 

Die Maßnahme beinhaltet die einmalige Schaffung und Erhaltung von Lebens-

raumelementen gemäß Aktionsplan Auerhuhn, die außerhalb von Holzernte, 

Durchforstung, Jungbestandspflege oder der Räumung von Schlagabraum 

durchgeführt werden. Transaktionskosten werden pauschal mit 20 vom Hundert 

der den Erträgen gegenzurechnenden Holzerntekosten berücksichtigt. 

 

8.6.6.2 Zuwendungsvoraussetzungen 

 

Nach Beendigung einer Auflichtung dürfen bis zum Ende der Zweckbindungs-

frist von zehn Jahren keine forstlichen Bewirtschaftungsmaßnahmen stattfinden, 

die der Habitatpflege entgegenwirken, wie zum Beispiel die Entnahme von 

Mischbaumarten. 

 

Ebenso ist die Durchführung von Maßnahmen während der Brut- und Setzzeit, 

zwischen dem 1. März und dem 15. Juli eines jeden Jahres, untersagt. 

 

Zur Vermeidung von Schäden in benachbarten Beständen anderer Waldbesit-

zender, soll ein Pufferstreifen von mindestens 50 Metern zur Besitzgrenze ein-

gehalten werden. 

 

Bei der Flächenräumung ist eine flächige Befahrung zu unterlassen. 

 

Für die Förderung ist eine fachliche Begleitung durch die zuständige Forstbe-

hörde erforderlich, die gegebenenfalls das Wildtierinstitut der Forstlichen Ver-

suchs- und Forschungsanstalt Baden-Württemberg hinzuzieht. 

 

8.6.6.3 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Die Zweckbindungsfrist beträgt zehn Jahre. 

 

Für Maßnahmen nach Nummer 8.6.6.1.1 beträgt die Zuwendung 1 000 Euro je 

Hektar in Jungbeständen und 500 Euro je Hektar in Durchforstungsbeständen. 



 

Für Maßnahmen nach Nummer 8.6.6.1.2 beträgt die Zuwendung 3 000 Euro je 

Hektar zum Ausgleich der Ertragsverluste für einen Zeitraum von zehn Jahren. 

Auszahlungen erfolgen zu je 50 vom Hundert nach Bewilligung der Zuwendung 

und im sechsten Jahr des Förderzeitraumes. Für die Freihaltung über die 

Zweckbindungsfrist von zehn Jahren wird einmalig nach Erteilung der Bewilli-

gung eine pauschale Erstattung in Höhe von 1 000 Euro je Hektar gewährt. 

 

Für Maßnahmen nach Nummer 8.6.6.1.3 beträgt die Zuwendung 300 Euro je 

Hektar in Jungbeständen und 200 Euro je Hektar in Durchforstungsbeständen 

und bei Lücken. 

 

Für Maßnahmen nach Nummer 8.6.6.1.4 werden die nachgewiesenen Nettokos-

ten abzüglich 80 vom Hundert eines möglichen Holzerlöses erstattet. 

 

Wirtschaftswege, Freiflächen infolge Nachbarrecht, Wasserflächen, Hütten und 

dergleichen sind jeweils in Abzug zu bringen. 

 

8.6.7 Neuanlage, Entwicklung und flächige Erweiterung von Waldbiotopen und Le-

bensstätten 

 

8.6.7.1 Gegenstand der Förderung 

 

Gefördert werden Investitionen zur Neuanlage, Entwicklung und flächigen Er-

weiterung von 

 

- Biotopen im Sinne der Waldbiotopkartierung, 

 

- Lebensstätten im Wald für die Arten nach Anhang II der Fauna- Flora-Habi-

tat-Richtlinie in der jeweils geltenden Fassung im Wald und 

 

- Feuchtgebieten im Wald, Fließgewässern bis zehn Metern Breite im Wald 

und Stillgewässer unter einem Hektar im Wald. 

 

8.6.7.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen  

 

Die Maßnahmen müssen dem Merkblatt Förderung des Waldnaturschutzes in 

Baden-Württemberg, eingestellt im Förderwegweiser Baden-Württemberg, ent-

sprechen oder sind im Vorfeld forstfachlich zu prüfen und zu genehmigen. 



 

Die Maßnahmen müssen sich aus den behördlichen Fachplanungen wie Wald-

funktionenkartierung, Waldbiotopkartierung oder Natura 2000-Managementplä-

nen ableiten oder auf Grundlage von Fachplänen umgesetzt werden, welche der 

Integration von Naturschutzzielen bei der Waldbewirtschaftung auf Betriebs-

ebene dienen und mindestens folgende Elemente enthalten: 

 

- die Abgrenzung und Kurzbeschreibung der in die Planung einbezogenen 

Waldflächen und Maßnahmen, 

 

- die Kurzbeschreibung der ökologischen Stärken und Defizite der in die Pla-

nung einbezogenen Waldökosysteme, wie zum Beispiel Naturnähe der 

Baumartenzusammensetzung, das Vorkommen von Altbäumen oder Tot-

holz und anderer Elemente mit besonderer waldökologischer Bedeutung, 

unter Berücksichtigung der entsprechenden Bestandesdaten sowie Informa-

tionen zum Standort, 

 

- die Auflistung der örtlich vorhandenen und bei der Waldbewirtschaftung zu 

berücksichtigenden naturschutzfachlichen Schutzgüter, 

 

- die Beschreibung der naturschutzfachlichen Ziele, gegebenenfalls mit einem 

Verweis auf eventuell vorliegende Natura 2000-Managementpläne oder 

ähnliche und 

 

- die Beschreibung der naturschutzfachlichen Maßnahmen, mit denen die an-

gestrebten Ziele erreicht werden sollen. 

 

Die untere Forstbehörde gibt bei Bedarf Hinweise zur fachlichen Umsetzung der 

Waldnaturschutzmaßnahme. 

 

ELER-kofinanzierte Maßnahmen müssen gemäß Artikel 49 der Verordnung 

(EU) Nr. 1305/2013 anhand von festgelegten Auswahlkriterien priorisiert wer-

den. Es können nur solche Projekte gemäß Nummer 11.3 gefördert werden, 

welche die für eine Förderung notwendige Mindestpunktzahl erreichen. 

 

Die EU-Kofinanzierung beschränkt sich auf Investitionen und investitionsbeglei-

tende Studien, für die Rechnungen vorgelegt werden können. 

 



Die behördlichen Fachplanungen wie Waldfunktionenkartierung, Waldbiotopkar-

tierung oder Natura 2000-Managementpläne ersetzen den in Artikel 24 der Ver-

ordnung (EU) Nr. 1305/2013 vorgeschriebenen Waldschutzplan. Weiterhin gel-

ten Pläne und Studien, in denen die Neuanlage, Entwicklung und flächige Erwei-

terung von Waldrändern, Biotopen, Artenlebensstätten, Feuchtgebieten, Fließ- 

und Stillgewässern im Wald geplant werden, als gleichwertiges Instrument und 

ersetzen die Waldmanagementpläne, soweit sie entsprechende Daten zum Be-

stand und Standort enthalten. 

 

Die Zweckbindungsfrist beträgt in der Regel zehn Jahre. 

 

Nicht förderfähig sind 

 

- der Kauf von Tieren, Maschinen und Geräten, 

 

- Planungsarbeiten, die gesetzlich vorgeschrieben sind, 

 

- Gebühren und Entgelte für Leistungen der öffentlichen Verwaltung, hiervon 

ausgenommen sind Gebühren und Entgelte für Planungs- und Beratungs-

leistungen für die Erstellung naturschutzfachlicher Konzepte und 

 

- Maßnahmen auf Flächen, auf denen die Bewirtschaftung aufgrund rechtli-

cher Vorschriften dauerhaft untersagt ist. 

 

8.6.7.3 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Zuwendungsfähig sind Aufwendungen im Zusammenhang mit den unter Num-

mer 8.6.7.1 genannten Maßnahmen. Wenn es naturschutzfachlich notwendig 

ist, können pro Investitionsmaßnahme zwei zusätzliche Pflegemaßnahmen ge-

fördert werden. Förderfähig sind außerdem Aufwendungen für investitionsbe-

gleitende Studien gemäß Artikel 45 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EU) 

Nr. 1305/2013. 

 

Wenn Pflegeaufwendungen im Zusammenhang mit regulären forstlichen Maß-

nahmen erbracht und abgerechnet werden, kann, wenn hierfür eine Berech-

nungsgrundlage vorliegt, eine pauschalierte Aufteilung der Kosten für den Pfle-

geaufwand und der Kosten für die regulären, nicht förderfähigen forstlichen 

Maßnahmen vorgenommen werden. 

 



Erlöse, die dadurch entstehen, dass Bäume oder Sträucher, die im Rahmen ei-

nes geförderten Vorhabens entfernt werden müssen, verkauft werden, stellen 

keine Nettoeinnahmen im Sinne von Artikel 61 der Verordnung (EU) Nr. 

1303/2013 dar. Die Bewilligungsbehörde prüft unter Beachtung von Artikel 61 

Absatz 1 bis 6 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013, ob gegebenenfalls die Holz-

erntekosten von der Förderung ausgenommen werden müssen. 

 

8.6.7.4 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Die Höhe der Zuwendung beträgt: 

 

- im Privatwald 90 vom Hundert der nachgewiesenen Ausgaben im Zusam-

menhang mit den unter Nummer 8.6.7.1 genannten Maßnahmen und 

 

- im Körperschaftswald 70 vom Hundert der nachgewiesenen Ausgaben im 

Zusammenhang mit den unter Nummer 8.6.7.1 genannten Maßnahmen. 

 

Sachleistungen, für die keine durch Rechnungen oder gleichwertige Belege 

nachgewiesene Barzahlung erfolgt ist, sowie Eigenleistungen und Arbeitsleis-

tungen der Arbeitskräfte der Zuwendungsempfangenden, können, wenn sie 

durch Privat- oder Kommunalwaldbesitzende auf den von ihnen bewirtschafte-

ten Flächen oder durch Naturschutzverbände erbracht werden, unter Beachtung 

von Nummer 3.2, berücksichtigt werden. Bei kommunalen Antragstellenden kön-

nen die genannten Leistungen unabhängig von der Finanzierungsart der Zuwen-

dung nur unter den Voraussetzungen des Artikels 69 der Verordnung (EU) Nr. 

1303/2013 gefördert werden. 

 

Eigenleistungen, Sachleistungen und Arbeitsleistungen sowie unbezahlte, frei-

willige Arbeitsleistungen durch Vereine und ehrenamtliche Tätige werden nur 

gefördert, sofern die beantragte Zuwendung der Maßnahme 10 000 Euro netto 

nicht überschreitet. 

 

Teil F - Förderung der Beseitigung der Folgen von Extremwetterereignissen im Wald 

 

9 Förderung der Beseitigung der Folgen von Extremwetterereignissen im Wald 

 

9.1 Zuwendungszweck - Teil F 

 



Ziel der Förderung ist die Bewältigung der durch Extremwetterereignisse, insbe-

sondere Orkane oder Dürre, verursachten Folgen im Wald. Dies soll durch akute 

Waldschutzmaßnahmen und vorbeugende Maßnahmen zur Sicherung von 

Waldökosystemen sowie deren Wiederherstellung erreicht werden, um die Ge-

währleistung sämtlicher Waldfunktionen im Interesse der Allgemeinheit gemäß 

§ 1 LWaldG sicherzustellen. 

 

9.2 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen - Teil F 

 

Zuwendungen können nur für Maßnahmen gewährt werden, die unmittelbar in 

Zusammenhang mit der Bewältigung von Schäden und Folgeschäden extremer 

Wetterereignisse stehen sowie der Wiederherstellung standortgerechter und kli-

maangepasster Waldbestände auf den geschädigten Flächen dienen. 

 

Die Freigabe der Fördermaßnahmen erfolgt im Gesamtkontext einer von der 

staatlichen Forstverwaltung initiierten übergeordneten Planung und Strategie zur 

Schadensbewältigung. 

 

Die Forstbehörde kann, wenn dies für die Bewältigung der jeweiligen Katastro-

phe erforderlich ist, weitere Zuwendungsvoraussetzungen formulieren. 

 

Das betreffende außergewöhnliche Naturereignis muss von der zuständigen 

obersten Landesbehörde als ein solches Extremwetterereignis eingestuft wer-

den. 

 

Bei Maßnahmen nach Nummer 9.7 bis 9.9 und 9.11, die aufgrund höherer Ge-

walt gemäß Nummer 3.4.2 aus Zielen des Waldschutzes oder der Verkehrssi-

cherung auch zur Vermeidung einer akuten Gefahr für Leib und Leben ohne 

Duldung eines Aufschubs vollzogen werden müssen, liegt gemäß Nummer 1.2 

Satz 4 VV-LHO zu § 44 LHO bei einem vorzeitigen Maßnahmenbeginn kein 

Verstoß gegen die Bewilligungsvoraussetzungen vor. 

 

Sofern die Förderung der Maßnahme nicht als De-minimis Beihilfe erfolgt, sind 

die in der Entscheidung der Europäischen Kommission zur Staatlichen Beihilfe 

in der jeweils anzuwendenden Fassung enthaltenen Vorgaben verbindlich. 

 

9.3 Einschränkung der Zuwendungsempfangenden - Teil F 

 



Als Zuwendungsempfangende ausgeschlossen sind Bund und Länder sowie ju-

ristische Personen, deren Kapitalvermögen sich zu mindestens 25 vom Hundert 

in den Händen der vorgenannten Körperschaften befindet. Maßnahmen auf 

Grundstücken oder für Holz im Eigentum der im vorgenannten Satz aufgeführ-

ten Rechtspersonen sind nicht zuwendungsfähig. Die Lagerung von Holz auf 

diesen Grundstücken ist von der Regelung ausgenommen. 

 

Zuwendungsempfangende müssen Besitzerinnen oder Besitzer der jeweiligen in 

Baden-Württemberg gelegenen Waldflächen oder anerkannte forstwirtschaftli-

che Zusammenschlüsse und ihnen gleichgestellte Zusammenschlüsse im Sinne 

der §§ 15 und 39 BWaldG sein. 

 

Sind Zuwendungsempfangende nicht Eigentümerinnen oder Eigentümer der be-

günstigten Flächen oder besitzen Zuwendungsempfangende keine eigentums-

gleichen Rechte wie zum Beispiel Nießbrauch, muss eine schriftliche Einver-

ständniserklärung der Eigentümerin oder des Eigentümers vorgelegt werden. 

 

Die Regelungen nach Satz 4 und 5 gelten nicht für Maßnahmen nach Nummer 

9.11. 

 

9.4 Sammelantragstellung - Teil F 

 

Antragstellende von Sammelanträgen im Körperschafts- oder Privatwald können 

sein: 

 

- private Waldbesitzerinnen oder Waldbesitzer, sofern sie selbst zuwendungs-

berechtigt sind, 

 

- kommunale Körperschaften des öffentlichen Rechts und 

 

- anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse und ihnen gleichge-

stellte Zusammenschlüsse im Sinne der §§ 15 und 39 BWaldG, wenn sie 

satzungsgemäß dazu geeignet sind. 

 

9.5 Art der Zuwendung - Teil F 

 

Die Zuwendungen werden im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zu-

schüssen als Anteilsfinanzierung gewährt. Im Falle der Förderung auf Grund-

lage festgelegter Pauschalen wird auf Ausgabennachweise verzichtet. 



 

Abweichend hiervon sind bei den Maßnahmen nach Nummer 9.7.1.4, 9.9 und 

9.11 die Maßnahmenkosten sowie bei Nummer 9.10 bei Anwendung von Kos-

tenpauschalen die Pflanzenkosten und gegebenenfalls die Kosten für die Be-

schaffung von Wuchshüllen mit Einzelbelegen für Kontrollzwecke nachzuwei-

sen. 

 

9.6 Förderausschluss - Teil F 

 

Nicht förderfähig sind 

 

- Maßnahmen, die regulär eingeschlagenes Holz betreffen, 

 

- der Kauf von Maschinen und Geräten, 

 

- kommunale Pflichtaufgaben, 

 

- Maßnahmen auf Flächen, auf denen die Bewirtschaftung aufgrund rechtli-

cher Vorschriften dauerhaft untersagt ist, wie zum Beispiel Kernzonen von 

Nationalparken oder Biosphärenreservaten, 

 

- Maßnahmen auf Flächen, die der oder dem Zuwendungsempfangenden 

zum Zwecke des Naturschutzes unentgeltlich übertragen worden sind, 

 

- Maßnahmen, die Schadholz betreffen, welches nicht aus Waldflächen im 

Sinne des § 2 LWaldG stammt und 
 

- Maßnahmen, die bereits durch andere Förderprogramme gefördert werden. 

 

9.7 Aufarbeitung und waldschutzwirksame Bearbeitung von Schadholz 

 

9.7.1 Gegenstand der Förderung  

 

9.7.1.1  Aufarbeitung von Schadholz 

 

Gefördert wird die Aufarbeitung von Schadholz. Darunter versteht man von 

Waldschädlingen unmittelbar befallsgefährdetes, bruttaugliches Material sowie 

von Waldschädlingen befallene Bäume, geworfene und gebrochene Bäume. Die 



Aufarbeitung schließt, falls dies aus Waldschutzgründen notwendig ist, die in-

sektizidfreie, waldschutzwirksame Beseitigung oder Zerkleinerung von bruttaug-

lichem Restholz mit einem Durchmesser unter sieben Zentimetern ohne Rinde 

als Fördervoraussetzung mit ein. Die Entscheidung obliegt dem Waldbesitzen-

den und wird nach Abschluss der Maßnahme im Rahmen der forstfachlichen 

Stellungnahme nach Nummer 9.7.2 Satz 5 durch den Revierleitenden geprüft. 

Die Beseitigung dieses Nicht-Derbholzes kann durch Entrinden, Zerkleinern, 

Umlagern oder ähnliches erfolgen. 

 

9.7.1.2 Transport und Lagerung von Schadholz in Nass- und Trockenlager 

 

Gefördert wird der Zwischentransport von Holz zur Zwischenlagerung in Nass- 

oder Trockenlagern aus Waldschutzgründen. Die Beihilfe wird für einen einmali-

gen Transport gewährt. Förderfähig ist auch die Eigenleistung sowie Arbeitsleis-

tungen der Arbeitskräfte der Zuwendungsempfangenden nach Nummer 3.2. 

 

9.7.1.3 Entrindung von Schadholz 

 

Gefördert wird die Entrindung von Derbholz. Die Entrindung kann durch mobile 

Holzentrindungsmaschinen, motormanuell mittels entsprechender Anbaugeräte 

für Motorsägen oder händisch mittels Schäleisen erfolgen. Der Einschnitt des 

Holzes durch ein mobiles Sägewerk im Wald wird analog zur Entrindung geför-

dert. 

 

9.7.1.4 Hacken von Schadholz 

 

Für Derbholzsortimente, darunter versteht man Hölzer mit einem Durchmesser 

über sieben Zentimeter ohne Rinde, ist das Hacken förderfähig. 

 

9.7.1.5 Lagerung von Schadholz in Nasslagern 

 

Gefördert wird die Einlagerung von Holz in Nasslager ab dem vierten Einlage-

rungsmonat. 

 

9.7.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Die Maßnahmen Nummer 9.7.1.1 bis 9.7.1.5 sind vor Beginn der unteren Forst-

behörde formlos anzuzeigen, damit sie gegebenenfalls zeitnah überprüft werden 



können. Ferner soll der unteren Forstbehörde hierdurch die Möglichkeit einge-

räumt werden, die Waldbesitzende oder den Waldbesitzenden hinsichtlich der 

einzuhaltenden Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen zu informieren. Die 

Anzeige dient insofern dem förderunschädlichen Maßnahmenbeginn. 

 

Gleichzeitig mit der Antragstellung kann der Verwendungsnachweis ausgefüllt 

und mit dem Förderantrag eingereicht werden, wenn zum Zeitpunkt der Antrag-

stellung die Maßnahmen komplett abgeschlossen sind. Mit Vorlage des Verwen-

dungsnachweises ist eine forstfachliche Stellungnahme der oder des örtlich zu-

ständigen Revierleitenden einzureichen, aus der hervorgeht, dass die Maßnah-

men forstfachlich sinnvoll und zweckmäßig waren, sie im Sinne der Förderbe-

stimmungen durchgeführt wurden und die Angaben im Verwendungsnachweis 

insbesondere hinsichtlich der abgerechneten Holzmengen plausibel sind. 

 

Die Zuwendung wird auf Basis von eingeschlagenen Festmetern ohne Rinde 

gewährt. Die Holzmengen sind durch geeignete Belegunterlagen, insbesondere 

durch Holzlisten oder Werks- und Messprotokolle nachzuweisen. Insbesondere 

die Nutzungsursache sollte daraus ersichtlich sein. Nicht in Festmetern verkauf-

tes Holz wird in Festmeter ohne Rinde umgerechnet, für Raummeter gilt der 

Faktor 0,65. 

 

Alle Maßnahmen sind separat zuwendungsfähig. Zusätzlich kann die Maß-

nahme 9.7.1.1 mit allen anderen Maßnahmen frei kombiniert werden. Für die 

Maßnahmen 9.7.1.2 bis 9.7.1.5 ist eine Kombination nur zwischen 9.7.1.2 und 

9.7.1.5 möglich. 

 

Bei Maßnahme 9.7.1.2 ist jeder Transport auf Kosten der oder des Zuwen-

dungsempfangenden, auch in Eigenleistung, auf ein Zwischenlager als gebro-

chener Transport zuwendungsfähig. Ausgeschlossen sind der Transport auf un-

mittelbar werksvorgelagerte Plätze der Holzkäufer oder der Transport von 

Brennholz für den Eigenbedarf. Die Lagerung muss so erfolgen, dass eine Ge-

fährdung der umliegenden Bestände vermieden wird. 

 

Die Maßnahmen 9.7.1.3 und 9.7.1.4 sind zuwendungsfähig im Zeitraum bis zum 

1. Juni des jeweiligen Jahres. Danach bedarf es einer fachlichen Bewertung der 

Waldschutzwirksamkeit durch die Revierleitenden. Waldschutzwirksam ist eine 

Maßnahme, wenn sie die Gradationsdynamik von Schadinsekten durch den Ent-

zug von Brutraum eindämmt, oder das Ausfliegen der Insekten aus befallenem 



und aufgearbeitetem Holz verhindert. Sollten die Maßnahmen wegen der fortge-

schrittenen Entwicklungsstadien der Borkenkäfer, das heißt ab dem Vorhanden-

sein der ersten braunen Käfer, nicht ausreichend sein, ist in Abhängigkeit der 

Bewertung der oder des Revierleitenden eine weitere Behandlung des Materials 

durch Verbrennen oder Abdecken mit Folie Zuwendungsvoraussetzung. Eine 

Erhöhung der Förderung ist damit nicht verbunden. 

 

Die Maßnahme 9.7.1.4 kann nur für die Derbholzsortimente mit 9.7.1.1 kombi-

niert werden. Die oder der Antragsstellende muss eine Systemleistung der ein-

gesetzten Maschinen von mindestens 100 Kilowatt bescheinigen. 

 

Bei den Maßnahmen 9.7.1.2 und 9.7.1.5 wird eine Karte mit der Lage der Holz-

lagerplätze und ein Fotonachweis benötigt. 

 

Bei der Räumung soll aus Gründen des Schutzes der biologischen Vielfalt, wo 

möglich, Totholz im Wald verbleiben, sofern Gründe des Waldschutzes, bei-

spielsweise Borkenkäfer, oder der Verkehrs- und Arbeitssicherheit dem nicht 

entgegenstehen. 

 

9.7.3 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung  

 

Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung, im Falle der Nummer 

9.7.1.1 bis 9.7.1.3 und 9.7.1.5 in Form von Zuschüssen als Festbetragsfinanzie-

rung und für die Nummer 9.7.1.4 in Form eines Zuschusses als Anteilfinanzie-

rung, gewährt. 

 

Die Höhe der Zuwendungen beträgt im Einzelnen: 

 

- in Nummer 9.7.1.1: 6 Euro pro Festmeter ohne Rinde für die aufgearbeitete 

Menge an Rundholz, 

 

- in Nummer 9.7.1.2: 7 Euro pro Festmeter ohne Rinde für die eingelagerte 

Menge an Rundholz, wenn der Transport durch Dritte erfolgte; 5 Euro pro 

Festmeter ohne Rinde für die eingelagerte Menge an Rundholz bei Eigen-

leistung sowie durch Arbeitsleistungen der Arbeitskräfte der Zuwendungs-

empfangenden, 

 

- in Nummer 9.7.1.3: 7 Euro pro Festmeter ohne Rinde, 

 



- in Nummer 9.7.1.4 werden die über Rechnungen oder Stundenaufschriebe 

nachgewiesenen Kosten mit einem Anteil von 80 vom Hundert finanziert und 

 

- in Nummer 9.7.1.5: 0,30 Euro Förderpauschale pro Monat und Festmeter 

ohne Rinde ab dem vierten Einlagerungsmonat für die eingelagerte Menge 

an Festmeter ohne Rinde. 

 

9.8 Einsatz geschulter Hilfskräfte zur Unterstützung des Borkenkäfer-Monitorings im 

Rahmen des integrierten Waldschutzes 

 

9.8.1 Gegenstand der Förderung 

 

9.8.1.1 Suche und Dokumentation von Borkenkäfer-Befallsherden 

 

Förderfähig sind Aufwendungen für die Suche und die Dokumentation von Bor-

kenkäfer-Befallsherden (Monitoring). Diese Maßnahme kann dabei in Eigenleis-

tung, durch Arbeitsleistungen der Arbeitskräfte der Zuwendungsempfangenden 

oder durch Dritte als Dienstleistung erfolgen. 

 

9.8.1.2 Befristete Einstellung von Personal zur Schulung und Koordination des Monito-

rings 

 

Gefördert wird die befristete Einstellung von forstfachlich ausgebildetem Perso-

nal zur Schulung und Koordination der Unterstützungskräfte, sowie zur Kommu-

nikation des Maßnahmenbedarfs. 

 

Als forstfachlich ausgebildetes Personal gelten grundsätzlich Forsttechnikerin-

nen und Forsttechniker sowie Absolventinnen und Absolventen der forstwirt-

schaftlichen und forstwissenschaftlichen Ausbildungsstätten sowie gleichwertige 

fachliche Qualifikationen. Hierbei kann im Einzelfall auch eine mehrjährige Be-

rufserfahrung im Forstbereich berücksichtigt werden. 

 

9.8.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Die mit der Monitoringaufgabe betrauten Personen müssen über mehrjährige 

Erfahrung verfügen oder entsprechend der Aufgabe geschult sein. Der Nach-

weis für die Anstellung von forstfachlich ausgebildetem Personal erfolgt insbe-

sondere durch Vorlage einer Kopie der Urkunde der beruflichen Qualifikation 

oder eines Arbeitsvertrags. 



 

Projektbezogene Kosten des Revierdienstes und der Betriebsleitung sind nicht 

zuwendungsfähig. 

 

Als Kontrollflächen sind lediglich diejenigen Flächen förderfähig, denen Nadel-

hölzer beigemischt sind. Geeignete Belegunterlagen aus denen die Kontrollflä-

chengröße und Lage hervorgeht, wie beispielsweise Auszüge aus der periodi-

schen Betriebsplanung, Kartenauszüge oder Luftbilder, legt die Förderempfän-

gerin oder der Förderempfänger bei der unteren Forstbehörde vor. 

 

Träger gemeinschaftlicher Maßnahmen können mit Einverständnis der Eigentü-

merinnen oder Eigentümer der begünstigten Flächen deren Flächen einbezie-

hen und erhalten Förderung für die Summe aller überwachten Einzelflächen. Die 

Einverständniserklärung kann bei forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen 

nach Nummer 9.4 entfallen, wenn diese satzungsgemäß zur Durchführung von 

Maßnahmen auf Mitgliedsflächen berechtigt sind. 

 

9.8.3 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Die Zuwendung nach Nummer 9.8.1.1 wird im Rahmen einer Projektförderung in 

Form von Zuschüssen als Festbetragsfinanzierung gewährt. Zuwendungsfähig 

ist die im Rahmen der Überwachung geleistete Kontrollfläche je Kalenderjahr. 

Die Förderhöhe beträgt 15 Euro pro Hektar und Jahr bei einer Überwachung 

durch Dritte oder durch Arbeitsleistungen der Arbeitskräfte der Zuwendungs-

empfangenden. Gemäß Nummer 3.2 reduziert sich dieser Satz um 20 vom Hun-

dert auf 12 Euro pro Jahr und Hektar bei Eigenleistung, wobei hier insbesondere 

die Vorgaben zur Qualifikation der Person nach Nummer 9.8.2 Satz 1 zu beach-

ten sind. 

 

Die Zuwendung nach Nummer 9.8.1.2 wird als Anteilsfinanzierung in Form eines 

Zuschusses gewährt. Zuwendungsfähig sind die nachgewiesenen Lohnkosten 

für sozialversicherungspflichtig angestelltes und forstfachlich ausgebildetes Per-

sonal mit einer Anteilsfinanzierung von 80 vom Hundert. 

 

9.9 Waldschutzmaßnahmen entlang von Siedlungen sowie an Straßen, Wander-, 

Rad- und Schienenwegen 

 

9.9.1 Gegenstand der Förderung 

 



Förderfähig sind Aufwendungen für die Beseitigung der Folgen von Dürre und In-

sektenbefall entlang von Siedlungen sowie an Straßen, Wander-, Rad- und 

Schienenwegen im Wald. Förderfähig sind nachgewiesene Kosten für die Vorbe-

reitung, die Leitung und die Koordinierung der Maßnahmen. Bei Maßnahmen die 

auf Flächen mehrerer Waldbesitzender durchgeführt werden, ist ein Sammelan-

trag möglich. 

 

9.9.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Eine Zuwendung wird für Maßnahmen gewährt, deren Notwendigkeit und 

Durchführung ausreichend dokumentiert ist. Eine Dokumentation durch zum 

Beispiel Vermerke, Karten, Bilder und zwingend Rechnungen ist dem Förderan-

trag beizufügen. Aus den Unterlagen muss die Menge des aufgearbeiteten Hol-

zes hervorgehen, zum Beispiel durch eine Holzliste. 

 

Es gelten zudem die Regelungen nach Nummer 9.7.2 Satz 1 und 5. 

 

Projektbezogene Kosten des Revierdienstes und der Betriebsleitung sind nicht 

zuwendungsfähig. Die Maßnahme kann mit Maßnahmen nach Nummer 9.7.1.2 

bis 9.7.1.5 kombiniert werden. Eine Kombination mit 9.7.1.1 ist nicht möglich. 

 

9.9.3 Einschränkung der oder des Zuwendungsempfangenden 

 

Für die Maßnahme sind Privatwaldbesitzerinnen und -besitzer antragsberechtigt 

sowie Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse nach Nummer 9.4, sofern es sich 

um Maßnahmen im Privatwald handelt und sofern der Zusammenschluss sat-

zungsgemäß zur Durchführung von Maßnahmen auf Mitgliedsflächen berechtigt 

ist. 

 

Außerdem sind körperschaftliche Waldbesitzende antragsberechtigt, sofern es 

sich um Sammelanträge im Privat- und Körperschaftswald handelt und diese 

durch die antragstellende Körperschaft koordiniert werden. Der Anteil der Kör-

perschaft am geförderten Antragsvolumen darf 50 vom Hundert nicht über-

schreiten. 

 

9.9.4 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zuschüs-

sen als Anteilsfinanzierung gewährt. Die Höhe der Förderung beträgt 80 vom 



Hundert der per Rechnung nachgewiesenen Nettokosten, für die Hiebsmaß-

nahme jedoch maximal 40 Euro pro aufgearbeitetem Festmeter ohne Rinde. Zu-

sätzlich werden 80 vom Hundert der nachgewiesenen Kosten für Vorbereitung, 

Leitung und Koordinierung der Maßnahmen bezuschusst. 

 

9.10 Wiederbewaldung nach Extremwetterereignissen 

 

9.10.1 Gegenstand der Förderung 

 

Die Wiederherstellung von stabilen Laub- und Mischbeständen ist als Folge-

maßnahme von Extremwettereignissen im Zusammenhang mit Wurf, Bruch, 

Dürre oder sonstigen natürlichen Schadereignissen sowie Waldbrand zuwen-

dungsfähig. Ziel der Schadflächenwiederbewaldung sind stabile, standortsge-

rechte und klimaanpassungsfähige, gemischte und möglichst produktive Wälder 

unter Einbeziehung der standortspezifischen Artenvielfalt sowie eine rasche 

Wiederherstellung der Kohlenstoffspeicherfunktion des Waldes aus Gründen 

des Klimaschutzes. Die Zuwendung der Wiederbewaldung, in Folge von überre-

gionalen Kalamitäten, wird insbesondere unter dem Aspekt der knappen Verfüg-

barkeit von Pflanz- und Saatgut gewährt. 

 

Die Zuwendungen werden nach Maßgabe des Praxisleitfadens für die Wieder-

bewaldung von Kalamitätsflächen im Klimawandel vom 27. Januar 2020 des Mi-

nisteriums, eingestellt im Förderwegweiser Baden-Württemberg und in Anleh-

nung an die WET-Richtlinie gewährt. 

 

9.10.1.1 Naturverjüngung 

 

Sofern es die waldbauliche Situation zulässt, ist der Entwicklung einer klimaan-

passungsfähigen Naturverjüngung Vorrang einzuräumen. Zuwendungen werden 

insbesondere gewährt, um die Diversität an Baumarten zu erhöhen, indem vor-

handene wuchsunterlegene, klimaanpassungsfähige Baumarten durch geeig-

nete Pflegemaßnahmen begünstigt werden. Ein Überblick über die klimaanpas-

sungsfähigen Baumarten ist im Praxisleitfaden für die Wiederbewaldung von Ka-

lamitätsflächen im Klimawandel enthalten. Im Falle von Nadelholz-Bürsten-

wuchs kann dies auch in Form einer schematischen Reduktion, unter Belassung 

klimaanpassungsfähiger Beimischungen, erfolgen. 

 

Zuwendungsfähig sind 

 



- die Durchführung von Mischwuchsregulierungen sowie Aufwendungen für 

die Entfernung der Konkurrenzflora, maximal zweimalig innerhalb von fünf 

Jahren und 

 

- die einmalige schematische Standraumregulierung in Nadelbaum-Bürsten-

wüchsen. 

 

9.10.1.2 Wiederbewaldung durch Pflanzung 

 

Förderfähig sind die Arbeitskosten sowie die Kosten für Saat- und Pflanzgut bei 

der Wiederbewaldung von Waldkahlflächen, der Ergänzung von Naturverjün-

gung und des Vor- und Unterbaus von in der Folge von Extremwetterereignis-

sen lückigen oder verlichteten Waldbeständen sowie die Pflanzung von Vorwäl-

dern. Nachbesserungen sind innerhalb des Zweckbindungszeitraumes einmalig 

zuwendungsfähig. Für zertifiziertes Pflanzmaterial wird eine finanzielle Zulage 

zum Zuwendungsbetrag gewährt. 

 

9.10.1.3 Kultursicherung 

 

Die Zuwendung erstreckt sich auf die zweimalige Durchführung einer mechani-

schen Kultursicherung bei geförderten Pflanzungen innerhalb der ersten fünf 

Jahre nach deren Begründung. Zuwendungsfähig sind die Aufwendungen für 

die Entfernung der Konkurrenzflora. 

 

9.10.1.4 Wuchshüllen 

 

Die Zuwendung erstreckt sich auf Wuchshüllen für Trauben- und Stieleichen. 

Für die klimaangepassten Baumarten Spitzahorn, Kirsche, Elsbeere, Speierling, 

Wildobstarten, Flaumeiche, Zerreiche, ungarische Eiche, Platane, Winter- und 

Sommerlinde sowie Baumhasel wird eine maximale Anzahl an Wuchshüllen von 

400 Stück je Hektar gefördert. Insgesamt können maximal 4 400 Wuchshüllen 

pro Hektar gefördert werden. 

 

9.10.1.5 Bewässerung von Kulturen 

 

Die Zuwendung erstreckt sich auf die Bewässerung von Kulturen im Pflanzjahr 

sowie im ersten und zweiten Jahr nach der Pflanzung. 

 

9.10.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 



 

Der Laubbaumanteil muss mindestens 40 vom Hundert der Gesamtfläche betra-

gen. Ausgenommen hiervon ist der Waldentwicklungstyp „Tannen-Mischwald“. 

Hier kann der Laubbaumanteil 30 vom Hundert der Gesamtfläche betragen, 

wenn der Tannenanteil ebenfalls mindestens 30 vom Hundert der Gesamtfläche 

beträgt. Bei Weißtannenvorbauten ist kein Laubbaumanteil erforderlich. Ab einer 

Maßnahmenfläche von 0,3 Hektar sind mindestens zwei Baumarten mit jeweils 

mindestens zehn vom Hundert Flächenanteil erforderlich. Ab einer Maßnahmen-

fläche von einem Hektar müssen drei Baumarten mit jeweils mindestens zehn 

vom Hundert Flächenanteil vorkommen. Der Anteil einer Baumart darf dann 75 

vom Hundert nicht überschreiten. Baumarten der Naturverjüngung werden hie-

rauf angerechnet. 

 

Die Zweckbindungsfrist beträgt zehn Jahre. 

 

Die Maßnahmen müssen nach anerkannten forstlichen Grundsätzen nach § 17 

LWaldG ausgeführt werden. Einen Überblick hierüber geben die Merkblätter im 

Förderwegweiser Baden-Württemberg, die zu den einzelnen Förderbereichen 

dieser Verwaltungsvorschrift vorliegen. Die oder der Zuwendungsempfangende 

muss eine ordnungsgemäße Pflege und Bewirtschaftung der geförderten Flä-

chen gewährleisten. 

 

Zuwendungsfähig sind nur die Flächen, auf denen ein konkreter Maßnahmen-

vollzug stattfindet, wie beispielsweise Pflanzung oder Kultursicherung. Wirt-

schaftswege, Freiflächen infolge Nachbarrecht, Wasserflächen, Hütten und der-

gleichen sind in Abzug zu bringen. 

 

Naturschutzfachliche Vorgaben, insbesondere in Natura 2000-Gebieten und Bio-

topen hinsichtlich der Einbringung lebensraumtypischer oder gesellschaftstypi-

scher Baumarten sind zu beachten. Bei Maßnahmen in Lebensraumtypen und 

Lebensstätten von geschützten Arten in Natura 2000-Gebieten sind die Maßnah-

menempfehlungen des Managementplans und die Pflegehinweise der Waldbio-

topkartierung zu beachten. Es gelten insbesondere die Vorschriften für beson-

ders und streng geschützte Arten nach § 44 BNatSchG. Es ist Aufgabe der zu-

ständigen unteren Forstbehörde mit entsprechenden Maßnahmenvorschlägen 

auf die Umsetzung der Managementpläne hinzuwirken. 

 

Schäden am Waldboden sind zu vermeiden oder zu minimieren. 

 



9.10.2.1  Weitere Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen für Nummer 9.10.1.1 

 

Mischungsregulierende Maßnahmen, einschließlich des Entfernens von Konkur-

renzvegetation, sind in Naturverjüngungen bis zu einer Oberhöhe von acht Me-

tern förderfähig. Nach Abschluss der Maßnahme müssen die Baumartenanteile 

nach Nummer 9.10.2 Satz 1 bis 7 erfüllt werden. Die Oberhöhe ist definiert als 

die Höhe des Grundflächenmittelstammes der 100 stärksten Stämme pro Hek-

tar. 

 

Bei noch vorhandener Überschirmung ist durch entsprechende Feinerschlie-

ßung des Bestandes und Einhaltung der räumlichen Ordnung sicherzustellen, 

dass bei nachfolgenden Hiebsmaßnahmen keine Schäden an der Verjüngung 

entstehen. 

 

Treten Naturverjüngung und Pflanzung in Gemengelage auf, kann die Bewilli-

gungsbehörde von der in Satz 1 genannten Oberhöhe abweichen. Die Naturver-

jüngung muss der Höhe der gepflanzten Bäume entsprechen, um gleichzeitig 

gefördert werden zu können. Die Baumartenverhältnisse sind bei diesen Ge-

mengelagen anhand der waldbaulichen Gesamtsituation zu beurteilen. 

 

Ein Baumartenverhältnis gemäß Nummer 9.10.2 Satz 1 bis 7 muss gegebenen-

falls durch Einbringen des erforderlichen Laubbaumanteils auf Blößen erfüllt 

sein. 

 

Naturverjüngungsvorräte werden nicht gefördert. 

 

Nicht zuwendungsfähig ist die Schlagpflege, da sie Teil der Holzernte ist. 

 

9.10.2.2 Weitere Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen für Nummer 9.10.1.2 

 

Die Wiederbewaldung durch Pflanzung ist nur bei Verwendung standortgerech-

ter Baumarten förderfähig. Die maximal förderfähige Anzahl an Pflanzen pro 

Hektar beträgt 5 000 Stück. Größere Pflanzzahlen sind förderunschädlich. Im 

Falle der Begründung von Vorwäldern sind auch Baumarten förderfähig, die nur 

in Zeitmischung eingebracht werden. 

 

Die Beimischungsform sowie Anteil und Arten der beizumischenden Baumarten 

orientieren sich in Anlehnung an die WET-Richtlinie. Grundsätzlich muss die 

Beimischung mindestens gruppenweise mit einem Durchmesser über 15 Meter 



oder mindestens 0,02 Hektar oder mindestens 15 Meter Streifenbreite bei Rei-

henpflanzung erfolgen. Kleinbestandsweise Mischungen mit einem Durchmes-

ser über 70 Meter oder über 0,5 Hektar sind nicht zuwendungsfähig. Einzel- und 

Reihenbeimischungen, mit Ausnahme dienender und seltener Baumarten, sind 

ebenfalls nicht zuwendungsfähig. 

 

Die Mindestpflanzfläche beträgt 0,1 Hektar. 

 

Bei nicht standortskartierten Wäldern können Baumarten nach der Empfeh-

lungsliste für klimaanpassungsfähige Baumarten in Baden-Württemberg aus 

dem Praxisleitfaden für die Wiederbewaldung von Kalamitätsflächen im Klima-

wandel, Teile A und B im Förderwegweiser Baden-Württemberg, gefördert wer-

den. 

 

Baumarten, die in Baden-Württemberg nicht heimisch sind, dürfen keinen höhe-

ren Anteil als 50 vom Hundert der Verjüngungsfläche einnehmen. In Na-

tura 2000-Gebieten sind insbesondere die Vorgaben nach Nummer 9.10.2 so-

wie das Verschlechterungsverbots nach Artikel 6 Absatz 2 der Fauna-Flora-Ha-

bitat-Richtlinie zu beachten. Zu den nicht heimischen Baumarten zählen Baum-

arten, die nach der Eiszeit nicht mehr heimisch waren, wie beispielsweise Rot-

eiche und Douglasie. 

 

Zuwendungen für Pflanzungen und Saaten dürfen nur bei Verwendung von her-

kunftsgesichertem sowie für den Standort geeignetem Vermehrungsgut bewilligt 

werden. Die Verwendung von Wildlingen ist zulässig, sofern Herkunft und Quali-

tät zum Erreichen des waldbaulichen Ziels geeignet sind. 

 

Die Nachbesserungen, sowohl als Saat und Pflanzung, sind nur förderfähig, 

wenn Ausfälle in Höhe von mehr als 30 vom Hundert der Fläche oder ein Hektar 

zusammenhängende Fläche aufgetreten sind und die oder der Waldbesitzende 

den Ausfall nicht zu vertreten hat, zum Beispiel als Nachbesserung aufgrund na-

türlicher Ereignisse wie Trockenheit, nicht jedoch bei Wildschäden. Die Förde-

rung der Nachbesserung ist nur bei solchen Kulturen möglich, deren Erstausfüh-

rung bereits gefördert wurde. Die Förderung einer Nachbesserung kann einma-

lig innerhalb der Zweckbindungsfrist erfolgen. Hierbei ist nur der tatsächliche 

Nachbesserungsanteil zuwendungsfähig. 

 



Für den Anbau der Baumarten Küstentanne, Weymouths-Kiefer, Spätblühende 

Traubenkirsche, Robinie, Essigbaum, Paulownie (Blauglockenbaum), Götter-

baum und Rotesche wird aufgrund negativer Anbauerfahrungen hinsichtlich ih-

rer Invasivität oder ihres hohen Ausfall- oder Schadrisikos keine Förderung ge-

währt. 

 

9.10.2.3 Weitere Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen für Nummer 9.10.1.5 

 

Die Bewässerung einer geförderten Kultur wird höchstens dreimal jährlich im 

Zeitraum von März bis September gefördert. Eine wiederholte Förderung der 

Bewässerung ist frühestens nach sechs Wochen möglich. Zum Nachweis der 

Maßnahme ist ein Fotonachweis erforderlich. Weitergehende Rechtsvorschrif-

ten, insbesondere des Wasserrechts und des Naturschutzrechts bei der Was-

serentnahme und der Bewässerung selbst, sind zu beachten. Bei der Befahrung 

sind die bestehenden Feinerschließungslinien zu nutzen. Eine flächige Befah-

rung ist ausgeschlossen. Bei der Bewässerung ist ferner darauf zu achten, dass 

Schäden durch Verschlämmung und Erosion vermieden werden. 

 

Die Maßnahmen sind der unteren Forstbehörde vor Beginn anzuzeigen. Es gel-

ten die Regelungen nach Nummer 9.7.2 Satz 1. 

 

9.10.3 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Für die zuwendungsfähigen Aufwendungen werden Kostenpauschalen festge-

setzt. Die Kostenpauschalen sind auf Saaten nicht anwendbar. Hier ist stets ein 

Einzelnachweis erforderlich. 

 

9.10.3.1 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung für Nummer 9.10.1.1 und 9.10.1.3 

 

Maßnahmen nach Nummer 9.10.1.1 und 9.10.1.3 werden bezuschusst 

 

- bei Betrieben unter 20 Hektar mit 720 Euro je Hektar und 

 

- bei Betrieben ab 20 Hektar mit 640 Euro je Hektar. 

 

9.10.3.2 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung für Nummer 9.10.1.2 

 

Maßnahmen nach Nummer 9.10.1.2 werden bezuschusst 

 



- bei Betrieben unter 20 Hektar mit 1,60 Euro je Pflanze, bei Einzelnachweis, 

zum Beispiel für eine Saat, als Anteilsfinanzierung zu 90 vom Hundert und 

 

- bei Betrieben ab 20 Hektar mit 1,40 Euro je Pflanze, bei Einzelnachweis, 

zum Beispiel für eine Saat, als Anteilsfinanzierung zu 80 vom Hundert. 

 

Für zertifiziertes Pflanzmaterial wird eine finanzielle Zulage zum Zuwendungs-

betrag von 0,10 Euro je Pflanze gewährt.  

 

Die Wiederbewaldung mit Wildlingen wird mit 1 Euro je Pflanze bezuschusst.  

 

9.10.3.3 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung für Nummer 9.10.1.4 

 

Maßnahmen nach Nummer 9.10.1.4 werden bezuschusst 

 

- bei Betrieben unter 20 Hektar im Rahmen einer Projektförderung mit 

1,70 Euro je angebrachter Wuchshülle und 

 
- bei Betrieben ab 20 Hektar im Rahmen einer Projektförderung mit 1,50 Euro 

je angebrachter Wuchshülle. 

 

9.10.3.4 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung für Nummer 9.10.1.5 

 

Maßnahmen nach Nummer 9.10.1.5 werden mit 2 000 Euro je Hektar geförder-

ter Kulturfläche, je Durchgang, bezuschusst. 

 

9.11 Holzlagerplätze 

 

9.11.1 Gegenstand der Förderung 

 

Gefördert wird die Anlage von Holzlagerplätzen. Darunter fallen Nass- und Tro-

ckenlager. Förderfähig sind 

 

- die Ausgaben für die Miete oder die Pacht von geeigneten Flächen für 

höchstens fünf Jahre,  

 

- die Errichtung der Lagerplätze einschließlich einer Zufahrt,  
 

- etwaige Anschlusskosten beispielsweise für die Stromversorgung und 

 



- die Ausgaben für den Kauf von sonstigen erforderlichen technischen Gerä-

ten und Materialien für die Errichtung und den Unterhalt der Holzlagerplätze. 
 

Nicht förderfähig sind Maßnahmen zu deren Durchführung eine Rechtspflicht 

besteht, wie Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für Eingriffe in Natur und Land-

schaft im Sinne von § 14 BNatSchG oder Maßnahmen zur Vermeidung des Ein-

tretens artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände. 

 

9.11.2 Zuwendungsempfangende 

 

Zuwendungsempfangende können natürliche oder juristische Personen des pri-

vaten Rechts und des öffentlichen Rechts sowie anerkannte forstwirtschaftliche 

Zusammenschlüsse und denen gleichgestellte Zusammenschlüsse im Sinne der 

§§ 15 und 39 BWaldG sein, die Lagerplätze für die Lagerung von Holz privater 

und körperschaftlicher Waldbesitzer bauen und betreiben. 

 

9.11.3 Bagatellgrenzen 

 

Für Bagatellgrenzen gelten die Regelungen in Nummer 3.5 Satz 5. 

 

9.11.4 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Die Maßnahmen müssen unmittelbar in Zusammenhang mit der Bewältigung 

der durch Extremwetterereignisse bedingten Schäden und Folgeschäden ste-

hen. 

 

Die Reaktivierung von Lagerplätzen ist förderfähig, sofern die Zuwendungsemp-

fängerin oder der Zuwendungsempfänger bescheinigt, dass 

 

- im Falle einer vorherigen Förderung der Zweckbindungszeitraum abgelau-

fen ist und 

 

- die notwendigen Maßnahmen den Umfang einer normalen Unterhaltung we-

sentlich überschreiten. 

 

Bis zum Auszahlungstermin der Zuwendung müssen  

 

- für die Anlage von Nasslagern eine naturschutzrechtliche und wasserrechtli-

che Genehmigung und 



 

- für die Anlage von Trockenlagern, sofern es sich um bauliche Einrichtungen 

handelt, eine naturschutzrechtliche Genehmigung 

 

vorliegen. 

 

Die rechtlichen Genehmigungen für Nass- oder Trockenlager müssen sich über 

den gesamten Zeitraum der Zweckbindung einer Anlage erstrecken. 

 

Die Zweckbindungsfrist beträgt fünf Jahre. Abweichend davon, beträgt sie bei 

Anlagen mit einer Investitionssumme unter 10 000 Euro ein Jahr. Innerhalb der 

Zweckbindungsfrist sind die geförderten Lagerplätze sachgemäß zu unterhalten 

und zu pflegen. 

 

Die Lagerorte müssen so gewählt werden, dass eine Gefährdung der umliegen-

den Bestände vermieden wird. 

 

Ausgaben für die Miete oder Pacht von geeigneten Flächen sind nur förderfähig, 

wenn die Verträge für mindestens fünf Jahre abgeschlossen werden. 

 

Rechnungen für Schotter und Kies sowie für den Einbau dieses Materials kön-

nen nur anerkannt werden, wenn es sich ausschließlich um natürliches Material 

aus Steinbrüchen und Kiesgruben handelt. 

 

9.11.5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zuschüs-

sen als Anteilsfinanzierung gewährt. 

 

Die Höhe der Zuwendung beträgt 80 vom Hundert der zuwendungsfähigen Aus-

gaben. 

 

Verarbeitungsinvestitionen sowie Betriebs- und Unterhaltungskosten sind nicht 

förderfähig. 

 

Teil G - Förderung der Schutz- und Erholungsfunktionen im Wald 

 

10 Förderung der Schutz- und Erholungsfunktionen im Wald 

 



10.1 Zuwendungszweck - Teil G 

 

Der Wald erfüllt neben seiner Nutzfunktion zusätzlich wichtige Schutz- und Er-

holungsfunktionen. Ziel der Förderung ist, die nachhaltige Entwicklung dieser 

Waldfunktionen im Interesse der Allgemeinheit gemäß § 1 LWaldG zu unterstüt-

zen. 

 

10.2 Einschränkung der Zuwendungsempfangenden - Teil G 

 

Bei Maßnahmen nach Nummer 10.3 haben Zuwendungsempfangende, die nicht 

Eigentümerinnen oder Eigentümer der Flächen sind, eine schriftliche Einver-

ständniserklärung der Eigentümerin oder des Eigentümers vorzulegen. Als Zu-

wendungsempfangende ausgeschlossen sind Bund und Länder sowie juristi-

sche Personen, deren Kapitalvermögen sich zu mindestens 25 vom Hundert in 

den Händen der vorgenannten Körperschaften befindet. Maßnahmen auf 

Grundstücken der in Satz 2 aufgeführten Personen sind nicht zuwendungsfähig. 

 

Bei Maßnahmen nach Nummer 10.4 ist die Förderung auf private Forstbetriebe 

mit einer Forstbetriebsfläche bis 200 Hektar beschränkt. Antragsberechtigt sind 

Besitzerinnen und Besitzer der jeweiligen in Baden-Württemberg gelegenen 

Waldflächen oder anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse und ihnen 

gleichgestellte Zusammenschlüsse im Sinne der §§ 15 und 39 BWaldG. Träger 

einer gemeinschaftlichen Maßnahme können anerkannte forstwirtschaftliche Zu-

sammenschlüsse und kommunale Körperschaften des öffentlichen Rechts sein. 

 

Bei Maßnahmen nach Nummern 10.5 und 10.6 sind Holzrückeunternehmen mit 

Sitz oder einer Niederlassung in Baden-Württemberg antragsberechtigt, soweit 

sie die Voraussetzungen von kleinen und mittleren Unternehmen gemäß An-

hang I Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 erfüllen. Hierunter 

zählen Unternehmen, die weniger als 250 Personen beschäftigen und die ent-

weder einen Jahresumsatz von höchstens 50 Millionen Euro erzielen oder deren 

Jahresbilanzsumme sich auf höchstens 43 Millionen Euro beläuft. 

 

Bei Maßnahmen nach Nummer 10.7 müssen die Zuwendungsempfangenden, 

sofern es sich nicht um forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse im Sinne von § 

15 BWaldG handelt, Eigentümerin oder Eigentümer der begünstigten Flächen 

sein oder eine schriftliche Einverständniserklärung der Eigentümerin oder des 

Eigentümers vorlegen. Gemeinschaftswald wird als Privatwald betrachtet und ist 

zuwendungsberechtigt. 



 

Antragstellende von Sammelanträgen im Körperschafts- oder Privatwald können 

sein: 

 

– private Waldbesitzerinnen oder Waldbesitzer, sofern sie selbst zuwendungs-

berechtigt sind, 

 

– kommunale Körperschaften des öffentlichen Rechts und 

 

– anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse und ihnen gleichge-

stellte Zusammenschlüsse im Sinne der §§ 15 und 39 BWaldG, wenn sie 

satzungsgemäß dazu geeignet sind. 

 

10.3 Verbesserung der Erholungsfunktion der Wälder - Mountainbike Single Trails 

 

10.3.1 Gegenstand der Förderung 

 

Gefördert wird die Neuanlage von naturverträglichen und unbeschränkt zugäng-

lichen Mountainbike Single Trails im Erholungswald zur Verbesserung des Erho-

lungswertes des Waldes in Anlehnung an das Mountainbike-Handbuch – Leitfa-

den zur Entwicklung von MTB-Strecken und -Trails im Förderwegweiser Baden-

Württemberg. 

 

10.3.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Die Maßnahmen sind auf der Grundlage des Mountainbike-Handbuchs zu pla-

nen und müssen behördliche Fachplanungen, wie beispielsweise Waldfunktio-

nenkartierung, Waldbiotopkartierung, Natura 2000-Managementpläne oder die 

periodische Betriebsplanung berücksichtigen. 

 

Die periodischen Betriebspläne gelten als Waldschutzplan oder gleichwertiges 

Instrument im Sinne von Artikel 24 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 

1305/2013. Das gleiche gilt für Pläne und Studien Dritter, sofern sie den Vorga-

ben von Artikel 24 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 entsprechen. 

 

ELER-kofinanzierte Maßnahmen müssen gemäß Artikel 49 der Verordnung 

(EU) Nr. 1305/2013 anhand von festgelegten Auswahlkriterien priorisiert wer-

den. Es können nur solche Projekte gemäß Nummer 11.3 gefördert werden, 

welche die für eine Förderung notwendige Mindestpunktzahl erreichen. 



 

Die errichteten Anlagen müssen naturverträglich und unbeschränkt zugänglich 

sein. 

 

Es können nur Maßnahmen gefördert werden, die außerhalb der Naturparkkulis-

sen gelegen sind. 

 

Es sind nur Kosten für Investitionen und begleitende Studien förderfähig, die auf 

Rechnung Dritter durchgeführt werden. 

 

Die Zweckbindungsfrist beträgt zehn Jahre. 

 

10.3.3 Art der Zuwendung 

 

Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zuschüs-

sen als Anteilsfinanzierung gewährt. 

 

10.3.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Förderfähig sind Aufwendungen für Investitionen und begleitende Studien im 

Zusammenhang mit Neuanlagen von Mountainbike Single Trails im Erholungs-

wald zur Verbesserung des Erholungswertes des Waldes. 

 

10.3.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Gefördert werden 50 vom Hundert der über Rechnungen nachgewiesenen Aus-

gaben für Investitionen und begleitende Studien im Zusammenhang mit der 

Neuanlage von Mountainbike Single Trails zur Verbesserung des Erholungswer-

tes des Waldes. 

 

10.4 Bodenschonende Holzernte - Seilkran 

 

10.4.1 Gegenstand der Förderung 

 

Gefördert werden die bodenschonende Holzbringung mittels Seilkraneinsatz in 

Privatwaldbetrieben mit einer Forstbetriebsfläche bis 200 Hektar. 

 

10.4.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 



Es können nur Rechnungen von Unternehmen anerkannt werden, die ein vom 

Forest Stewardship Council (FSC) oder Programme for the Endorsement of Fo-

rest Certification Schemes (PEFC) anerkanntes Zertifikat besitzen. 

 

10.4.3 Art der Zuwendung 

 

Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form eines Zuschus-

ses als Festbetragsfinanzierung pro Festmeter gerückter Holzmenge gewährt. 

 

10.4.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Es werden die mittels Seilkran in Wäldern in Baden-Württemberg gerückte Holz-

mengen gefördert. Als anrechnungsfähig gelten auch sämtliche im kombinierten 

Verfahren gerückte Holzmengen, soweit sie unmittelbar mit dem Seilkraneinsatz 

zusammenhängen. Gleiches gilt für in der Nähe von Wegen geerntetes Holz, 

sofern es im Bereich der Seiltrassen liegt. 

Liegen in einem mittels Seilkran bearbeiteten Hieb auch Flächen, die ohne Seil-

kran bearbeitet werden, muss die förderfähige Holzmenge rechnerisch reduziert 

werden. 

 

10.4.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Die Höhe der Zuwendung beträgt 10 Euro pro Erntefestmeter, der mittels Seil-

kran gerückt wurde. 

 

10.5 Bodenschonende Holzernte - Vorrücken mit Rückepferden 

 

10.5.1 Gegenstand der Förderung 

 

Gegenstand der Förderung ist das bodenschonende Vorrücken von Holz mittels 

Rückepferden. 

 

10.5.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Es können nur Rückeunternehmen gefördert werden, die ein von FSC oder 

PEFC anerkanntes Zertifikat besitzen. 

 

Bei behördlich festgestellten Verstößen gegen das Tierschutzgesetz kann die 

Zuwendung reduziert oder insgesamt verweigert werden. 



 

10.5.3 Art der Zuwendung 

 

Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zuschüs-

sen als Festbetragsfinanzierung pro Festmeter vorgerückter Holzmenge ge-

währt. 

 

10.5.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Es werden die mit Pferden vorgerückten Holzmengen aus Wäldern in Baden-

Württemberg gefördert. Grundlage zur Festsetzung des Zuwendungsbetrags 

sind die am Jahresende vom Rückeunternehmen mittels Abrechnungen nachge-

wiesenen vorgerückten Holzmengen. Bei Abrechnungen auf Stundenbasis kön-

nen pro Stunde maximal fünf Festmeter angerechnet werden. 

 

10.5.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Die Höhe der Zuwendung beträgt 2 Euro pro Erntefestmeter, der mittels Rücke-

pferd vorgerückt wurde. 

 

10.5.6 Zuständige Stelle für die Antragstellung 

 

Zuständig für die Antragstellung und Bewilligung ist abweichend von Nummer 

11.1 Satz 2 die untere Forstbehörde des jeweiligen Stadt- oder Landkreises, in 

welchem der Betriebssitz oder eine Niederlassung der antragstellenden Person 

liegt. 

 

10.6 Bodenschonende Holzernte - Holzerntetechnik 

 

10.6.1 Gegenstand der Förderung  

 

Gefördert wird die einmalige Beschaffung von einem Paar Moorbändern oder 

kombinierten Bändern mit einem Anteil für Moorbandplatten von mindestens 50 

vom Hundert für Forstmaschinen sowie die einmalige Beschaffung eines Rau-

pen-Vorliefersystems oder eines vergleichbaren Knickschlepper-Vorliefersys-

tems. 

 

10.6.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 



Die beschaffte Forsttechnik muss den Vorgaben des Merkblatts des Ministeri-

ums zur Technikförderung im Förderwegweiser Baden-Württemberg entspre-

chen. 

 

Die Zweckbindungsfrist beträgt fünf Jahre. 

 

Je Unternehmen kann jeweils nur einmalig eine Förderung einer Traktionshilfs-

winde, eines Paars Moorbänder oder kombinierter Bänder oder eines Raupen-

Vorliefersystems oder eines vergleichbaren Knickschlepper-Vorliefersystems er-

folgen. 

 

ELER-Kofinanzierte Maßnahmen müssen gemäß Artikel 49 der Verordnung 

(EU) Nr. 1305/2013 anhand von festgelegten Auswahlkriterien priorisiert wer-

den. Es können nur solche Projekte gemäß Nummer 11.3 gefördert werden, 

welche die für eine Förderung notwendige Mindestpunktzahl erreichen. 

 

10.6.3 Art der Zuwendung 

 

Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zuschüs-

sen als Anteilsfinanzierung gewährt. 

 

10.6.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Zuwendungsfähig sind über Rechnung nachgewiesene Ausgaben für den Kauf 

der unter Nummer 10.6.1 genannten Gegenstände. 

 

10.6.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Die Höhe der Zuwendung beträgt: 

 

- 30 vom Hundert für die einmalige Beschaffung von einem Paar Moorbän-

dern oder kombinierten Bändern mit einem Anteil für Moorbandplatten von 

mindestens 50 vom Hundert für Forstmaschinen gemäß den Vorgaben des 

Merkblatts des Ministeriums zur Technikförderung und 

 

- 20 vom Hundert für die einmalige Beschaffung eines Raupen-Vorliefersys-

tems oder eines vergleichbaren Knickschlepper-Vorliefersystems gemäß 

den Vorgaben des Merkblatts des Ministeriums zur Technikförderung. 

 



10.6.6 Zuständige Stelle für die Antragstellung 

 

Zuständig für die Antragstellung und Bewilligung ist abweichend von Nummer 

11.1 Satz 2 die untere Forstbehörde des jeweiligen Stadt- oder Landkreises, in 

welchem der Betriebssitz oder eine Niederlassung der antragstellenden Person 

liegt. 

 

10.7 Schutz und Erhalt der Borkenkäfer-Pufferzonen des Nationalparks 

 

10.7.1 Gegenstand der Förderung 

 

Förderfähig sind Aufwendungen für das Borkenkäfermanagement innerhalb von 

Waldflächen, welche die nach § 7 Absatz 1 Nummer 3 des Nationalparkgeset-

zes festgelegten Pufferstreifen des Nationalparks Schwarzwald und falls 

darüberhinausgehend, die in Staatswaldflächen liegenden Pufferstreifen, im Ab-

stand von bis zu 1 000 Metern umgeben. 

 

Um die dauerhafte Funktionsfähigkeit der Pufferstreifen sicherzustellen und das 

Risiko, dass sich Borkenkäfer in diesen Pufferstreifen ausbreiten, zu reduzieren, 

soll eine Verstärkung des Borkenkäfermanagements in den Waldflächen, wel-

che den Pufferstreifen umgeben, unterstützt werden. 

 

10.7.2 Zuwendungsvoraussetzungen und Auflagen 

 

Es sind nur Waldflächen förderfähig, die innerhalb der vom Ministerium definier-

ten Kulissenflächen liegen, welche die Pufferstreifen des Nationalparks 

Schwarzwald umgeben. 

 

Die mit der Durchführung des Borkenkäfermanagements betrauten Personen 

müssen, sofern es sich nicht um forstlich ausgebildetes Personal handelt, eine 

fachliche Qualifikation nachweisen. Die Qualifikation umfasst den Nachweis 

über die erfolgreiche Teilnahme an einer entsprechenden Schulung und eine 

Eignungsbewertung durch die Abteilung Waldschutz der Forstlichen Versuchs- 

und Forschungsanstalt Baden-Württemberg. 

 

10.7.3 Art der Zuwendung 

 

Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung in Form von Zuschüs-

sen als Festbetragsfinanzierung gewährt. 



 

10.7.4 Zuwendungsfähige Aufwendungen 

 

Zuwendungsfähig sind Aufwendungen, die für Kontrollbegänge im Zusammen-

hang mit der Überwachung von Borkenkäferbefall innerhalb der vom Ministerium 

definierten Kulissenflächen, welche den Pufferstreifen des Nationalpark 

Schwarzwald umgeben, entstehen. 

 

10.7.5 Umfang und Höhe der Zuwendung 

 

Bei einer Überwachung des Borkenkäferbefalls durch Dritte oder durch Arbeits-

leistungen der Arbeitskräfte der Zuwendungsempfangenden beträgt die Zuwen-

dung 15 Euro pro Jahr und Hektar Waldfläche. Bei einer Überwachung des Bor-

kenkäferbefalls in Eigenleistung beträgt die Zuwendung 12 Euro pro Jahr und 

Hektar Waldfläche. Es erfolgt eine Reduktion des Fördersatzes gemäß Nummer 

3.2 um 20 vom Hundert. 

 

Teil H - Verfahren 

 

11 Verfahren 

 

11.1 Antragstellung und Bewilligung 

 

Anträge auf Bewilligung von Zuwendungen sind von der oder dem Antragstel-

lenden vor Beginn der Maßnahme über die zuständige untere Forstbehörde an 

die Bewilligungsbehörde zu richten. Zuständig ist die untere Forstbehörde, in 

deren Zuständigkeitsbereich die hoheitliche Aufsicht über die geförderte Fläche 

fällt. 

 

Bewilligungsbehörde ist die höhere Forstbehörde gemäß § 5 der Vor-Ort-Zu-

ständigkeitsverordnung Forst und Jagdabgabe. 

 

Der Förderantrag muss mindestens die folgenden Angaben enthalten: 

 

- den Namen der antragstellenden Person und Angaben zur Größe des Un-

ternehmens, 

 



- die Beschreibung des Vorhabens oder der Tätigkeit, einschließlich Angaben 

zum Standort sowie zum Zeitpunkt des Beginns und zum Zeitpunkt des Ab-

schlusses des Vorhabens, 

 

- die Angaben zur Höhe des für die Durchführung des Vorhabens oder der 

Tätigkeit benötigten Beihilfebetrags, 

 

-  die Aufstellung der beihilfefähigen Kosten, 

 

- die Art der Beihilfe wie Zuschuss, Kredit, Garantie, rückzahlbarer Vorschuss 

oder Sonstiges und  

 

- die Höhe der für das Vorhaben oder die Tätigkeit benötigten öffentlichen Fi-

nanzierung. 

 

Arbeiten an Vorhaben, für welche ein Förderantrag gestellt wird, dürfen frühes-

tens dann aufgenommen werden, wenn die Empfängerin oder der Empfänger 

bei der Bewilligungsbehörde einen entsprechenden Förderantrag gestellt hat. 

Hiervon ausgenommen sind Anträge, welche auf der Grundlage der Verordnung 

(EU) Nr. 1407/2013 bewilligt werden. Die Regelungen der Landeshaushaltsord-

nung zum vorzeitigen Beginn von Maßnahmen gelten unbeschadet. Bei Maß-

nahmen nach Nummer 9.7.1.1 bis 9.7.1.5, 9.9 und 9.10.1.5 genügt nach Num-

mer 9.7.2 Satz 1 eine formlose Anzeige vor Beginn der Maßnahme bei der unte-

ren Forstbehörde. 

 

11.2 Finanzierungsarten der einzelnen Maßnahmen 

 

Die Maßnahmen nach Nummer 5.6, Nummer 6.9, sämtliche Maßnahmen in Teil 

D sowie die Maßnahmen nach Nummer 8.6.7 und Nummer 10.3 und 10.6 sind 

Teil des Maßnahmen- und Entwicklungsplans Ländlicher Raum Baden-Württem-

berg 2014-2020. Diese Maßnahmen können mit Mitteln des Landwirtschafts-

fonds für die Entwicklung des Ländlichen Raums kofinanziert werden. 

 

Die Maßnahme Nummer 8.6.7 und 10.3 werden bis zu einer Gesamtzuwendung 

von 10 000 Euro außerhalb des Maßnahmen- und Entwicklungsplans Ländlicher 

Raum Baden-Württemberg 2014-2020 finanziert. 

 



Die verbleibenden Maßnahmen werden aus Mitteln des Rahmenplans der Ge-

meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 

oder mit Landesmitteln finanziert. 

 

11.3 Priorisierung der Anträge 

 

Die Bewilligungsbehörde stellt die Erfüllung der Zuwendungsvoraussetzungen 

fest, entscheidet über die Zuwendungsfähigkeit und dokumentiert dies in der 

Checkliste Verwaltungskontrolle, die im Förderwegweiser Baden-Württemberg 

eingestellt ist. Anschließend wird der Förderantrag gemäß Artikel 49 der Verord-

nung (EU) Nr. 1305/2013 einem Auswahlverfahren unterzogen. Die Auswahl der 

zu bewilligenden Vorhaben erfolgt anhand der vom MEPL-Begleitausschuss be-

schlossenen Auswahlkriterien zu festgelegten Stichtagen und mit festgelegtem 

Budget. Stichtage und Budget werden auf der MEPL-Homepage 

„www.mepl.landwirtschaft-bw.de“ vorab veröffentlicht. Näheres zum Auswahl-

verfahren und die Regelung zur Mindestpunktzahl sind dem Merkblatt Auswahl-

kriterien für die Förderprogramme des Maßnahmen- und Entwicklungsplans 

Ländlicher Raum Baden-Württemberg 2014–2020 zu entnehmen. Die vorgeleg-

ten Anträge werden gemäß festgelegten Auswahlkriterien gereiht und bewilligt. 

 

Falls für die Bewilligung von Anträgen, die nicht als EU-kofinanzierte Förderung 

nach der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 erfolgt, nicht in ausreichendem Um-

fang Haushaltsmittel zur Verfügung stehen, legt das Ministerium Kriterien fest, 

nach denen die Anträge priorisiert und bewilligt werden. 

 

11.4 Vorzeitiger Maßnahmenbeginn 

 

Die Durchführung der Maßnahmen nach Nummer 4, 5.4 und 9.10 sind an be-

stimmte Zeiten der Vegetationsperiode gebunden. In Fällen, in welchen zum 

Durchführungszeitraum eine Entscheidung über die Bewilligung noch nicht mög-

lich ist, kann die Bewilligungsbehörde im Rahmen ihrer haushaltsrechtlichen Er-

mächtigung einen vorzeitigen Beginn der Maßnahme gemäß Nummer 1.2 der 

VV-LHO zu § 44 LHO genehmigen. 

 

Weil die Disposition von Pflanzmaterial zwingend in Abhängigkeit von der Vege-

tationsperiode erfolgen muss, handelt es sich hierbei um eine vorbereitende 

Maßnahme und erforderliche Grundlage, um die Notwendigkeit und Angemes-



senheit der Zuwendung im Antrag darstellen zu können. Als vorbereitende Maß-

nahme ist hier auch die Lohnanzucht einzustufen. Disposition und Lohnanzucht 

sind deshalb kein Verstoß gegen Nummer 1.2 der VV-LHO zu § 44 LHO. 

 

Bei der Durchführung der Maßnahmen nach Nummer 6.8 dürfen abweichend 

von Nummer 1.2 der VV-LHO zu § 44 LHO Zuwendungen auch für Vorhaben 

bewilligt werden, die bereits begonnen worden sind. Das Stellen von Sammelan-

trägen und gemeinschaftlichen Anträgen für die zu koordinierenden Maßnah-

men bildet die Grundlage für die Antragstellung nach Nummer 6.8. Ein Aufschub 

der Weiterleitung dieser Anträge ist für die Antragsstellenden der koordinierten 

Maßnamen aus wirtschaftlichen Gründen nicht möglich. 

 

11.5 Vergabe von Aufträgen 

 

Nummer 3.1 der ANBest-P und ANBest-K findet keine Anwendung. 

 

Verpflichtungen der Zuwendungsempfangenden als Auftraggeberin oder Auf-

traggeber, gemäß des vierten Teils des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-

kungen, bleiben unberührt. Zu beachten ist insbesondere die Vergabeverord-

nung. 

 

11.6 Zahlungsantrag und Verwendungsnachweis 

 

Zum Erhalt der bewilligten Mittel reicht die antragstellende Person über die zu-

ständige untere Forstbehörde einen Zahlungsantrag oder Verwendungsnach-

weis bei der Bewilligungsbehörde ein. 

 

Abweichend von Nummer 1.4 ANBest-P und ANBest-K erfolgt die Auszahlung 

der Zuwendung erst nach Vorlage des Verwendungsnachweises. 

 

Abweichend von Nummer 6.1 und 7.1 ANBest-P und ANBest-K gibt die Bewilli-

gungsbehörde den Termin zur Vorlage des Verwendungsnachweises vor. Vorla-

getermin und Ende des Bewilligungszeitraumes können denselben Termin besit-

zen. 

 

11.7 Kontrollen 

 

Die Bewilligungsbehörde kontrolliert die Fördermaßnahmen und nimmt gegebe-

nenfalls Kürzungen und Sanktionen vor. Die Verwaltungs-, Vor-Ort-, und Ex-



post-Kontrollen der MEPL III-Maßnahmen erfolgen auf der Grundlage der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 der Kommission mit Durchfüh-

rungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1306/2013. 

 

Wird hierbei festgestellt, dass Fördervoraussetzungen oder Festlegungen im Zu-

wendungsbescheid nicht eingehalten wurden, so ist eine Kürzung und gegebe-

nenfalls eine Sanktion nach Artikel 63 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 

809/2014 sowie Artikel 35 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 durch-

zuführen, soweit die Zuwendungsempfangenden dies zu vertreten haben. 

 

Wird festgestellt, dass die Zuwendungsempfangenden falsche Nachweise vor-

gelegt haben, um die Förderung zu erhalten, oder versäumt haben, die erforder-

lichen Informationen zu liefern, so wird, unbeschadet nationaler Vorgaben, die 

Förderung abgelehnt oder vollständig zurückgenommen. 

 

Zu Unrecht gezahlte Beiträge sind gemäß Artikel 7 der Durchführungsverord-

nung (EU) Nr. 809/2014 zuzüglich Zinsen zurückzufordern. 

 

11.8 Beihilferechtliche Grundlagen nach Artikel 107 und 108 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union 

 

Die Förderung der Maßnahmen der Teile A, B, D und F entsprechen der Rah-

menregelung der Europäischen Union für staatliche Beihilfen im Agrar- und 

Forstsektor und in ländlichen Gebieten. 

Die Förderung der Maßnahmen der Teile A, B und D erfolgt nach der Entschei-

dung der Europäischen Kommission zur Staatlichen Beihilfe Nr. SA.39954 

(2014/N) in Verbindung mit Nr. SA.47138 (2016/N) mit einer Laufzeit bis 31. De-

zember 2020. 

 

Die Förderung der Maßnahmen des Teils F erfolgt nach der Entscheidung der 

Europäischen Kommission zur Staatlichen Beihilfe Nr. SA.56482 (2020/N) mit 

einer Laufzeit bis 31. Dezember 2023. 

Sofern eine Verlängerung dieser Beihilfesachen nicht erwirkt wird, wird nach 

dem Ende der jeweiligen Laufzeit die Förderung als De-minimis Beihilfe ge-

währt. 

Bei Antragstellung einer Förderung nach Nummer 4.3 oder 5.4 durch Gebiets-

körperschaften, kommunale Zweckverbände oder andere Körperschaften des 

öffentlichen Rechts erfolgt die Förderung immer gemäß der Verordnung (EU) 

Nr. 1407/2013 als De-minimis-Beihilfe. 



 

Die Förderung der Maßnahmen nach Nummer 5.6, 6.9, des Teils D, der Num-

mer 8.6.7, 10.3 und 10.6 sind Teil des Maßnahmen- und Entwicklungsplans 

Ländlicher Raum Baden-Württemberg 2014–2020. Die im davor genannten Satz 

aufgeführten Maßnahmen sind gemäß der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 mit 

Ausnahme der Nummer 6.9 und 10.6 freigestellt. 

Die Förderung der Maßnahmen nach Nummer 6.9 und 10.6 erfolgt gemäß der 

Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 als De-minimis-Beihilfe. 

Die Förderung der Maßnahmen nach Nummer 8.6.7 und 10.3 erfolgt bis zu ei-

ner Gesamtzuwendung von 10 000 Euro ebenfalls gemäß der Verordnung (EU) 

Nr. 1407/2013 als De-minimis-Beihilfe. 

 

Die Förderung der Nummern 6.4 bis 6.8, 8.6.1 bis 8.6.6, 10.4, 10.5 und 10.7 er-

folgt gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 über De-minimis-Beihilfen. 

 

Der Gesamtwert der einem Unternehmen gewährten De-minimis-Beihilfen darf, 

unabhängig vom Beihilfegebenden, 200 000 Euro, bezogen auf einen Zeitraum 

von drei Steuerjahren, das laufende Steuerjahr und die zwei vorangegangenen 

Steuerjahre, nicht übersteigen. Ferner sind auch die Kumulierungsregelungen-

mit anderen De-minimis-Beihilfen nach Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 

1407/2013 zu beachten. 

 

Vor Gewährung der De-minimis-Beihilfe hat die antragstellende Person in 

schriftlicher Form alle De-minimis-Beihilfen anzugeben, die sie in den vorange-

gangenen zwei Steuerjahren und im laufenden Steuerjahr erhalten hat und die 

sich gegebenenfalls neben diesem Antrag zurzeit im Antragsverfahren befinden. 

Übersteigt der Beihilfegesamtbetrag aufgrund der beantragten Beihilfe den ge-

nannten Höchstbetrag, kann die Beihilfe nur anteilig gewährt werden. Die Aufbe-

wahrungsfrist bei der Behörde beträgt zehn Jahre ab dem Zeitpunkt, zu dem 

letztmals eine Einzelbeihilfe nach der betreffenden Richtlinie gewährt wurde. Die 

Aufbewahrungsfrist bei der oder dem Zuwendungsempfangenden beträgt zehn 

Jahre. Von der oder dem Zuwendungsempfangenden sind die Unterlagen, die 

notwendig sind, um zu beurteilen, ob die De-minimis-Verordnung eingehalten 

wird, der Bewilligungsbehörde auf Anforderung innerhalb von zehn Arbeitstagen 

zu Prüfungszwecken zur Verfügung zu stellen. 

 

11.9 Abweichungen von der Verwaltungsvorschrift 

 



Über Fragen der Auslegung entscheidet die Bewilligungsbehörde. Bei grund-

sätzlichen Fragestellungen ist das Einvernehmen mit dem Ministerium herzu-

stellen. 

 

In Fällen von Maßnahmen, welche nicht zu den MEPL III-Maßnahmen zählen, 

kann die Bewilligungsbehörde, wenn die Zuwendung weniger als 25 000 Euro 

beträgt, im begründeten Einzelfall Ausnahmen zulassen. In allen übrigen Fällen 

bedürfen Ausnahmeentscheidungen der Zustimmung des Ministeriums. 

 

Beispielsweise sind Abweichungen von der Verwaltungsvorschrift, insbesondere 

bezüglich der Frage der unter Nummer 9.7.1.1 getroffenen Regelungen zur 

Schadholzeigenschaft, möglich. 

 

11.10 Inkrafttreten, Geltungsdauer und Übergangsbestimmungen 

 

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft und 

am 31. Dezember 2026 außer Kraft. Abweichend von Satz 1 treten die Num-

mern 9 bis 9.11.5 mit Wirkung vom 1. Januar 2020 in Kraft. Mit dem Inkrafttreten 

dieser Verwaltungsvorschrift nach Satz 1 tritt die Verwaltungsvorschrift des Mi-

nisteriums für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz über die Gewährung 

von Zuwendungen für Nachhaltige Waldwirtschaft vom 25. November 2015 

(GABl. S. 965) außer Kraft. 

 

Bis Ende 2013 erstmals bewilligte Förderungen der Geschäftsführung von Forst-

wirtschaftlichen Zusammenschlüssen nach Nummer 13.2 der Verwaltungsvor-

schrift des Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz über die 

Gewährung von Zuwendungen für Nachhaltige Waldwirtschaft vom 1. Januar 

2012 (GABl. S. 962) können bis zum Ende des zehnjährigen Förderzeitraums 

nach den damaligen Konditionen fortgeführt werden. 
 
  



Anlage 1 

(zu Nummer 4.3.2.1, 8.6.1.1 und 8.6.2.1) 

 

Mindestdurchmesser, gemessen in Brusthöhe, bei circa 1,30 Meter, nach Baumarten 
 

Baumarten Mindestdurchmesser  
bis 800 Meter über 
Normalnull  
in Zentimeter 

Mindestdurchmesser  
über 800 Meter über 
Normalnull  
in Zentimeter 

Eiche  

(Stieleiche, Traubeneiche) 
80 60 

Rotbuche, sonstiges Hartlaubholz  

(Hainbuche, Gemeine Esche, Bergahorn, 
Spitzahorn, Gewöhnliche Rosskastanie, Ess-
kastanie, Roteiche) 

65 50 

Heimische Nadelbäume  

(Gemeine Fichte, Europäische Lärche) 
60 60 

Kiefer  

(Waldkiefer) 
50 30 

Weißtanne 65 50 

Weichlaubholz  

(Erlenarten, Lindenarten, Weidenarten, 
Birkenarten),  

Wildobst  

(Apfel, Holzapfel, Birne, Holzbirne, Kir-
sche, Elsbeere, Mehlbeere und  
Speierling),  

Eibe,  

Zerreiche, Flaumeiche,  

Feldahorn,  

Ulme  

40 30 

 
  



Anlage 2 
(zu Nummer 8.6.1.3 und 8.6.2.3) 

 
Baumartengruppierung für die Zuordnung in die vier Habitatbaumgruppen-Typen. 
 

 

Eiche  
(Stieleiche, 
Traubeneiche, 
Zerreiche) 

Rotbuche, 
sonstiges Hart-
laubholz (Hain-
buche, Ge-
meine Esche, 
Bergahorn, 
Spitzahorn, 
Esskastanie, 
Roteiche) 

Weichlaubholz 
(Erlenarten, Lin-
denarten, Weiden-
arten, Birkenar-
ten), Wildobst  
(Apfel, Holzapfel, 
Birne, Holzbirne, 
Kirsche, Elsbeere, 
Mehlbeere und 
Speierling), Eibe, 
Flaumeiche, Feld-
ahorn, Ulme 

Heimische Nadel-
bäume (Weißtanne, 
Gemeine Fichte, 
Europäische Lär-
che, Waldkiefer) 

Eichen-Typ 40 - 100 % 0 - 40 % 0 - 50 % 0 - 30 % 

Buchen-Typ 0 - 40 % 40 - 100 % 0 - 50 % 0 - 30 % 

Typ sonstiges 
Laubholz 

0 - 40 % 0 - 40 % 30 - 100 % 0 - 30 % 

Nadelholz-Typ 0 - 30 % 0 - 40 % 0 - 30 % 30 - 100 % 

 

 

 

 

Anlage 3 

(zu Nummer 8.6.1.1 und 8.6.2.1) 

 

Sonderstrukturen: 

 

- Baumhöhlen 

- Freiliegender Holzkörper  

- Totäste und stehendes Totholz  

- Besondere Wuchsformen, insbesondere Mehrstämmigkeit, Starkastigkeit, Wuche-

rungen und Verwachsungen 

- Epiphyten und Nester, sogenannte Horstbäume 

- Pilzkonsolen 

- Saftfluss an Bäumen 

- Uraltbäume, die den Kriterien des AuT-Konzeptes von ForstBW (2016) entsprechen, 

siehe Förderwegweiser Baden-Württemberg 

- Reservoirbäume, Bäume die durch Arten mit hohem Artenschutzwert besiedelt sind, 

beispielsweise Heldbock 
  



Anlage 4 

(zu Nummer 8.2, 8.6.1.1, 8.6.2.1 und 8.6.4.1.2) 

 

Waldzielarten 

 
Gefäßpflanzen 
 

Artname 
Deutscher  

Name 
RL 
BW 

Na-
tura 
2000  

Waldgesellschafts-
gruppe  

(nach Reidl et al. 2013) 

Wesentliche  
Strukturparameter 

Anthericum liliago  Traubige Graslilie  3   
Eichenwälder bodensau-
rer Standorte  

lichte Eichenwälder  
bodensaurer Standorte  

Lychnis viscaria a  
Gewöhnliche 
Pechnelke  

3   lichte Waldränder  
bodensaurer Standorte  

Hypochaeris ma-
culata a  

Geflecktes  
Ferkelkraut  

2   Hainbuchenwälder  
lichte Waldränder 

Quercus pube-
scens  

Echte  
Flaum-Eiche  

V   

Eichen-Trockenwälder  

lichte Wälder  
basischer Standorte  

Dictamnus albus  Diptam  3   lichte Waldränder  
basischer Standorte  

Polystichum 
braunii a  

Zarter Schildfarn  2   Edellaubholzreiche Wäl-
der  

schattige Hang- und  
Schluchtwälder  

Populus nigra var. 
nigra  

Schwarzpappel  2   

Auen- und Sumpfwälder  
Rohboden  

Vitis vinifera ssp. 
sylvestris a  

Wilde Weinrebe  1   
besonnter Rohboden  

Pinus mugo ssp. 
rotundata  

Moorkiefer  3   
Moor-Gebüsche und  
Moorwälder  

Hochmoorränder mit  
intaktem Wasserregime 

Betula humilis a  Strauch-Birke  2   Hochmoorränder  

Carex humilis  Erd-Segge  V  
 

Kiefernwälder  

lichte flachgründige 
Kalkkiefern / buchen-Wäl-
der  

Viola rupestris  Sand-Veilchen  2  
 lichte Wälder und offene  

Bereiche auf basenrei-
chen Sanden  

Cypripedium cal-
ceolus a  

Frauenschuh  3  
Anh. 
II, IV  

Kiefernwälder, Fichten-
forste, (Laub-Mischwäl-
der)  

± lichte Wälder auf kalkhal-
tigen, basenreichen Böden  

Trichomanes spe-
ciosum  

Europäischer 
Dünnfarn  

*  
Anh. 
II, IV  

Bodensaure Laub- und 
Mischwälder  

Silikatfelsen mit sehr wenig 
Lichteinfall und feucht-küh-
lem Mikroklima  

Lycopodium cla-
vatum  

Keulen-Bärlapp  3   
Bodensaure Nadel- und 
Mischwälder  

halbschattige Rohböden 
und Heiden saurer und 
nährstoffarmer Standorte  

a Akut gefährdete Arten/Populationen mit lokalen Vorkommen, die um ihrer selbst zu erhalten und zu fördern sind. Bei Maßnahmen für 
diese Arten ist nicht mit einer großen Flächenwirkung zu rechnen.  

  



Moose 
 

Artname 
Deutscher  

Name 

R
L

 B
W

 

N
a
tu

ra
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0
0

0
 

Wesentliche  
Strukturparameter 

R
o

h
b

o
d

e
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t 

A
lt

e
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ä
u

m
e

 

T
o
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o
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Dicranum viride  
Grünes Besen-
moos/Grünes  
Gabelzahnmoos  

V!  
Anh. 

II 

Epiphyt an Laubbäume (Bu, HBu, Es, 
Er) in alten, halbschattigen Bestände 
mit konstantem Lichtregime; Dauerwald.  

  X  

Neckera  
pennata  

Gefiedertes  
Neckermoos  

2!   
Epiphyt an Laub- und Nadelbäumen in 
grund- und luftfeuchten Laubwäldern 
mit hohem Altholzanteil  

  X  

Orthotrichum 
rogeri  

Rogers  
Goldhaarmoos  

R!  
Anh. 

II 

Pioniergehölze (insb. Weide) in lichter 
Waldrandlage, oder alte, besonnte Tan-
nenkronen  

 X X  

Buxbaumia viri-
dis  

Grünes  
Koboldmoos  

  
Anh. 

II 
stärker zersetztes Nadel-Totholz in  
luftfeuchten, schattigen Wäldern  

   X 

Buxbaumia 
aphylla  

Blattloses  
Koboldmoos  

3   
saure, trockene, lichte u. offene (ma-
gere) Waldböden (Verlustlagen)  

X X   

Dicranum 
muehlenbeckii a  

Weißfilziges  
Gabelzahnmoos  2   

nährstoffarme, sonnige offene Felskup-
pen oberhalb von Blaugras-Buchenwäl-
dern mit Humusauflage  

X X   

Dicranum  
dispersum a  

Zerstreutes  
Gabelzahnmoos  2   

nährstoffarme, halbschattige Krüppel-
holzbestände in Blaugras-Buchenwäl-
der  

X (X)   

Sphagnum  
fuscum  

Braunes  
Torfmoos  

V  
 intakte Hochmoore  X   

Palustriella 
commutata  

Echtes Veränderli-
ches Sichel-Stark-
nervmoos  

V   
nährstoffarme, ganzjährig überrieselte 
Kalksinter (wichtigster Kalksinterbildner)  

X    

Anastrepta  
orcadensis  

Echtes Orkney-
Moos  

*   

humose, kalkarme, saure Stellen auf 
Fels an Kaltluftstandorten; dauerfeucht 
u. schattig  
(Blockhalden u. Moorränder)  

X    

Racomitrium la-
nuginosum  

Zottiges  
Zackenmützen-
moos  

*   
nährstoffarmes Silikatgestein in lichten 
bis halbschattigen Blockhalden  

X X   

Ulota  
hutchinsiae a  

Amerikanisches 
Krausblattmoos  2   

kleine Felsblöcke (basenreiches Silikat-
gestein), größere Felswände und alte 
Bäume in lichten Wälder  

X X X  

Dicranum  
spurium a  

Unechtes  
Gabelzahnmoos  

2   

Primärstandorte auf Silikat-Felsköpfen 
mit einzelnen Bäumen, Sekundärstand-
orte in warmen, nährstoffarmen, streu-
genutzten Kiefernwäldern  

X X   

 

  



Flechten 
 

Artname  
Deutscher 

Name 

R
L

 B
W

 

S
u

b
s
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a
t Wesentliche  

Strukturparameter 
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o
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Cetrelia  
cetrarioides  

Lederschild-
Schüsselflechte  

3 Buche, 
Hain- 
buche  

alte Laubbäume    X   

Pyrenula nitida  
Glänzende 
Kernflechte  

* 
glatte Rinde, lichtarme  
luftfeuchte Bestände  

   X  

Bacidia rubella  
Rötliche  
Stäbchenflechte  

V 

E
d
e

lla
u
b

h
o

lz
 

lichte Wälder in milden  
Lagen (insb. FAh)  

 X    

Gyalecta ulmi a  
Ulmen- 
Grubenflechte  

1 
rissige Borke alter Laubbäume; 
nur in sehr naturnahen Bestän-
den  

  X   

Lobaria 
pulmonaria  

Lungenflechte  2 alte Laubbäume    X X  

Nomandina 
pulchella  

Muschel-
schüppchen  

* 
strukturreiche Wälder mit  
mildozeanischem Klima  

     

Usnea  
florida s.l.  

Reichblütige 
Bartflechte  

2 in lichten Wäldern   X  X  

Bactrospora 
dryina a  

Eichen- 
Stabflechte  

2 

E
ic

h
e
 

alte Eichen in wintermilden  
Lagen  

  X X  

Chrysothrix  
candelaris  

Borken- 
Schwefelflechte  

V alte Bäume (i.b. Eiche)    X (X)  

Pertusaria  
flavida  

Gelbliche  
Porenflechte  

V Eichen       

Cetraria sepin-
cola a  

Birkenzweig-
flechte  

1 Birke 
Birkenäste in Kaltluftgebieten 
(Moore, Blockmeere)  

 X  X  

Alectoria 
sarmentosa a  

Hängende  
Alectorie  

1 

T
a
n
n
e
/ 

F
ic

h
te

 

Lichtkronen sehr naturnaher,  
nebelreicher Wälder  

 (X) X X  

Calicium viride  
Grüne  
Kelchflechte  

V sehr luftfeuchte Wälder    X X X 

Evernia divari-
cata  

Sparrige  
Pflaumenflechte  

3 alte Bäume in nebelreicher Lage   (X) X X  

Lecanactis  
abietina  

Tannen- 
Strahlflechte  

V 
alte Nadelbäume, auch dicht  
geschlossene Bestände  

  X X  

Sphaerophorus 
globosus a  

Korallen- 
Kugelträger  

1 alte Bäume    X X  

Usnea 
dasopoga s.l.  

Gewöhnliche 
Bartflechte  

3 
nebelreiche, lichte luftfeuchte 
Wälder  

 (X) (X) X  

Calicium 
glaucellum  

Bereifte  
Kelchflechte  

* entrindete Stubben und Stämme   X  X 

Cladonia stygia 
a  

Moor- 
Rentierflechte  

1 Moor Hochmoorrandwälder  X X    

Icmadophila eri-
cetorum a  

Heideflechte  2 
Torf/  
Stümpfe  

morsche Baumstümpfe in  
humiden Lagen  

X    X 

Cladonia arbus-
cula/rangiferina  

Rentierflechten  2- V 
Sand/ 
Blöcke  

lichter Rohboden; auf Sand  
oder Blöcken  

X X    



Großpilze 
 

Artname  
Deutscher  

Name 

R
L

 B
W

  

Baum- 
art 

Wesentliche Ansprüche 

Mykorrhiza  
Sa-
pro-

biont/ 
Para-
sit²  

sauer 
ba-

sisch 

Hericium agg. (a)  

(H. coralloides, 
erinaceus,  
Creolophus  
cirrhatus)  

Ästiger  
Stachelbart  

2 

B
u
c
h
e
 

beschattetes dickes Totholz    X 

Igel-Stachelbart  1 beschattetes dickes Totholz    X 

Dorniger  
Stachelbart  

G besonntes dickes Totholz    X 

Cantharellus 
friesii  

Samtiger  
Pfifferling  

G 
saure Böden, laubstreufreie  
Böschungen, etc.  

X   

Rubroboletus 
satanas  

Satans-Röhrling  V 
basische Böden, besonnte  
Altbestände  

 X  

Ramaria spp. 
(alle Mykorrhiza-
Arten)  

Ziegenbärte     
nährstoffarme und streuarme Alt-
bestände (Laub- und Nadelwald)  

X X  

Bondarzewia 
mesenterica  

Bergporling  3 

T
a
n
n
e
 

schwächelnde alte, dicke Tannen    X² 

Cortinarius atro-
virens  

Schwarzgrüner 
Klumpfuß  

3 
basenreiche Böden, schattige  
Altbestände  

 X  

Hericium al-
pestre  

Tannen- 
Stachelbart  

2 beschattetes dickes Totholz    X 

Albatrellus  
ovinus s.l.  
(A. ovinus, citrinus, 
subrubescens, con-
fluens) 

Schafporlinge  2 

F
ic

h
te

 

stark saure, nährstoffarme und 
streuarme Böden.  

X   

Antrodiella  
citrinella*  

Zitronengelbe 
Tramete * bei 
bestätigter 
Verbreitung 
auch außer-
halb des NPs  

D 
große Fichten-Totholzmengen  
(in luftfeuchter Lage)  

  X 

Lactarius  
aspideus a  

Schild-Milchling  1! Weide  
nährstoffarme, saure Böden 
(Moorränder & Bachauen)  

X   

Russula  
claroflava  

Gelber Grau-
stiel-Täubling  

3 Birke  
nährstoffarme, saure Böden 
(Moorränder)  

X   

Abortiporus 
fractipes  

Bruchwald- 
Saftporling  

R Erle 
/Birke/ 
Esche  
(Aue)  

zeitweise überschwemmtes Laub-
Totholz (Äste) in Altbeständen  

  X 

Lactarius  
lilacinus a  

Lila Milchling  2! 
naturnahe ältere Erlen,  
Au / Bruchwälder  

 X  

Xylobolus 
frustulatus  

Eichen-Mosaik-
Schichtpilz  

2 

E
ic

h
e
 

dickes liegendes (u. stehendes) 
Totholz  

  X 

Inonotus  
dryadeus  

Tropfender 
Schillerporling  

V 
alte, kränkelnde Eichen mit 
Stammbasis in Sonne bis  
Halbschatten  

  X² 

a Akut gefährdete Arten/Populationen mit lokalen Vorkommen, die um ihrer selbst zu erhalten und zu fördern sind. Bei Maßnahmen für diese Arten ist nicht mit einer 
großen Flächenwirkung zu rechnen.  

  



Säugetiere 
 

Artname  
Deutscher 

Name 

RL 
BW 

(2001) 

Natura 
2000 

Wesentliche Ansprüche 
Strukturparameter 

Barbastella  
barbastellus  

Mops- 
fledermaus  

1 
Anh.  
II, IV 

alte Bäume und Totholz, Habitatbäume mit Baumspalten 
und Rindenschuppen (enge Spaltenquartiere) 
Laub-, Misch- und Nadelwälder.  

Felis silvestris  Wildkatze  0 
Anh.  
IV 

große zusammenhängende Waldgebiete; große Baum-
höhlen; Waldränder, totholzreiche Wälder, Freiflächen 
im Wald  

Muscardinus  
avellanarius  

Haselmaus  G 
Anh.  
IV 

Verjüngungsphase, ausgeprägte Kraut- und Strauch-
schicht; strauchreiche Waldränder  

Myotis alcathoe  
Nymphen- 
fledermaus  

oE 
Anh.  
IV 

alte Bäume und Totholz, Habitatbäume, feuchte Eichen-
Hainbuchenwälder und Auwälder  

Myotis  
bechsteinii  

Bechstein- 
fledermaus  

2 
Anh.  
II, IV 

alte Bäume und Totholz mit Baumhöhlen, mehrschich-
tige Laubwälder  

Myotis myotis  
Großes  
Mausohr  

2 
Anh.  
II, IV 

unterwuchsarme Wälder als Jagdgebiet 

Nyctalus noctula  Abendsegler  i 
Anh.  
IV 

höhlenreiche Altholzbestände, v.a. Laubwälder, Jagd im 
freien Luftraum  

Pipistrellus 
nathusii  

Rauhaut- 
fledermaus  

i 
Anh.  
IV 

alte Bäume und Totholz, gewässerreiche Wälder im Tief-
land  

 

Vögel 
 

Artname  
Deutscher 

Name 

RL 
BW 

(2013) 

Natura 
2000 

VSchRL 

Wesentliche Ansprüche 
Strukturparameter 

Brut-
gilde 

Anthus trivialis  Baumpieper  2  
Verzahnte Wald-Offenland-Übergange, Freiflä-
chen im Waldverbund, Heide- und Moorbereiche  

Boden 

Caprimulgus 
europaeus  

Ziegenmelker  1 Anh. 1 
Große Freiflächen in Kiefern-Trockenwälder auf 
Sand in den Hardtebenen  

Boden 

Carduelis  
citrinellaa  

Zitronenzeisig  1! Art.4/2 
Offene Hochmoore, Missen, Grinden, Magerra-
sen, Magerweiden und Feuchtwiesen  

Baum 

Ciconia nigra  Schwarzstorch  3 Anh. 1 
Störungsarmen Altholzbestände in gewässerrei-
chen Laub- und Nadelwäldern sowie Auen-, 
Bruch- und Moorrandwäldern  

Baum 

Leiopicus  
medius  

Mittelspecht  *! Anh. 1 
Alte Eichen- und Laubwälder; grobborkige 
Bäume 

Höhle 

Dryocopus 
martius  

Schwarzspecht  *! Anh. 1 Altbäume, Buchen-, Misch- und Nadelwälder  Höhle 

Glaucidium 
passerinum  

Sperlingskauz *! Anh. 1 
Alt- und totholzreiche Bergmisch- und Mischwäl-
der, v.a. im Schwarzwald und Allgäu  

Höhle 

Lullula arborea  Heidelerche 1 Anh. 1 

Große Freiflächen im Waldverbund, karge, tro-
ckene Böden inkl. offene Sand- und Kiesböden; 
Kiefern-Trockenwälder in den Hardtebenen und 
Heidegebiete auf der Schwäbischen Alb  

Boden 

Phylloscopus 
bonelli  

Berglaubsän-
ger  

1! Art.4/2 
Wärmebegünstigte (südexponierte) und sehr 
lichte Wälder, oft in Hanglagen  

Boden 



Phylloscopus 
sibilatrix  

Waldlaub- 
sänger  

2  
Strauch- und unterholzarme, hallenwaldartige  
Buchen- und Laubwälder; geschlossenes Kro-
nendach, leicht vergraster Boden  

Boden 

Picoides 
tridactylus  

Dreizehen-
specht  

1 Anh. 1 
Fichten- und Nadelwälder mit sehr hohen Tot-
holzanteilen 

Höhle 

Scolopax  
rusticola  

Waldschnepfe  V!  Bodenfrische und feuchte Waldstandorte  Boden 

Tetrao  
urogallus  

Auerhuhn 1! Anh. 1 
beerstrauchreiche Freiflächen in lichten 
Bergmischwäldern  

Boden 

Turdus  
torquatus  

Ringdrossel 1! Art.4/2 
lichte Bergwälder, Waldmoore und Missen,  
Sukzessionsflächen und verzahnte Wald-Weide-
Übergänge 

Baum 

 

Amphibien und Reptilien 
 

Artname  Deutscher Name 
RL 
BW 

(1999) 

Natura 
2000 

VSchRL 

Wesentliche Ansprüche 
Strukturparameter 

Bombina  
variegata  

Gelbbauchunke  2! 
Anh.  
II,IV 

Temporäre warme, flache Kleingewässer; natur-
nahe Flussauen / Auwälder  

Hyla arborea  Laubfrosch  2 
Anh.  
IV 

Sonnenexponierte Gewässer mir Flachwasserzone 
und Schilfgürtel; naturnahe Flussauen / Auwälder  

Salamandra 
salamandra  

Feuersalamander  3  
Feuchte Laubmischwälder, saubere, beschattete 
Fließgewässer im Wald  

Vipera aspis  Aspisviper  1!  
Besonnte (südexponierte) Blockhalden und lichte 
Trockenwälder 

Vipera berus  Kreuzotter  2  
Verzahnte Wald-Offenland-Übergange, Freiflächen 
im Waldverbund, Heide- und Moorbereiche  

 

Schmetterlinge 
 

Artname  
Deutscher 

Name 

RL 
BW 

(2005) 

Natura 
2000 

Wesentliche Ansprüche 
Strukturparameter 

Raupen- 
futter- 

pflanzen 

Apatura ilia  
Kleiner  
Schillerfalter  

3  

besonnte Säume, lichte Au-, Laub- und 
Laubmischwälder niederer und mittlerer 
Lagen, kleinklimatisch feucht stehende 
Pappeln  

Pappeln  
(lokal auch  
Weiden)  

Apatura iris  
Großer Schil-
lerfalter  

V  
Laub- und Nadelwälder, beschatte und 
luftfeucht stehende Weiden, nordexpo-
nierte Wald- und Wegränder 

Weiden  
(v.a. Sal-
Weide)  

Colias palaeno  
Hochmoor-
Gelbling  

2  
Moorgebiete mit besonnten Rausch-
beerenbeständen und Nektarquellen  

Rauschbeere  

Coenonympha 
hero  

Wald-Wiesen-
vögelchen  

1! 
Anh.  
IV 

Streu- und Feuchtwiesenbrache; gra-
sige, windgeschützte und voll besonnte 
Freiflächen im Waldverbund; lichte Mit-
telwälder  

Grasarten  
(z.B. Zittergras-
Segge rasen-
Schmiele)  



Diclyca ooa  
Eichen- 
Nulleneule  

1  
Sehr lichte, warme, Eichen-Trockenwäl-
der (frühe bis mittlere Sukzessionssta-
dien)  

Eiche  

Drymonia  
velitarisa  

Südlicher  
Eichen-
zahnspinner  

1  
Sehr lichter, verbuschter Eichen-Tro-
ckenwald 

Eiche  

Limenitis  
populi  

Großer  
Eisvogel  

1  

Waldgesellschaften mit großem Ange-
bot an  
Zitter-Pappeln, z.B. Sukzessionswälder,  
Mittelwälder; auf kalte Winter angewie-
sen  

Zitter-Pappel  

Limenitis  
reducta  

Blauschwar-
zer Eisvogel  

2!  
Freiflächen im Waldverbund mit gro-
ßem Angebot an besonnten Heckenkir-
schen  

Heckenkirsche  

Lopinga 
achine  

Gelbringfalter  1 
Anh.  
IV 

Lichte Laub- und Nadelwälder mit gut 
ausgeprägter, besonnter Grasschicht 
(z.B. Mittel-, Weide-, Moorrandwälder)  

Seggenarten  

Lycaeides idas  
Ginster- 
Bläuling  

1  
Besenginsterheiden, Schlagfluren, Mit-
telwälder, Sandheiden, Kiesfluren  

Besenginster 
(Heidekraut, 
Erika u.a.)  

Nymphalis an-
tiopa  

Trauermantel  3  

Waldränder, Gewässerränder, 
Weichholzauen V.a. Mittelgebirge, in 
tieferen Lagen nur bei kontinental 
getöntem Klima 

Birken  
(Weiden,  
Ulmen)  

Parnassius 
mnemosyne  

Schwarzer 
Apollofalter  

1! 
Anh.  
IV 

Freiflächen im Wald und an Blütenwie-
sen angrenzende Säume mit besonn-
tem Lerchensporn 

Lerchensporn  

Satyrium ilicis  
Brauner  
Eichen- 
Zipfelfalter  

1  
Freiflächen im Waldverbund mit voll be-
sonnten Jungeichen oder Eichenbü-
schen  

Eiche  

Zygaena  
angelicaea  

Elegans- 
Widderchen  

2!  
Lichte Trockenwälder, v.a. Steppenhei-
dewälder, Säume und Abbruchkanten 
am Albtrauf  

Bergkronwicke  

Zygaena 
fausta  

Bergkron- 
wicken  
Widderchen  

3!  
Stark besonnte Trockenwälder, v.a.  
Steppenheidewälder, Säume und  
Abbruchkanten am Albtrauf  

Bergkronwicke  

Zygaena 
osterodensis  

Platterbsen- 
Widderchen  

2!  
Lichte Wälder, breite Waldränder mit 
besonnter Krautschicht 

Platterbsen  

 

Käfer 
 

Artname 
Deutscher 

Name 

R
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W
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Wesentliche Ansprüche 
Strukturparameter 
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Acmaeodera 
degener  

Gefleckter  
Eichen 
Prachtkäfer  

1!  Eiche  sonnenexponiert, Wipfeldürre  X    

Ampedus car-
dinalis  

Kardinalroter 
Schnellkäfer  

1  Eiche  
sonnenexponiert, braunfaule 
Bereichen (Schwefelporling)  

  X  



Brachygonus 
ruficeps  

  1!  Eiche  
sonnenexponiert, Alteichen im  
Freistand, trocken braunfaule 
Bereiche  

  X  

Camptorhinus 
statua  

Regloser  
Furchenbrust-
rüssler  

1!  Eiche  
Alteichen mit anbrüchigen  
Bereichen im freien Stand  

X    

Cerambyx 
cerdo  

Heldbock  1 
Anh. 
II,IV 

Eiche  
Alteichen mit anbrüchigen  
Bereichen im freien Stand  

X    

Ceruchus 
chrysomelinus  

Rinden- 
schröter  

2  
Tanne,  
Fichte 
(in BW)  

braunfaul großdimensioniertes 
Totholz mit Bodenkontakt  

 X   

Dicerca alni  
Großer  
Erlenpracht- 
käfer  

1  Erle  
anbrüchige und abgestorbene 
Erlen; Erlenbrüche, Auwald,  
Gewässerbegleitgehölze  

X    

Dicerca beroli-
nensis  

Berliner 
Prachtkäfer  

2  
Buche, 
Hain- 
buche  

Stammläsionen, Wipfeldürre  X    

Eurythyrea 
quercus  

Goldgrüner  
Eichenpracht-
käfer  

1!  Eiche  
sonnenexponierte Alteichen 
mit Stammschäden und/oder 
Wipfeldürre  

x    

Lacon quer-
ceus  

Hellgelbschup-
piger  
Grubenstirn-
Schnellkäfer  

1  Eiche  
sonnenexponiert, braunfaule 
Bereichen (Schwefelporling)  

  X  

Megopis 
scabricornis  

Körnerbock  1!  

Laub-
bäume, 
bes.  
Buche, 
Pappel, 
Hain- 
buche, 
Linde, 
Ross-
kastanie  

Laubbäume (außer Eiche) in 
wärmebegünstigten Lagen mit  
Absterbeerscheinungen  

 X   

Mycetoma su-
turale  

  2!  
Tanne,  
Fichte,  
Buche  

am Pilz Ischnoderma  
benzoinum  

   X 

Neomida ha-
emorrhoidalisa  

  R  
Pappel, 
Buche  

Zunderschwammreiche  
Laubbaum-Bestände, vor  
allem Pappel und Buche  

   X 

Osmoderma 
eremita  

Eremit  2 
Anh. 
II,IV 

Eiche,  
Linde, 
Esche,  
Laubb.  

lebende Laubbäume mit  
großdimensionierten Höhlun-
gen im freien Stand  

  X  

Rosalia alpina  Alpenbock  2! 
Anh. 
II,IV 

Buche  

Laubbäume, insbesondere 
Buchen mit anbrüchigen Be-
reichen und stehendes Tot-
holz, sonnenexponiert  

 X   

Tenebrio opa-
cusa  

Bunthalsiger  
Mehlwurm- 
käfer  

1  Eiche  
Alteichen mit trockenen  
Absterbeerscheinungen im 
freien Stand  

  X  

Triplax collarisa    1!  
Pappel, 
Lbb  

Morsche und anbrüchige Pap-
peln und Laubb. mit Pilzbe-
satz, Auwaldbereiche  

   X 

 

  



Zusätzliche Arten gemäß dem Alt- und Totholz-Konzept ForstBW 2016 
 

Artname 
Deutscher 

Name 
FFH- 
RL 

Vogel- 
schutz- 

RL 
Bemerkungen 

Aegolius 
funereus 

Raufußkauz  
Anh. 

1 

Höhlenbrüter, profitiert von Schwarzspecht-Höhlen, in mon-
tanen Nadelwäldern / Nadelmischwäldern (mit Tanne, 
Fichte, Buche oder Kiefer) mit Lichtungen; Jagdhabitat 
kleine, offene, unterholzfreie Waldbestände z.B. lückig ste-
hende Althölzer, Moore, Waldränder, Blößen, Lichtungen, 
Holzlagerstreifen oder Waldwiesen 

Anthreno- 
chernes 
stellae 

Stellas 
Pseudo- 
skorpion 

Anh. 
II 

 

zwei lokale Vorkommen im Odenwald und Kraichgau be-
kannt; bevorzugt Baumhöhlen mit Mulm, in lichten Wäldern 
und Einzelbäumen; räumliche Steuerung der AuT-Schutze-
lemente um bekannte Vorkommen extrem wichtig, da Art 
extrem selten und Nachweis sehr schwierig 

Columba 
oenas 

Hohltaube  
Art. 4 
Abs. 2 

Höhlenbrüter; profitiert von Schwarzspecht-Höhlen; schat-
tige, geschlossene Buchen-Wälder mit angrenzenden Of-
fenflächen zur Nahrungssuche (Wald-Offenland-Kompex) 

Coracias 
garrulus 

Blauracke  
Anh. 

1 

profitiert vom Großhöhlenschutz; räumlicher Bezug von 
Maßnahmen zu Strukturen außerhalb des Waldes erforder-
lich (Habitatbaumgruppen am Waldrand bzw. in lichten bis 
lückigen Waldbeständen); derzeit kein Brutvorkommen in 
Baden-Württemberg bekannt 

Falco 
subbuteo 

Baumfalke  
Art. 4 
Abs. 2 

Alt- und Totholzstrukturen im Waldrandbereich bzw. an 
Lichtungen in Altholzbeständen; bevorzugt lichte, alte Kie-
fernwälder mit niedrigem Unterstand 

Lucanus 
cervus 

Hirschkäfer 
Anh. 

II 
 

bevorzugt alte Eichen- und Eichen Hainbuchenwälder; Ei-
ablage bevorzugt an sich im Zerfall befindlichen Eichenstu-
bben, gerne auch an Kirsche, Birke, Weide oder Apfel; Vor-
kommen v.a. in Oberrheinebene mit Vorbergzone des 
Schwarzwaldes, Neckar-Tauber-Gäuplatten und Schwäbi-
schen Keuper-Lias-Land 

Mergus 
merganser 

Gänsesäger  
Art. 4 
Abs. 2 

benötigt Großhöhlen in Laubbäumen insbesondere in der 
Nähe größerer Gewässer (Flüsse, Seen); Angebot an 
Großhöhlen muss langfristig gesichert sein; bisher nur we-
nige Vorkommen in BW, Art in Ausbreitung 

Milvus 
migrans 

Schwarzmilan  
Anh. 

1 

profitiert vom Großhorstschutz; bevorzugtes Bruthabitat 
halboffene Waldlandschaften in Gewässernähe, insbeson-
dere Auewälder; Horste oft am Waldrand 

Milvus 
milvus 

Rotmilan  
Anh. 

1 

profitiert vom Großhorstschutz; bevorzugtes Bruthabitat 
lichte, alte Laub- und Mischwälder in Waldrandnähe (meidet 
geschlossene Waldgesellschaften), Horste werden über 
mehrere Jahre genutzt; Jagd auf offenen Flächen (Wald-
lichtungen, Gewässer) 

Myotis 
brandtii 

Brandt- 
fledermaus 

Anh. 
IV 

 
extrem selten (Rote Liste Status: vom Aussterben bedroht); 
nutzt Baumhöhlen sowie Spaltenquartiere in Baumrissen 
und hinter Rindenschuppen 

Myotis 
daubentonii 

Wasser- 
fledermaus 

Anh. 
IV 

 
nutzt Baumhöhlen sowie Spalten in Bäumen vorzugsweise 
in Gewässernähe 

Myotis 
nattereri 

Fransen- 
fledermaus 

Anh. 
IV 

 

Vorkommen in Laub- und Nadelholzbeständen; Wochenstu-
benquartiere in Baumhöhlen, Einzelquartiere auch in Baum-
spaltenquartieren; häufiger Quartierwechsel, daher zusam-
menhängendes Angebot an Quartierbäume in einem Um-
kreis von ca. 2 km und mehr erforderlich; Ausweisung von 
Habitatbäumen im Umfeld bekannter Wochenstuben be-
sonders sinnvoll; Jagdhabitat (mehrschichtige, aufgelo-
ckerte Laubbestände) in der Nähe der Quartierbäume 



Nyctalus 
leisleri 

Kleiner  
Abendsegler 

Anh. 
IV 

 

Wochenstuben-, Einzel-, Balz- und Winterquartiere vorwie-
gend in Höhlen und Spalten von Bäumen (z.B. Spechthöh-
len, Baumrisse), Fledermauskästen werden ebenfalls ange-
nommen; in BW dünn gestreut, wandernde Art 

Nycticorax 
nycticorax 

Nachtreiher 
Anh. 
IV 

Anh. 
1 

brütet u.a. auf Bäumen flußbegleitender Weichholzauen be-
vorzugt auf Erlen und Weiden, z.T. auch auf Eiche, Esche 
und Ulme, aber nicht auf besondere Baumstrukturen ange-
wiesen; profitiert vom Großhorstschutz; derzeit nur zwei be-
kannte Brutvorkommen in BW 

Pernis 
apivorus 

Wespen- 
bussard 

Anh. 
IV 

Anh. 
1 

profitiert vom Großhorstschutz; Alt- und Totholzstrukturen 
müssen im Waldrandbereich liegen; bevorzugt mosaikartig 
strukturierte Mischwälder, Deckung für den Horst wichtig 

Picus canus Grauspecht 
Anh. 
IV 

Anh. 
1 

profitiert vom Großhöhlenschutz; räumlicher Bezug zu offe-
nen Flächen am Waldrand oder zu Lichtungen erforderlich; 
in lichten, mittelalten bis alten, grenzlinienreichen Laub- und 
Mischwäldern v.a. mit Buche, Eiche und Kiefer, auch in 
Auewäldern; Nahrungsquelle Ameisen(nester) und holzbe-
wohnende Insekten (stehendes/ liegendes Totholz) 

Pipistrellus 
pygmaeus 

Mücken- 
fledermaus 

Anh. 
IV 

 Vorrangig in Auewälder 

Plecotus 
auritus 

Braunes  
Langohr 

Anh. 
IV 

 
bevorzugter Sommerquartierstandort sind Baumhöhlen, 
profitiert von Alt- und Totholz 

Salamandra 
atra 

Alpen- 
salamander 

Anh. 
IV 

 
liegendes Totholz dient als Winterquartier und Versteck; 
kleines Verbreitungsgebiet in BW auf der Adelegg 

Triturus 
cristatus 

Kammmolch 
Anh. 

II u. IV 
 

liegendes Totholz dient als Winterquartier und Versteck; 
profitiert vom Belassen von Totholz, Stubben und Wurzel-
tellern; zusätzlich Erhalt der Laichgewässer notwendig 

Bonasa 
bonasia 

Haselhuhn  
Anh. 

1 

benötigt junge Stadien der Waldsukzession mit Weich- oder 
Pionierlaubhölzern innerhalb strukturreicher mehrschichti-
ger Wälder; seit 2002 keine gesicherten Vorkommen in BW 

Ficedula 
albicollis 

Halsband- 
schnäpper 

 
Anh. 

1 

Höhlenbrüter; bevorzugt lichte, strukturreiche Laubwälder 
sowie Auewälder mit höhlenreichem Altholzbestand; Ver-
breitungsschwerpunkte auf Streuobstwiesen 

Jynx 
torquilla 

Wendehals  
Art. 4 
Abs. 2 

Höhlenbrüter; benötigt frühe Sukzessionsphasen, Zerfalls-
phasen, große Blößen (z.B. Windwurfflächen) etc.; Art nutzt 
zeitlich begrenzt im Wald vorkommende Strukturen, aber 
auch im Offenland); auf Angebot an Bruthöhlen sowie vege-
tationsarme Flächen mit Ameisenvorkommen angewiesen 

Picoides 
leucotos 

Weißrücken- 
specht 

 
Anh. 

1 

benötigt naturnahe Laub- und Mischwälder bevorzugt an 
südexponierten Hängen oder in Waldrandlage mit großflä-
chig hohem Anteil an stehendem und liegendem Totholz 
("Urwaldreliktart"); Brutvorkommen aktuell nur auf der 
Adelegg bekannt 

Upupa 
epops 

Wiedehopf  
Art. 4 
Abs. 2 

sehr lichte Wälder (insbesondere Kiefernwälder) und Wald-
ränder mit Angebot an (Specht-)höhlen; in Baden-Württem-
berg derzeit hauptsächlich Offenlandbesiedler, Maßnahmen 
in Wäldern mit Vorkommen erforderlich 

 
  



Anlage 5 

(zu Nummer 8.6.3.2) 

 

Förderfähige Biotoptypen 

 

Mit Bezug zur Waldbiotopkartierung nach dem Kartierhandbuch (2015) der Forstliche Ver-

suchs- und Forschungsanstalt Baden-Württemberg, 10. Auflage, überarbeitet von C. Schir-

mer und A. Wedler: 

 

- 53.11: Steinsamen-Eichen-Wald, 

- 53.12: Hainsimsen-Traubeneichen-Wald mit Leimkraut, 

- 53.13: Waldlabkraut-Hainbuchen-Traubeneichen-Wald, 

- 53.21 Seggen-Buchen-Wald, z.T. mit Tanne, 

- 53.30: Seggen-Eichen-Linden-Wald, 

- 53.41: Kiefern-Steppenheidewald 

- 54.21: Ahorn-Linden-Blockwald, 

- 54.22 Traubeneichen-Linden-Blockwald, 

- 54.30: Birken-Blockwald, 

- 55.50: Traubeneichen-Buchen-Wald, 

- 56.12: Hainbuchen-Stieleichen-Wald, 

- 56.20: Birken-Stieleichen-Wald mit Pfeifengras, 

- 56.30: Hainsimsen-Traubeneichen-Wald. 
 


